
Wie läuft’s? 
Die Arbeit im Landtag
Planspiel 4: „Die Gesetzgebung im Landtag“

19
–2

02
1

PLANSPIELE



Die Gesetzgebung im Landtag 3

Die Landeszentrale für politische Bildung

• ist die zentrale staatliche Einrichtung für die 
politische Bildung in Baden-Württemberg;

• ist überparteilich und nicht wertneutral,
sondern wirbt für die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung des Grundgesetzes;

• wendet sich mit ihren Angeboten an alle Men-
schen im Land, besonders an Lehrende und 
Lernende;

• möchte für Politik interessieren, für Demokra-
tie werben und zur Teilhabe ermuntern;

• veranstaltet im Jahr über tausend Seminare 
und Vorträge, Tagungen und Workshops, Bil-
dungsreisen und Exkursionen, Aktionen, Aus-
stellungen und Wettbewerbe;

• veröffentlicht Broschüren, Zeitschriften, 
Bücher sowie Lernmedien und -spiele und 
vertreibt sie in ihrem Webshop
www.lpb-bw.de/shop;

• unterhält ein breites, aktuelles Internetange-
bot (www.lpb-bw.de), das jährlich über vier 
Millionen Nutzer/-innen hat;

• betreut den Schülerwettbewerb des Landtags 
von Baden-Württemberg zur Förderung der 
politischen Bildung, das Freiwillige Ökologi-
sche Jahr sowie die Gedenkstättenarbeit;

• hat ihren Hauptsitz in Stuttgart, Außenstellen 
in Freiburg und Heidelberg und unterhält das 
Tagungszentrum „Haus auf der Alb“ in Bad 
Urach.

Neugierig geworden? 
Bestellen Sie unseren Newsletter: 
www.lpb-bw.de/newsletter 

oder werden Sie Premium-Mitglied.  
Anmeldung unter: 
www.lpb-bw.de/veranstaltungen
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Planspiel 4 – Vorwort

Die Planspielreihe zum Landtag von 
Baden-Württemberg

Die vom Fachbereich Politische Tage der Landes-
zentrale für politische Bildung entwickelte Plan-
spielreihe zum Landtag von Baden-Württemberg
konzentriert sich auf den oft vernachlässigten The-
menbereich der Landespolitik. Die thematisch aufei-
nander aufbauenden Planspiele ermöglichen einen 
intensiven Blick auf die verschiedenen politischen
Ablauf- und Arbeitsprozesse in den Parteien und im 
Parlament. Dadurch ist es möglich, den Weg von der 
Kandidatur innerhalb einer Partei im Wahlkreis über
die Wahl in den Landtag bis hin zur Beschlussfas-
sung eines Gesetzes im Landtag zu simulieren und
nachzuerleben.

Insgesamt besteht die Reihe aus vier Planspielen, 
die in zwei Phasen unterteilt sind. Die ersten beiden
simulieren die politischen Meinungs- und Willens-
bildungsprozesse auf dem Weg in den Landtag bis
zur Wahl, die beiden anderen stellen die Arbeit im 
Landtag nach der Wahl in den Mittelpunkt. Der mo-
dulare Aufbau ermöglicht es, dass die Planspiele je 
nach Themenauswahl einzeln, nacheinander oder
als Kombination durchgeführt werden können. Sie
sind ab Klasse 9 in allen Schularten einsetzbar. Die
Zeitdauer liegt jeweils bei ca. sechs Schulstunden.

Das vorliegende Heft „Die Gesetzgebung im Landtag“ 
ist das Planspiel 4 der Reihe und beschließt diese. 
Unter dem Themenfeld „Wie läuft‘s?“ steht der Ge-
setzgebungsprozess auf Landesebene am Beispiel 
von Baden-Württemberg im Mittelpunkt. Anhand von
zwei unterschiedlichen thematischen Szenarien (im
Planspiel stehen zwei Gesetzentwürfe zur Auswahl) 
wird der Ablauf der Gesetzgebung im Landtag simu-
liert. Dafür übernehmen die Teilnehmenden die Rol-
len von Abgeordneten und stimmen über einen der
Gesetzentwürfe ab. 

Die Teilnehmenden erfahren im Planspiel den Ab-
lauf der Gesetzgebung mit Fraktionssitzungen, 

Vorwort

Beratungen im Plenum, Ausschusssitzungen und
Abstimmungen. Sie können sich argumentativ und 
kontrovers mit den Fragestellungen zum jeweiligen
Gesetzentwurf beschäftigen und vertreten dabei die 
Standpunkte ihrer Fraktion und Rolle. Sie lernen aus 
ihren Rollen als Abgeordnete heraus die verschiede-
nen Parteipositionen und Fraktionsinteressen ken-
nen und können sie miteinander vergleichen.

Die Vorlage des Planspiels bilden dabei die Anzahl
und Art der in der 16. Legislaturperiode im Landtag
von Baden-Württemberg vertretenen Parteien. 

Das Planspiel ist so konzipiert, dass die Teilnehmen-
den eigeninitiativ handeln und damit sowohl den
Verlauf als auch den Ausgang des Planspiels selbst-
bestimmt gestalten. Die Anleitenden nehmen dabei 
eine begleitende und gegebenenfalls unterstützende 
Funktion ein. Im Vorfeld des Planspiels findet eine 
kurze Einführung (Briefing) in die Thematik statt. Im 
Anschluss an die Spielphase wird in einem Auswer-
tungsgespräch (Debriefing) mit den Teilnehmenden 
über das Planspiel reflektiert.

Überblick über die Planspielreihe zum Landtag 
von Baden-Württemberg

Themenfeld: Wer macht’s? Der Weg in den Landtag
Planspiel 1: „Die Nominierung im Wahlkreis“
(erschienen im Januar 2016)
Planspiel 2: „Parteien stellen sich zur Wahl“
(erschienen im Sommer 2019)

Themenfeld: Wie läuft’s? Die Arbeit im Landtag
Planspiel 3: „Die Konstituierung des Landtags“
(erschienen im Januar 2021)
Planspiel 4: „Die Gesetzgebung im Landtag“

Februar 2021 Thomas Franke
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Fact-Sheet Baden-Württemberg

Es ist bekannt als das Land der Automobilher-
steller, der eigentümlichen Dialekte und berühmt 
für kulinarische Besonderheiten wie Maultaschen 
und Spätzle mit Soß’ – doch Baden-Württemberg 
hat noch viel mehr zu bieten. Aus einer ganz be-
sonderen politischen Historie entwickelte sich ein 
einzigartiges politisches System, dessen einzelne 
Verfassungsorgane noch heute Hand in Hand zu-
sammenarbeiten.

Baden-Württemberg – so, wie wir es kennen?
Das Bundesland Baden-Württemberg entstand im 
Jahr 1952. Damals schlossen sich die drei Länder 
Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern 
und (Süd-)Baden zu einer Einheit zusammen. Heu-
te noch gilt der Zusammenschluss der drei Terri-
torien als wahrer Glücksfall, denn es gelang ihnen, 
zu einer Gemeinschaft zusammenzuwachsen und 
dennoch die kulturelle und regionale Vielfalt zu 
bewahren. Der Trennungsstrich im Namen Baden-
Württemberg wurde so mit der Zeit zum echten 
Bindestrich. 

Wahlsystem und Parteienlandschaft in Baden-
Württemberg
In Baden-Württemberg finden seit 1996 Landtags-
wahlen alle fünf Jahre statt (davor alle vier Jahre). 
Anders als bei der Bundestagswahl haben die Wähle-
rinnen und Wähler nur eine Stimme, die sowohl über 
das Direktmandat im jeweiligen der 70 Wahlkreise 
und über die prozentuale Verteilung der 50 weiteren 
Sitze im Landtag bestimmt. Dieses System führte in 
den letzten Jahren zu relativ vielen Ausgleichsman-
daten; der 16. Landtag (2016–2021) hat(te) beispiels-
weise 143 statt der vorgesehenen 120 Mitglieder. 
Reformen sind immer wieder im Gespräch.

Die Politik in Baden-Württemberg war lange stark 
von der CDU geprägt. Von 1953 bis 2011 stellte sie 
ununterbrochen den Ministerpräsidenten und re-
gierte dabei meist entweder mit der FDP/DVP oder 
der SPD, 1972–1991 dank absoluter Mehrheiten so-
gar allein. Insbesondere im ländlichen Raum ist die 
CDU tief verwurzelt. Seit 2011 konkurriert sie aber 
auch dort immer stärker mit dem in Baden-Würt-

temberg außerordentlich starken Bündnis 90/Die 
Grünen, das 2016 sogar stärkste Kraft wurde und 
zahlreiche Direktmandate im ländlichen Raum er-
rang. Die Grünen stellen mit Winfried Kretschmann 
seit 2011 den ersten grünen Ministerpräsidenten 
in Deutschland. 2011–2016 koalierte die Partei mit 
der SPD, seit 2016 mit der CDU. Eine grün-schwar-
ze Koalition ist in Baden-Württemberg eher we-
nig überraschend, da die Grünen im „Ländle“ ver-
gleichsweise wertkonservativ auftreten. Der in den 
2000er Jahren beginnende Aufstieg der Grünen zu 
einer Volkspartei im Südwesten ging einher mit 
einer Schwächung der SPD. Anders als beispiels-
weise im benachbarten Rheinland-Pfalz oder im 
Nordwesten Deutschlands schnitten die Sozialde-
mokraten in Baden-Württemberg traditionell eher 
schwach ab und erzielten außerhalb von industriell 
geprägten Großstädten wie Mannheim selten hohe 
Ergebnisse oder gar Direktmandate. Das traditio-
nelle SPD-Direktmandat in Mannheim I ging 2016 
an die AfD, die erstmals mit landesweit 15,1% in 
den Landtag einzog. Das für westdeutsche Verhält-
nisse ungewöhnlich starke Abschneiden der AfD 
in Baden-Württemberg ist aber historisch gesehen 
keine Neuheit: Parteien rechts der CDU erzielten im 
Südweststaat auch schon 1968 (NPD), 1992 sowie 
1996 (Die Republikaner) Stimmanteile von etwa  
10 %. Neben der CDU betrachtet auch die FDP 
Baden-Württemberg als ihr Stammland. Nur hier 
scheiterte sie noch nie an der Fünf-Prozent-Hürde, 
und die FDP/DVP-Fraktion stellte mit Reinhold Mai-
er 1952–53 sogar den ersten Ministerpräsidenten 
des Landes. 

Baden-Württemberg in Zukunft
Baden-Württemberg ist geprägt von großer kulturel-
ler und regionaler Vielfalt. Das stellt die Politik jedoch 
auch vor eine Reihe ganz besonderer Aufgaben. 

Neben den Dauerthemen Bildung, Stärkung des 
ländlichen Raums und Innere Sicherheit ist bei-
spielsweise die Integration von Menschen aus 
über 200 verschiedenen Staaten der Welt eine He-
rausforderung, deren Bewältigung wichtig für die 
Zukunft des Landes sein wird. Der beschleunigte 
technologische Wandel weg von Verbrenner- hin 
zu Elektromotoren im Fahrzeugbau wird im „Au-

toland“ Baden-Württemberg einen Strukturwan-
del bewirken, der in den nächsten Jahren auch die 
Landespolitik verstärkt beschäftigen wird. Auch 
der fortschreitende demografische Wandel, die Re-

aktion auf den Klimawandel mittels erneuerbarer 
Energien und der Ausbau der Infrastruktur in die 
Fläche werden in politischen Debatten nicht nur 
heute, sondern auch morgen maßgeblich sein.

Baden-Württemberg in Zahlen

Einwohner 11.069.533 (Stand 31.12.2019)

davon Kinder unter 18 Jahren 1.878.782 (Stand 31.12.2019)

davon Ausländer 1.680.850 (Stand 31.12.2019)

Arbeitslosenquote 4,4 % (Stand Juni 2020)

Fläche 35.751,46 Quadratkilometer

Bevölkerungsdichte 310 Einwohner pro Quadratkilometer

Regierungsbezirke 4 (Karlsruhe, Freiburg, Tübingen, Stuttgart)

Landkreise 35

Stadtkreise 9

Baden-Württemberg politisch und historisch

Landeshauptstadt Stuttgart

Gründung 25. April 1952

entstanden aus Baden, Württemberg-Hohenzollern, Württemberg-
Baden

Regierung Regierungschef (Stand Januar 2021):  
Winfried Kretschmann (Ministerpräsident) 
10 Minister in 10 Fachministerien
8 Staatssekretäre

Abgeordnete im Landtag mindestens 120  
16. Legislaturperiode: 143

Regierungen seit 1952 1952–1953: SPD, FDP/DVP, BHE
1953–1960: CDU, SPD, FDP/DVP, BHE
1960–1964: CDU, FDP/DVP, BHE
1964–1966: CDU, FDP/DVP
1966–1972: CDU, SPD
1972–1992: CDU
1992–1996: CDU, SPD
1996–2011: CDU, FDP/DVP
2011–2016: Bündnis 90/Die Grünen, SPD
2016–2021: Bündnis 90/Die Grünen, CDU

Wahlperiode 5 Jahre
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Energien und der Ausbau der Infrastruktur in die 
Fläche werden in politischen Debatten nicht nur 
heute, sondern auch morgen maßgeblich sein.
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Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 

Didaktische und methodische Hinweise
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Kurzüberblick

›  Zielgruppe: ab Klasse 9, alle Schularten 
(Schüler/-innen, Studierende, Erwachsene)

› Zeitdauer: ca. 6 Schulstunden
›  Teilnahmezahl: mindestens 18 Personen, 

 maximal 34 Personen
›  Organisatorisches: Für dieses Planspiel werden 

mindestens 2 Räume benötigt
›  Bildungsplanbezug: Grundlagen des politischen 

Systems, politischer Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozess auf landespolitischer Ebene 
in Baden-Württemberg

Die Methode Planspiel

Ein Planspiel stellt eine geeignete Methode 
dar, um politische Entscheidungs- und Willensbil-
dungsprozesse erlebbar zu machen. In Planspie-
len der politischen Bildung geht es darum, politics 
(politische Entscheidungsprozesse) zu erleben, 
indem eine policy (Politikfeld) in einer polity (Insti-
tution oder Gremium) simuliert wird. Die Methode 
ist erstrangig prozessorientiert, da eine Entschei-
dung, die auf einem Konflikt beruht, herbeigeführt 
werden muss.

Das Wort Planspiel ist aus den Bestandteilen 
„Plan“ und „Spiel“ zusammengesetzt. Der sich da-
rin spiegelnde Doppelcharakter von Plan-Spielen 
ermöglicht aktivierendes, spielerisches Lernen. 
Das heißt, einerseits ist die Methode durch star-
ke Formalisierung geprägt. Mit dem vorliegen-
den Planspiel wird die Möglichkeit eröffnet, den  
Gesetzgebungsprozess des baden-württembergi-
schen Landtags so realitätsgetreu wie möglich zu 
simulieren. Andererseits soll der spielerische As-
pekt bei Planspielen nicht zu kurz kommen. Durch 
eine didaktische Reduktion ist das Szenario so ge-
staltet, dass der Ausgang des Spiels offen bleibt. 
Die Teilnehmenden (TN) von Planspielen überneh-
men Rollen, in diesem Fall von Landtagsabgeord-

neten, durch die sie unter Entscheidungszwang 
direkt am Spielgeschehen mitgestalten können. 
Somit werden die Teilnehmenden zu den elemen-
taren Akteuren und Akteurinnen und sind durch 
ihr von Kreativität und Eigeninitiative geprägtes 
Handeln in zentraler Weise für die Dynamik und 
den Ausgang des Planspiels verantwortlich.

Die Phasen eines Planspiels
Üblicherweise besteht ein Planspiel aus drei 

Phasen: der Vorbereitungs-, der Simulations- und 
der Auswertungsphase. Diesem Schema folgt 
auch der Ablauf des hier vorliegenden Planspiels.

In der Vorbereitungsphase werden die Teil-
nehmenden auf die Methode und den Ablauf des 
Planspiels eingestimmt und mit dem notwendigen 
Vorwissen ausgestattet. Anschließend sind sie mit 
dem Szenario, den teilnehmenden Akteuren bzw. 
Akteurinnen und dem zugrunde liegenden Konflikt 
vertraut. In dieser ersten Phase ist viel Anleitung 
durch die Spielleitung nötig.

Das Kernstück eines Planspiels stellt die Simu-
lationsphase dar, in der die Teilnehmenden in ihre 
Rolle schlüpfen und in dieser agieren. Während 
der Simulation ist bestenfalls keine Anleitung, 
sondern eher Begleitung und Beobachtung durch 
die Spielleitung gefragt.

Als die wichtigste Phase eines Planspiels gilt 
die Auswertungsphase. Durch sie werden die Teil-
nehmenden in die Lage versetzt, das Gelernte zu 
reflektieren, auf die simulierte Realität zu transfe-
rieren und schließlich zu verinnerlichen. Zuvor ist 
das Ablegen der Rolle ein essenzielles Kriterium 
für das Gelingen dieser Phase.

Die Gesetzgebung im Landtag
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Ausschusssaal umgebaut werden, sodass ein wei-
terer Raum ausreicht. Die Ausschusssäle sollten 
unbedingt so ausgestaltet sein, dass die Teilneh-
menden einander zugewandt sind und bei Diskus-
sionen Blickkontakt haben können. Da hier mit und 
an schriftlichen Materialien gearbeitet wird, sind 
Tische von Vorteil. Ideal ist eine Anordnung der Ti-
sche in Hufeisenform.

Alle Materialien, die im Vorfeld kopiert werden 
müssen, sind in diesem Heft als Kopiervorlagen 
enthalten. Der Kopierleitfaden enthält alle wichti-
gen Hinweise zur Zusammenstellung der erforder-
lichen Unterlagen. Da das Material mit zwei Sze-
narien spielbar ist und bei jedem Szenario jeweils 
zwei andere Ausschüsse zuständig sind, muss die 
Spielleitung vorab das gewählte Szenario und ge-
gebenenfalls die jeweiligen Ausschussnamen in die 
freien Felder folgender Materialien eintragen:
›  Redemanuskripte Landtagspräsident/-in
›  Arbeitsaufträge Ausschussvorsitzende
›  Vorlage Beschlussempfehlung des federführen-

den Ausschusses

Entsprechend der aktuellen Mehrheitsverhält-
nisse müssen beim Szenario und Gesetzentwurf 
„Verpflichtender Dienst“ die Regierungsfraktio-
nen als Antragsteller eingetragen werden. Zudem 
muss vorab bei allen Parteiprofilen angekreuzt 
werden, ob die jeweilige Fraktion Teil der Regie-
rung oder der Opposition ist. 

Die Teilnehmenden brauchen außer einem Stift 
und Schreibunterlagen keine weiteren Materia-
lien. Sonstige bereitzustellende Materialien, wie 
zum Beispiel eine Glocke, sind im Ablaufplan an 
den entsprechenden Stellen aufgelistet.

Das Planspiel ist mit 18 bis zu 34 Personen 
spielbar. Innerhalb dieses Spektrums wurde bei 
der Konzeption des Formats darauf geachtet, dass 
bei jeder Anzahl an Teilnehmenden die Kräftever-
hältnisse, wie sie gegenwärtig in der 16. Legislatur-
periode des baden-württembergischen Landtags 
vorzufinden sind, ungefähr berücksichtigt werden.

Szenarien und Profile

Ausgangspunkt des Planspiels sind die vertre-
tenen Parteien und die jeweils aktuellen Mehrheits-
verhältnisse im baden-württembergischen Landtag. 
Bei der Konzeption wurde jedoch davon abgesehen, 
die Benennung der Parteien aus der Realität zu 
übernehmen. Das hat insbesondere pragmatische 
Gründe; schließlich sind die Parteiprogramme in ih-
rer Ausgestaltung sehr komplex und umfangreich, 
weshalb sie zum Zwecke der didaktischen Redukti-
on abgewandelt werden mussten. Dennoch dienen 
die real existierenden Parteien und deren Positio-
nen als Vorbild für die im Planspiel vertretenen fünf 
Parteien, gelistet nach Fraktionsstärke in der 16. 
Legislaturperiode des baden-württembergischen 
Landtags (Stand: 23. November 2020):

›  Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD)
›  Partei der Christlichen Demokratie (PCD)
›  Partei der Sozialen Demokratie (PSD)
›  Partei für Andere Demokratie (PAD)
›  Partei der Liberalen Demokratie (PLD)

Die Szenarien beinhalten Profile und Rollenbe-
schreibungen von Abgeordneten der Parteien, die aus 
unterschiedlichen Wahlkreisen kommen. Es kön-
nen zwei verschiedene Szenarien gespielt werden: 

1.  Gesetzentwurf: „Verfassungsänderung zur Ab- 
senkung der Altersgrenze des aktiven Wahl-
rechts auf Landesebene in Baden-Württem-
berg“. Dabei soll diskutiert werden, ob in Ba-
den-Württemberg bereits 16-Jährige das aktive 
Wahlrecht auf Landesebene erhalten sollen. 
Kann die für eine Verfassungsänderung nötige 
Zweidrittelmehrheit mobilisiert werden?

2.  Gesetzentwurf: „Einführung eines verpflichten-
den Dienstes an der Gesellschaft im Bereich des 
Sozialwesens für alle Schulpflichtigen in Baden-
Württemberg“. Hier geht es darum, ob Schüler/ 
-innen zu einem sozialen Dienst verpflichtet wer-
den sollen und wenn ja, wie lange dieser Dienst 
dauern soll und welche Einrichtungen, Träger 
oder Organisationen dafür infrage kommen. Bei 
der Abstimmung reicht die einfache Mehrheit.

Planspiel 4 – Didaktische und methodische HinweisePlanspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

Zielsetzung des Planspiels

In diesem Planspiel steht der Gesetzgebungs-
prozess auf Landesebene am Beispiel von Baden-
Württemberg im Mittelpunkt. Dafür übernehmen 
die Teilnehmenden die Rollen von Abgeordneten 
und stimmen über einen von zwei vorliegenden 
Gesetzentwürfen ab. Zum einen liegt ein Gesetz-
entwurf zur Absenkung der Altersgrenze für das 
aktive Wahlrecht auf Landesebene auf 16 Jahre 
vor. Zum anderen wird über ein Gesetz zur Ein-
führung eines verpflichtenden sozialen Dienstes 
entschieden, den alle Schülerinnen und Schüler 
an der Gesellschaft leisten sollen. Die Vorlage des 
Planspiels bilden dabei die Anzahl und Art der in 
der 16. Legislaturperiode im baden-württember-
gischen Landtag vertretenen Parteien. Ziel des 
Planspiels ist, dass die Teilnehmenden aus ihren 
Rollen als Abgeordnete heraus die verschiedenen 
Parteipositionen und Fraktionsinteressen ken-
nenlernen und miteinander vergleichen können. 
Auf dieser Basis stimmen sie anschließend über 
die Gesetzentwürfe ab und erleben so im Rahmen 
einer Simulation den Gesetzgebungsprozess des 
baden-württembergischen Landtags als formalen 
politischen Prozess auf Landesebene.

Die Teilnehmenden können nach dem Planspiel ...
› �Grundbegriffe des politischen Systems auf Lan-

desebene in Baden-Württemberg beschreiben;
› �den Ablauf des Gesetzgebungsprozesses des 

baden-württembergischen Landtags sowie  
die Aufgaben von Regierung und Opposition 
darlegen;

› �die unterschiedlichen Partei- und Fraktionsinter-
essen einordnen und die Positionen vergleichen;

› �innerhalb ihrer Rolle politische Entscheidungs-
prozesse gestalten und Handlungsoptionen 
entwickeln;

› �die Herausforderungen der parlamentarischen 
Arbeit bewerten.

Zeitlosigkeit des Planspiels

Das vorliegende Planspielheft wurde im Jahr 
2020 entwickelt. Die Mehrheitsverhältnisse (siehe 

Szenarien und Profile, Rollenverteilungsschlüs-
sel) sind entsprechend der damals aktuellen Si-
tuation im Landtag angelegt. Dies äußert sich 
unter anderem darin, dass die zwei zu diesem 
Zeitpunkt größten Fraktionen (hier: PÖD und PCD) 
die Ausschussvorsitzenden im Planspiel stellen 
und dass der Landtagspräsident bzw. die Land-
tagspräsidentin aus den Reihen der PÖD kommt. 
Der Rollenverteilungsschlüssel orientiert sich an 
Umfrageergebnissen vom Januar 2021 und muss 
gegebenenfalls angepasst werden.

Dennoch wurde das Spiel mit dem Ziel konzipiert, 
unabhängig von den aktuell vorherrschenden Mehr-
heitsverhältnissen im Landtag und den tagesaktu-
ellen Diskursen spielbar zu sein. Um entsprechend 
flexibel bleiben zu können, wurden zusätzliche 
Rollen erarbeitet, die im Zweifelsfall hinzugezogen 
werden können. Wichtig ist jedoch, dass tagespoli-
tische Diskurse oder Abweichungen des Planspiels 
von den realen Gegebenheiten in der Reflektion 
(Auswertungsphase) aufgegriffen und besprochen 
werden (siehe Handreichung zum Debriefing).

Vorbereitung des Planspiels

Das Planspiel setzt kein Vorwissen aufseiten der 
Teilnehmenden voraus. Die Erläuterung der  Auf-
gaben, der verschiedenen Gremien und der Abläu-
fe des Landtags ist im Rahmen der thematischen 
Einführung möglich. Wenn Zeit zur Verfügung steht, 
ist es aber durchaus hilfreich, wenn schon vor Be-
ginn des Planspiels grundlegendes Wissen über den 
Landtag vermittelt wird. Sinnvoll ist dann, dass sich 
die Teilnehmenden vor dem Planspiel mit den Struk-
turen und Aufgaben des Landtags beschäftigen.

Zur Durchführung des Planspiels sind mindes-
tens zwei (besser drei) möglichst nebeneinander-
liegende Räume notwendig. 

Für den Realitätsbezug wird empfohlen, einen 
großen Raum als Plenarsaal zu nutzen und auch 
die Sitzordnung entsprechend vorzubereiten. 
Weiterhin werden ein bis zwei Ausschusssäle ge-
braucht. Der Plenarsaal kann aber auch zu einem 
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Ausschusssaal umgebaut werden, sodass ein wei-
terer Raum ausreicht. Die Ausschusssäle sollten 
unbedingt so ausgestaltet sein, dass die Teilneh-
menden einander zugewandt sind und bei Diskus-
sionen Blickkontakt haben können. Da hier mit und 
an schriftlichen Materialien gearbeitet wird, sind 
Tische von Vorteil. Ideal ist eine Anordnung der Ti-
sche in Hufeisenform.

Alle Materialien, die im Vorfeld kopiert werden 
müssen, sind in diesem Heft als Kopiervorlagen 
enthalten. Der Kopierleitfaden enthält alle wichti-
gen Hinweise zur Zusammenstellung der erforder-
lichen Unterlagen. Da das Material mit zwei Sze-
narien spielbar ist und bei jedem Szenario jeweils 
zwei andere Ausschüsse zuständig sind, muss die 
Spielleitung vorab das gewählte Szenario und ge-
gebenenfalls die jeweiligen Ausschussnamen in die 
freien Felder folgender Materialien eintragen:
› �Redemanuskripte Landtagspräsident/-in
› �Arbeitsaufträge Ausschussvorsitzende
› �Vorlage Beschlussempfehlung des federführen-

den Ausschusses

Entsprechend der aktuellen Mehrheitsverhält-
nisse müssen beim Szenario und Gesetzentwurf 
„Verpflichtender Dienst“ die Regierungsfraktio-
nen als Antragsteller eingetragen werden. Zudem 
muss vorab bei allen Parteiprofilen angekreuzt 
werden, ob die jeweilige Fraktion Teil der Regie-
rung oder der Opposition ist. 

Die Teilnehmenden brauchen außer einem Stift 
und Schreibunterlagen keine weiteren Materia-
lien. Sonstige bereitzustellende Materialien, wie 
zum Beispiel eine Glocke, sind im Ablaufplan an 
den entsprechenden Stellen aufgelistet.

Das Planspiel ist mit 18 bis zu 34 Personen 
spielbar. Innerhalb dieses Spektrums wurde bei 
der Konzeption des Formats darauf geachtet, dass 
bei jeder Anzahl an Teilnehmenden die Kräftever-
hältnisse, wie sie gegenwärtig in der 16. Legislatur-
periode des baden-württembergischen Landtags 
vorzufinden sind, ungefähr berücksichtigt werden.

Szenarien und Profile

Ausgangspunkt des Planspiels sind die vertre-
tenen Parteien und die jeweils aktuellen Mehrheits-
verhältnisse im baden-württembergischen Landtag. 
Bei der Konzeption wurde jedoch davon abgesehen, 
die Benennung der Parteien aus der Realität zu 
übernehmen. Das hat insbesondere pragmatische 
Gründe; schließlich sind die Parteiprogramme in ih-
rer Ausgestaltung sehr komplex und umfangreich, 
weshalb sie zum Zwecke der didaktischen Redukti-
on abgewandelt werden mussten. Dennoch dienen 
die real existierenden Parteien und deren Positio-
nen als Vorbild für die im Planspiel vertretenen fünf 
Parteien, gelistet nach Fraktionsstärke in der 16. 
Legislaturperiode des baden-württembergischen 
Landtags (Stand: 23. November 2020):

› �Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD)
› �Partei der Christlichen Demokratie (PCD)
› �Partei der Sozialen Demokratie (PSD)
› �Partei für Andere Demokratie (PAD)
› �Partei der Liberalen Demokratie (PLD)

Die Szenarien beinhalten Profile und Rollenbe-
schreibungen von Abgeordneten der Parteien, die aus 
unterschiedlichen Wahlkreisen kommen. Es kön-
nen zwei verschiedene Szenarien gespielt werden: 

1. �Gesetzentwurf: „Verfassungsänderung zur Ab- 
senkung der Altersgrenze des aktiven Wahl-
rechts auf Landesebene in Baden-Württem-
berg“. Dabei soll diskutiert werden, ob in Ba-
den-Württemberg bereits 16-Jährige das aktive 
Wahlrecht auf Landesebene erhalten sollen. 
Kann die für eine Verfassungsänderung nötige 
Zweidrittelmehrheit mobilisiert werden?

2. �Gesetzentwurf: „Einführung eines verpflichten-
den Dienstes an der Gesellschaft im Bereich des 
Sozialwesens für alle Schulpflichtigen in Baden-
Württemberg“. Hier geht es darum, ob Schüler/ 
-innen zu einem sozialen Dienst verpflichtet wer-
den sollen und wenn ja, wie lange dieser Dienst 
dauern soll und welche Einrichtungen, Träger 
oder Organisationen dafür infrage kommen. Bei 
der Abstimmung reicht die einfache Mehrheit.
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Planspiels bilden dabei die Anzahl und Art der in 
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›  Grundbegriffe des politischen Systems auf Lan-
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baden-württembergischen Landtags sowie  
die Aufgaben von Regierung und Opposition 
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›  die unterschiedlichen Partei- und Fraktionsinter-
essen einordnen und die Positionen vergleichen;

›  innerhalb ihrer Rolle politische Entscheidungs-
prozesse gestalten und Handlungsoptionen 
entwickeln;

›  die Herausforderungen der parlamentarischen 
Arbeit bewerten.

Zeitlosigkeit des Planspiels

Das vorliegende Planspielheft wurde im Jahr 
2020 entwickelt. Die Mehrheitsverhältnisse (siehe 
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unter anderem darin, dass die zwei zu diesem 
Zeitpunkt größten Fraktionen (hier: PÖD und PCD) 
die Ausschussvorsitzenden im Planspiel stellen 
und dass der Landtagspräsident bzw. die Land-
tagspräsidentin aus den Reihen der PÖD kommt. 
Der Rollenverteilungsschlüssel orientiert sich an 
Umfrageergebnissen vom Januar 2021 und muss 
gegebenenfalls angepasst werden.

Dennoch wurde das Spiel mit dem Ziel konzipiert, 
unabhängig von den aktuell vorherrschenden Mehr-
heitsverhältnissen im Landtag und den tagesaktu-
ellen Diskursen spielbar zu sein. Um entsprechend 
flexibel bleiben zu können, wurden zusätzliche 
Rollen erarbeitet, die im Zweifelsfall hinzugezogen 
werden können. Wichtig ist jedoch, dass tagespoli-
tische Diskurse oder Abweichungen des Planspiels 
von den realen Gegebenheiten in der Reflektion 
(Auswertungsphase) aufgegriffen und besprochen 
werden (siehe Handreichung zum Debriefing).

Vorbereitung des Planspiels

Das Planspiel setzt kein Vorwissen aufseiten der 
Teilnehmenden voraus. Die Erläuterung der  Auf-
gaben, der verschiedenen Gremien und der Abläu-
fe des Landtags ist im Rahmen der thematischen 
Einführung möglich. Wenn Zeit zur Verfügung steht, 
ist es aber durchaus hilfreich, wenn schon vor Be-
ginn des Planspiels grundlegendes Wissen über den 
Landtag vermittelt wird. Sinnvoll ist dann, dass sich 
die Teilnehmenden vor dem Planspiel mit den Struk-
turen und Aufgaben des Landtags beschäftigen.

Zur Durchführung des Planspiels sind mindes-
tens zwei (besser drei) möglichst nebeneinander-
liegende Räume notwendig. 

Für den Realitätsbezug wird empfohlen, einen 
großen Raum als Plenarsaal zu nutzen und auch 
die Sitzordnung entsprechend vorzubereiten. 
Weiterhin werden ein bis zwei Ausschusssäle ge-
braucht. Der Plenarsaal kann aber auch zu einem 
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Ablauf des Planspiels – 
die Phasen im Überblick

1.	 Vorbereitungsphase
Warm-up und Einführung in die Methode Planspiel

Nach der Begrüßung ist die Durchführung der-
Methode Stuhlspiel vorgesehen (Spielanleitung und 
Materialien siehe S. 25 und 26). Das Stuhlspiel hat 
zum einen die Funktion eines Warm-ups, zum an-
deren lernen die Teilnehmenden so spielerisch die 
Besonderheiten der Methode Planspiel kennen und 
erhalten wichtige Anregungen bzw. Tipps für ihr ei-
genes Verhalten im weiteren Verlauf.

Für das Spiel werden die Teilnehmenden in zwei 
Gruppen (A und B) eingeteilt, mit je sich auf den 
ersten Blick gegenseitig ausschließenden Grup-
penaufgaben („Bringe innerhalb einer Minute alle 
Stühle zu A“ bzw. „Bringe innerhalb einer Minute 
alle Stühle zu B“). Diese Aufgaben symbolisieren in 
reduzierter Form die unterschiedlichen Interessen 
in politischen Entscheidungssituationen. Obwohl 
die Aufgaben im ersten Moment gegensätzlich wir-
ken und eine gemeinsame Lösung nicht möglich 
erscheint, kann sie doch erreicht werden, zum Bei-
spiel indem man erst alle Stühle zu A und danach 
alle Stühle zu B bringt (oder andersherum) oder 
indem man alle Stühle auf eine Seite stellt und die 
Schilder nebeneinanderhängt. Dadurch wird für die 
Teilnehmenden ersichtlich, dass trotz unterschied-
licher Interessen und Positionen die Möglichkeit be-
steht, Kompromisse zu finden. Thematisiert werden 
sollte dabei die Frage, wie es möglich wird, solche 
Lösungen zu finden (Stichwort: Kommunikation). 

Darüber hinaus kann in der obligatorischen Re-
flexion der Methode die Parallele gezogen werden, 
dass es ähnlich wie beim Stuhlspiel auch in einem 
Planspiel einerseits Regeln und rollenspezifische 
Aufgaben gibt, nach deren Vorgabe gehandelt wer-
den soll; andererseits gibt es jedoch auch umfang-
reiche Handlungsspielräume, in denen das Verhalten 
der Teilnehmenden die Dynamik des Spiels sowie 
dessen Ausgang in zentraler Weise beeinflusst.

Spielerische Hinführung
Die Teilnehmenden erhalten einen Überblick 

über die Grundbegriffe des politischen Systems auf 
Landesebene sowie eine Einführung in den Ablauf 
des Gesetzgebungsprozesses, den sie in der Simu-
lationsphase nachspielen werden. Dafür werden 
die Teilnehmenden in Gruppen à vier Personen auf-
geteilt und bringen gemeinsam die Blätter mit den 
einzelnen Stationen des Gesetzgebungsverfahrens 
in die richtige Reihenfolge. (Die Erklärungen der 
einzelnen Stationen stehen jeweils auf der Rück-
seite.) Die schnellste Gruppe hängt ihr Schema gut 
sichtbar an der Wand auf, wo es als Vorlage für den 
Ablauf der Simulationsphase dient.

Hierbei ist besonders wichtig, dass alle Teilneh-
menden mit den Begriffen (Plenum, Fraktion, Aus-
schuss etc.) vertraut sind. Deshalb soll an dieser 
Stelle Raum für Nachfragen sein. Außerdem sollte 
besprochen werden, welche Fraktionen aktuell Teil 
der Regierung bzw. der Opposition sind. Das kann 
durch Hinzufügen der Parteilogos zum Ablaufsche-
ma des Gesetzgebungsprozesses geschehen.

Vorstellen des Szenarios
Bevor es in die eigentliche Simulation geht, wer-

den das vorab von der Spielleitung ausgewählte 
Szenario und der entsprechende Gesetzentwurf 
an alle Teilnehmenden ausgeteilt. Damit alle genau 
wissen, um was es in der Simulation geht, empfiehlt 
es sich, Szenario und Gesetzentwurf gemeinsam zu 
lesen. Anschließend werden Fragen dazu geklärt.

2.	 Simulationsphase
Die Simulationsphase ist in mehrere Abschnit-

te gegliedert, die in drei verschiedenen Modi ge-
spielt werden:
› �im Plenum (alle Teilnehmenden in einem Raum)
› �in Ausschüssen (jeweils die Hälfte der Teilneh-

menden in einem Raum)  
› �in Fraktionen (jeweils alle Mitglieder einer Frak-

tion an einem Tisch)

Die Spielleitung übernimmt ab sofort die Rolle 
der Landtagsverwaltung und steht den Teilneh-
menden unterstützend beiseite. Besonders gut 
erlebbar wird die Simulation, wenn sich die Teil-
nehmenden als Mitglieder des baden-württem-
bergischen Landtags formal siezen. 

Einarbeitung in die Rollen und Positionen
Die Teilnehmenden erhalten ihre Rollenkar-

ten mit dazugehörigem Namensschild. Sie bege-
ben sich an den für ihre Fraktion vorgesehenen 
Ort. Anschließend denken sie sich in Einzelarbeit 
einen Rollennamen aus und machen sich mit der 
eigenen Rolle und der allgemeinen Parteiposition 
vertraut.

Dabei gibt es drei Sonderrollen, die gezielt an 
besonders aktive Teilnehmende vergeben werden 
sollten:
›  Die Landtagspräsidentin/der Landtagspräsident 

(Mitglied der größten Fraktion; hier: PÖD) berei-
tet sich auf die Leitung der Beratungen vor.

›  Die beiden Ausschussvorsitzenden (Mitglieder 
der beiden größten Fraktionen, hier: PÖD und 
PCD) bereiten sich auf die Leitung der Aus-
schusssitzungen vor. 

Anhand des Arbeitsblatts „Arbeitsauftrag für  
Abgeordnete des baden-württembergischen Land- 
tags“ können sich die Teilnehmenden jederzeit ori-
entieren und wissen stets, was in der jeweiligen 
Phase zu erledigen ist.

Erste Fraktionssitzung
Die Teilnehmenden (ab hier: Mitglieder des 

Landtags) treffen sich innerhalb ihrer Fraktion 
mit den Fraktionskolleginnen und -kollegen. Dort 
haben sie sich auf ihr gemeinsames Vorgehen im 
Plenum und in den Ausschüssen vorzubereiten. 
Wichtig ist, dass sich die Fraktionen gut unterei-
nander absprechen. Besonders bei den großen 
Fraktionen ist hier Unterstützung durch die Spiel-
leitung gefragt, denn die Abgeordneten haben ei-
niges zu besprechen (kurze Vorstellungsrunde, 
Wahl des Fraktionsvorsitzes, Position zum Gesetz-
entwurf, Verfassen einer Stellungnahme, Auftei-
lung auf die Ausschüsse, gegebenenfalls Wahl des 
Ausschussvorsitzes). In den Arbeitsaufträgen von 
Abgeordneten, Landtagspräsident/-in und Frak-
tionsvorsitzenden ist nun auch der Name des je-
weils gewählten Ausschusses anzukreuzen.

Es empfiehlt sich, dass die beiden größten 
Fraktionen zur Vorbereitung in die Ausschusssä-

le gehen und die kleineren Fraktionen im großen 
Raum bleiben, der als Plenarsaal genutzt wird. 
Jede Fraktion braucht einen gemeinsamen Tisch 
zum Arbeiten. Er kann mit dem jeweiligen Partei-
logo markiert werden.

Erste Beratung
In der ersten Beratung treffen sich alle Abge-

ordneten im Plenum. Die Sitzordnung soll sich 
dabei an der Sitzordnung im Landtag orientieren. 
Das heißt, alle sitzen auf Stühlen, nur das Präsidi-
um hat einen Tisch vor sich. Die Fraktionen sitzen 
in folgender Reihenfolge (aus Sicht der Präsiden-
tin/des Präsidenten von links nach rechts): PSD, 
PÖD, PLD, PCD, PAD. Die Sitzung wird von der Land-
tagspräsidentin bzw. dem Landtagspräsidenten 
geleitet. Dabei braucht sie bzw. er Unterstützung 
von der Spielleitung. Jede Fraktion trägt ihre erste 
Stellungnahme vor. Danach werden sie von der/
dem Präsidierenden in die Ausschüsse verwiesen.

Ausschussarbeit
Es gibt zwei Ausschüsse: den mitberatenden 

Ausschuss und den federführenden Ausschuss. Sie 
bestehen jeweils aus der Hälfte aller Abgeordneten 
und fokussieren sich auf ihre spezifischen Themen 
(siehe Szenario). Beide Ausschüsse tagen zeitver-
setzt. Der mitberatende Ausschuss beginnt, die an-
deren Abgeordneten haben derweil Pause. In den 
Ausschüssen sitzen die Fraktionen alle an einem 
Tisch, aber jeweils in derselben Reihenfolge wie 
im Plenum, das heißt aus Sicht des Ausschussvor-
sitzes von links nach rechts: PSD, PÖD, PLD, PCD, 
PAD. Geleitet werden die Ausschüsse vom jeweili-
gen Ausschussvorsitz; auch hier ist Unterstützung 
durch die Spielleitung hilfreich, beispielsweise 
durch Protokollieren der Fraktionspositionen und 
der Beschlüsse. Nachdem der mitberatende Aus-
schuss dem federführenden Ausschuss eine Emp-
fehlung übergeben hat, haben diese Abgeordneten 
Pause. Der federführende Ausschuss erarbeitet auf 
dieser Grundlage eine Beschlussempfehlung für 
das Plenum. 

Zweite Fraktionssitzung
Auf Basis der Beschlussempfehlung des feder-

führenden Ausschusses geht es nun darum, letzte 
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in die richtige Reihenfolge. (Die Erklärungen der 
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seite.) Die schnellste Gruppe hängt ihr Schema gut 
sichtbar an der Wand auf, wo es als Vorlage für den 
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Hierbei ist besonders wichtig, dass alle Teilneh-
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menden unterstützend beiseite. Besonders gut 
erlebbar wird die Simulation, wenn sich die Teil-
nehmenden als Mitglieder des baden-württem-
bergischen Landtags formal siezen. 

Einarbeitung in die Rollen und Positionen
Die Teilnehmenden erhalten ihre Rollenkar-
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in folgender Reihenfolge (aus Sicht der Präsiden-
tin/des Präsidenten von links nach rechts): PSD, 
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dieser Grundlage eine Beschlussempfehlung für 
das Plenum. 

Zweite Fraktionssitzung
Auf Basis der Beschlussempfehlung des feder-

führenden Ausschusses geht es nun darum, letzte 
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RollenverteilungsschlüsselÄnderungen am Gesetzentwurf einzubringen. Die 
Fraktionen verfassen dazu eine erneute Stellung-
nahme und reichen gegebenenfalls Änderungsanträ-
ge ein. Absprachen unter den Fraktionen (informell!) 
sind möglich bzw. sogar erwünscht. Hier könnten 
beispielsweise die Regierungs- und Oppositions-
fraktionen ihr gemeinsames Vorgehen absprechen.

Zweite Beratung
Im Plenum liest der bzw. die Vorsitzende des 

federführenden Ausschusses die Beschlussemp-
fehlung vor. Die Fraktionen tragen ihre Stellung-
nahmen vor und stimmen mehrheitlich über die 
einzelnen Änderungsanträge ab. Die Spielleitung 
hält die angenommenen Änderungsanträge in der 
Vorlage Gesetzesbeschluss fest.

Dritte Beratung (nur im Szenario „Wählen ab 16“!)
Im Szenario „Wählen ab 16” gibt es noch eine 

dritte Beratung, die auch in der Realität bei Verfas-
sungsänderungen üblich ist. Zwischen der zweiten 
und der dritten Beratung können die Abgeordne-
ten nochmals versuchen, eine Mehrheit für oder 
gegen den Gesetzentwurf zu finden. Im Szenario 
„Wählen ab 16“ ist bei der Schlussabstimmung 
eine Zweidrittelmehrheit für das Inkrafttreten des 
Gesetzes notwendig.

Schlussabstimmung
Schließlich wird im Plenum über den Gesetz-

entwurf als Ganzes abgestimmt. Der Landtags-
präsident bzw. die Landtagspräsidentin liest den 
vorliegenden Entwurf samt Änderungsanträgen 
vor und bittet alle Abgeordneten um Stimmabga-
be. Wenn es eine (Zweidrittel-)Mehrheit für den 
Gesetzentwurf gibt, ist das Gesetz beschlossen.

Danach schließt der Landtagspräsident bzw. 
die Landtagspräsidentin den Gesetzgebungspro-
zess ab und die Simulationsphase ist beendet.

3.	 Auswertungsphase
Nach der Schlussabstimmung sollte eine kurze 

Pause gemacht werden. Der Raum kann gelüftet 
werden, die Sitzordnung aufgelöst (beispielsweise 
in einen Stuhlkreis) und die Teilnehmenden kön-
nen nach den Verhandlungen kurz verschnaufen.

ANZAHL 
TN

PÖD PCD PSD PAD PLD
ANZAHL TN 

MITBERATENDER 
AUSSCHUSS*

ANZAHL TN  
FEDERFÜHRENDER 

AUSSCHUSS*

18 5 5 3 3 2 7 11

19 6 5 3 3 2 8 11

20 6 6 3 3 2 9 11

21 6 7 3 3 2 9 12

22 7 7 3 3 2 9 13

23 7 7 4 3 2 10 13

24 7 7 4 4 2 11 13

25 8 7 4 4 2 12 13

26 8 8 4 4 2 13 13

27 8 8 4 4 3 13 14

28 8 9 4 4 3 13 15

29 9 9 4 4 3 13 16

30 9 9 4 5 3 13 17

31 9 9 5 5 3 13 18

32 10 9 5 5 3 14 18

33 10 10 5 5 3 15 18

34 10 11 5 5 3 15 19

Beispiel eines möglichen Rollenverteilungsschlüssels (Grundlage: Umfrage zur Landtagswahl 
2021, Stand 13.01.2021)

*  Die Mitglieder einer Fraktion verteilen sich gleichmäßig auf die beiden Ausschüsse. Für den Fall, dass eine Fraktion aus 
einer ungeraden Anzahl an Mitgliedern besteht, geht der größere Teil in den federführenden Ausschuss.

Die Auswertungsphase, insbesondere das De-
briefing, gilt als der wichtigste Teil eines Plan-
spiels. Sie wird in der Handreichung zum Debrie-
fing (siehe S. 124) detailliert erläutert.

Rollenablegen
Mit dem Ablegen der Rollen soll verdeutlicht 

werden, dass die Simulationsphase nun beendet 
ist und die Teilnehmenden nicht mehr in ihren Rol-
len als Politikerinnen und Politiker agieren. Zudem 
sollte hier nochmals für alle Teilnehmenden ver-
deutlicht werden, zu welchem Ergebnis das Plan-
spiel geführt hat.

Debriefing
Es gibt unterschiedliche Methoden, um das 

Debriefing eines Planspiels zu gestalten. Wichtig 
ist dabei, dass die Teilnehmenden Gelegenheit 
bekommen, ihre Gefühle während der Simulati-
onsphase zu teilen; dass das Planspiel analysiert 
und reflektiert wird; dass ein Transfer zur Realität 
im baden-württembergischen Landtag hergestellt 
wird; dass der Lerneffekt aus Sicht der Teilneh-
menden dargestellt wird.

Rückmeldung
Abschließend empfiehlt es sich, eine Rückmel-

dung der Teilnehmenden einzuholen. Dadurch 
kann nicht angesprochenen Aspekten Raum ge-
geben werden und der Lerneffekt ist besser zu 
ermitteln. Die Rückmeldung kann anonym (zum 
Beispiel durch einen Fragebogen) oder offen (bei-
spielsweise durch die Blitzlicht-Methode) durch-
geführt werden.
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Hinweise zum Kopierleitfaden

›  Das Planspielheft enthält Materialien für zwei 
verschiedene Szenarien. Es ist jeweils gekenn-
zeichnet, welche Materialien zu dem entspre-
chenden Szenario gehören.

›  Vorab sollten das gewählte Szenario, die den 
Gesetzentwurf einbringende Fraktion und gege-
benenfalls die jeweiligen Ausschussnamen in 
die freien Felder folgender Unterlagen eingetra-
gen werden: 
· Redemanuskripte Landtagspräsident/-in 
· Arbeitsaufträge Ausschussvorsitzende  
·  Vorlage Beschlussempfehlung federführender 
Ausschuss

›  Entsprechend der aktuellen Mehrheitsverhält-
nisse müssen beim Szenario und Gesetzentwurf 
„Verpflichtender Dienst“ die Regierungsfrak-
tionen als Antragsteller eingetragen werden. 
Zudem muss vorab bei allen Parteiprofilen 
angekreuzt werden, ob die jeweilige Fraktion 
Teil der Regierung (ggf. müssen auch die Koaliti-
onspartner notiert werden) oder der Opposition 
ist. Es ist sinnvoll, diese Eintragungen vor dem 
Kopieren der Unterlagen vorzunehmen.

›  Für eine bessere Übersicht sollten möglichst 
viele Materialien auf einer Doppelseite bzw. auf 
Vorder- und Rückseite kopiert werden (siehe 
Hinweise in der rechten Spalte). Das reduziert 
die Anzahl an Arbeitsblättern für die Teilneh-
menden zu Beginn des Planspiels und ist wichtig 
im Hinblick auf die Motivation und den Spaßfak-
tor.

›  Im Rollenverteilungsschlüssel lässt sich für jede 
Teilnahmezahl die Anzahl der jeweiligen Rollen 
in den Fraktionen und Ausschüssen ablesen.

›  Die Arbeitsaufträge für die Abgeordneten 
müssen nicht zwingend ausgedruckt werden, 
sondern können in der jeweiligen Phase zum 
Beispiel auch durch einen Beamer visualisiert 
werden.

Kopierleitfaden

MATERIALBEZEICHNUNG ANZAHL AN KOPIEN BESONDERHEITEN

Ablaufplan 1x Nur für die Spielleitung
Zusammentackern

Stuhlspiel 1x Aufgabenzettel
Je 1x Positionen A und B

A4-Format
Rollenzettel zuschneiden (1 pro TN)

Übersicht Gesetzgebungsprozess 1x  Nur für die Spielleitung; A4-Format

Spielerische Hinführung: 
Stationen Gesetzgebungsverfahren

Je 1x pro Vierergruppe A4-Format 
Mittig falten

Rollenverteilungsschlüssel 1x Nur für die Spielleitung; A4-Format

Szenario
entweder „Wählen ab 16“
oder „Verpflichtender Dienst“

1x pro TN A4-Format
Wenn möglich Szenario + Gesetzentwurf 
auf Vorder- und Rückseite kopieren

Gesetzentwurf
entweder „Wählen ab 16“
oder „Verpflichtender Dienst“

1x pro TN A4-Format 
Wenn möglich Szenario + Gesetzentwurf 
auf Vorder- und Rückseite kopieren

Parteiprofile 1 Parteiprofil pro TN
(gemäß Rollenverteilungsschlüssel)

A4-Format

Rollenprofile 1 individuelles Rollenprofil pro TN
(gemäß Rollenverteilungsschlüssel)

A5-Format
Einseitig auf A4 ausdrucken und mittig 
durchschneiden

Parteilogos 1 Logo pro Fraktion A5-Format
Einseitig auf A4 ausdrucken und mittig 
durchschneiden

Namensschilder 1 Namensschild pro TN
(gemäß Rollenverteilungsschlüssel) 

A4-Format
Gemäß Rollenverteilungsschlüssel je 1 
Namensschild pro TN zuschneiden

Arbeitsauftrag Abgeordnete 1x pro TN
(außer Landtagspräsident/-in)

A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Arbeitsauftrag Landtagspräsident/-in 1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Redemanuskripte  
Landtagspräsident/-in

je 1x A4-Format
Manuskript 1. Beratung einseitig, 2. Bera-
tung vorder- u. rücks. Druck

Arbeitsauftrag Fraktionsvorsitzende 1 Auftrag pro Fraktion 
(PÖD, PCD, PSD, PAD, PLD)

A4-Format, vorder- u. rücks. Druck
Achtung: Arbeitsauftrag bei PÖD und PCD 
abhängig vom Szenario!

Vorlage Notizen Ausschussvorsitzende/-r 2x (1 Vorlage pro Vorsitzender) A4-Format

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des  
mitberatenden Ausschusses

1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des 
federführenden Ausschusses

1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Vorlage Empfehlung des mitberatenden  
Ausschusses

1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Vorlage Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses

1x A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Vorlage Änderungsantrag 5x (1 Vorlage pro Fraktion) A4-Format

Vorlage Liste angenomm. Änderungen 1x A4-Format

Handreichung zu Debriefing 1x Nur für die Spielleitung
A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Glossar 1x pro TN oder 1x pro Fraktion A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

Fact-Sheet Baden-Württemberg 1x pro TN oder 1x pro Fraktion A4-Format, vorder- u. rücks. Druck

›  Glossar und Fact-Sheet können für jede Fraktion 
einmal ausgedruckt werden. Beide Materialien 
sind allerdings nicht zwingend erforderlich.
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oder „Verpflichtender Dienst“
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Wenn möglich Szenario + Gesetzentwurf 
auf Vorder- und Rückseite kopieren

Parteiprofile 1 Parteiprofil pro TN
(gemäß Rollenverteilungsschlüssel)

A4-Format
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(gemäß Rollenverteilungsschlüssel)

A5-Format
Einseitig auf A4 ausdrucken und mittig 
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Einseitig auf A4 ausdrucken und mittig 
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(gemäß Rollenverteilungsschlüssel) 
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› �Glossar und Fact-Sheet können für jede Fraktion 
einmal ausgedruckt werden. Beide Materialien 
sind allerdings nicht zwingend erforderlich.
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PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

A VORBEREITUNGSPHASE

Begrüßung und Vorstellung TN wissen, was auf sie zukommt. Der geplante Ablauf des Tages wird erläutert.

Vortrag
Tipp: Ablauf auf Tafel/Flipchart auf-
zeichnen

5 min

Warm-up
(Stuhlspiel)

TN sind auf den Tag eingestimmt.

TN kennen Charakter und Regeln der Methode Planspiel.

TN werden in zwei Gruppen aufgeteilt und bekommen einen Zettel, auf dem die 
Aufgabe steht, die zu erledigen ist.  
Wichtig: Während des Spiels ist Kommunikation jeglicher Art verboten.
Anschließend werden Ausgang und Verlauf reflektiert und Parallelen zur Plan-
spielmethode gezogen.

Stuhlspiel
Unterrichtsgespräch

Material:
Stuhlspiel
Tipp: Das Stuhlspiel kann bereits in 
einem anderen Raum vorbereitet 
werden.

10 min

Spielerische Hinführung 

TN kennen den Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens in Grundzügen und  
können die wichtigsten Begriffe und Funktionen des Landtags, die im weiteren  
Verlauf des Planspiels relevant sind, erläutern. 
Sie kennen die Sitzverteilung der Fraktionen im Landtag.

TN werden in Gruppen je ca. vier Personen aufgeteilt und bringen gemeinsam die 
einzelnen Stationen des Gesetzgebungsverfahrens in die richtige Reihenfolge.
Die schnellste Gruppe hängt ihr Ablaufschema gut sichtbar an der Wand auf.
Anschließend sollen die TN zentrale Begriffe in eigenen Worten erklären und 
besprechen (z. B. Plenum, Fraktion, Ausschuss).
An dieser Stelle sollte auch besprochen werden, welche Fraktionen aktuell Teil 
der Regierung bzw. der Opposition sind, eventuell unterstützt durch Hinzufügen 
der Parteilogos zum Ablaufschema des Gesetzgebungsprozesses.

Spiel
Unterrichtsgespräch

Material:
Übersicht Gesetzgebungsprozess
Spielerische Hinführung: Stationen 
des Gesetzgebungsverfahrens
Parteilogos

20 min

Einführung in das Thema
TN kennen das gewählte Szenario und wissen, über welches Thema später  
verhandelt wird und dass dies ein landespolitisches Thema ist.

Szenario und Gesetzentwurf werden an alle TN ausgeteilt und gemeinsam ge-
lesen. Das Szenario soll kurz in eigenen Worten wiedergegeben werden. Fragen 
dazu werden geklärt.

Unterrichtsgespräch

Material:
Szenario, Gesetzentwurf

15 min

Überleitung zum Planspiel
TN wissen, dass sie nach der Pause in die Rolle von Abgeordneten des Landtags 
schlüpfen.

Nun erfolgt die Überleitung ins Planspiel. Dafür soll nochmal verdeutlicht wer-
den, dass die TN gleich in Rollen schlüpfen und dann aus diesen Rollen heraus 
eigeninitiativ den weiteren Verlauf gestalten sollen.

Vortrag

5 min

1. Pause TN machen Pause und sind wieder konzentriert.

Während die TN Pause machen, die Rollenprofile mit dazugehörigen Namensschil-
dern und Parteiprofilen verdeckt auf den Plätzen bzw. auf dem Boden auslegen, 
außer die Rolle Landtagspräsident/-in. Diese Rolle sollte einer Person zugeteilt 
werden, die sich die Moderation der Beratungen zutraut.
Spätestens hier müssen das jeweilige Szenario und die entsprechenden Aus-
schussnamen in die Manuskripte und die Arbeitsaufträge der Ausschussvorsit-
zenden sowie der Landtagspräsidentin/des Landtagspräsidenten eingetragen 
werden.

Material:
Rollenprofile, Parteiprofile, Namens-
schilder

10 min

Ablaufplan in Tabellenform 

Planspiel 4 – Didaktische und methodische HinweisePlanspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

Hinweis: Vor dem Beginn der Durchführung 
muss die Spielleitung überprüfen, dass alle Kopi-
en bereitliegen. 

Die Spielleitung muss außerdem auf folgenden 
Materialien vorab Eintragungen vornehmen:

› �Szenario + Gesetzentwurf (nur Szenario „Ver-
pflichtender Dienst“)

› �alle Parteiprofile (Je nach aktueller Situation 
muss angekreuzt werden, ob die Partei Teil der 
Opposition oder der Regierung ist. Außerdem 
müssen mögliche Koalitionspartner eingetragen 
werden.)

› �Redemanuskript Landtagspräsident/-in

›  Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des mitberatenden 
Ausschusses (Bezeichnung des Ausschusses)

›  Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des federführen-
den Ausschusses (Bezeichnung des Ausschus-
ses)

›  Vorlage Beschlussempfehlung des federführen-
den Ausschusses (Bezeichnung der Ausschüsse 
und Titel des Gesetzentwurfs)

Ausführliche Informationen zur Vorbereitung 
der Spielleitung, bzw. des Planspiels finden sich 
in den methodisch-didaktischen Hinweisen (S. 10 
und 11).
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muss die Spielleitung überprüfen, dass alle Kopi-
en bereitliegen. 

Die Spielleitung muss außerdem auf folgenden 
Materialien vorab Eintragungen vornehmen:

›  Szenario + Gesetzentwurf (nur Szenario „Ver-
pflichtender Dienst“)

›  alle Parteiprofile (Je nach aktueller Situation 
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PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

B SIMULATIONSPHASE

Einarbeitung in Rollen Alle TN kennen ihre Rolle und Parteiposition.

TN nehmen sich eines der ausgelegten Rollenprofile mit dazugehörigem Blanko-
Namensschild und Parteiprofil. Anschließend sollen sie sich in Einzelarbeit einen 
Rollennamen ausdenken und sich mit der eigenen Rolle und der allgemeinen 
Parteiposition vertraut machen.
Die Spielleitung übernimmt ab sofort die Rolle der Landtagsverwaltung.
Die TN erhalten die Arbeitsaufträge für Abgeordnete und können sich jederzeit 
daran orientieren.
1 TN ist die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident und bereitet sich auf 
die Leitung der Beratungen vor. Diese Rolle wird von der Spielleitung an 1 TN aus 
der größten Fraktion vergeben. 2 weitere TN übernehmen je einen Ausschussvor-
sitz und bereiten sich auf die Leitung der Ausschusssitzungen vor.

Einzelarbeit

Material:
Rollenprofile
Namensschilder 
Arbeitsauftrag Abgeordnete
Arbeitsauftrag + Redemanuskripte 
Landtagspräsident/-in (vorab diskutier-
ten Gesetzentwurf und einreichende 
Fraktion eintragen)
Arbeitsaufträge Ausschussvorsitzende

15 min

1. Fraktionssitzung

TN legen die Aufgabenverteilung in der Fraktion und die gemeinsame Position  
zum Gesetzentwurf fest. 
Sie können eine schriftliche Stellungnahme zum Gesetzentwurf aus der Position  
ihrer Fraktion vortragen.

TN treffen sich innerhalb ihrer Fraktion mit den Fraktionskollegen/-kolleginnen. 
Jeder Tisch kann mit einem Parteilogo gekennzeichnet werden. 
Dort haben die Abgeordneten folgende Aufgaben:
1. Kurze Vorstellungsrunde mit Nennung des fiktiven Namens
2. Wahl einer/eines Fraktionsvorsitzenden 
3. Diskussion über den Standpunkt der Fraktion zum Gesetzentwurf
4.  Verfassen einer Stellungnahme für die erste Beratung und Einigung auf  

einen Abgeordneten/eine Abgeordnete zum Vortragen der Stellungnahme
5.  Aufteilung auf die Ausschüsse; Ankreuzen des jeweiligen Ausschusses in den 

Arbeitsaufträgen
6. Inhaltliche Vorbereitung der Ausschussarbeit

Währenddessen kann der Plenarsaal (ein Tisch für das Präsidium und ggf. ein 
Redepult, ansonsten nur Stühle für die Abgeordneten) für die erste Beratung 
vorbereitet werden. Die Fraktionen sitzen in folgender Reihenfolge (aus Sicht des 
Präsidiums von links nach rechts): PSD, PÖD, PLD, PCD, PAD.

Gruppenarbeit

Material:
Parteilogos
Arbeitsaufträge Fraktionsvorsitzen-
de (Achtung: Bei PÖD und PCD sind 
die Arbeitsaufträge vom Szenario 
abhängig)

40 min

1. Beratung
TN sind mit den Verhaltensregeln im Landtag vertraut.
TN kennen die Positionen aller Fraktionen zum Gesetzentwurf.

Der Landtagspräsident bzw. die Landtagspräsidentin eröffnet die Sitzung (ggf. mit 
einer Glocke).
Die Fraktion, die den Gesetzentwurf eingebracht hat, trägt als erste ihre  
Stellungnahme vor, danach folgen die anderen Fraktionen. Mit einer Sanduhr 
kann die Redezeit kontrolliert werden.
Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident erklärt das weitere Verfah-
ren und übergibt den Gesetzentwurf an die Ausschüsse.

Plenum 

Material:
Redemanuskript Landtagspräsident/ 
-in 1. Beratung (vorab restliche freie 
Felder ausfüllen)
Ggf. Glocke, Sanduhr

20 min

Ausschüsse

TN lernen durch ein moderiertes Gespräch, Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede zu ermitteln und sich argumentativ aufeinander zu beziehen. Durch  
Diskussion und Mehrheitsentscheid bearbeiten sie den Gesetzentwurf und  
formulieren eine Beschlussempfehlung.

Die Ausschüsse beginnen zeitversetzt. Erst der mitberatende, 15 min später der 
federführende Ausschuss.
Hier gilt die gleiche Sitzordnung wie im Plenarsaal. Allerdings sitzen die Abge-
ordneten und der Ausschussvorsitz alle gemeinsam an einem großen Tisch.
Unter Leitung des Ausschussvorsitzes setzen sich die Ausschussmitglieder 
inhaltlich mit den Positionen der Fraktionen auseinander und suchen nach mög-
lichen Kompromissen. Jeder Ausschuss befasst sich mit spezifischen Frage-
stellungen und Perspektiven zum Gesetzentwurf. Der mitberatende Ausschuss 
übergibt schließlich eine Empfehlung an den federführenden Ausschuss, der 
wiederum eine Beschlussempfehlung für die zweite Beratung erarbeitet. Die 
Beschlussempfehlung muss anschließend 1–2x pro Fraktion kopiert und an die 
Fraktionen ausgeteilt werden.

Ausschussarbeit

Material:
Vorlage Notizen Ausschussvorsitz, 
Vorlage Empfehlung mitberatender 
Ausschuss, Vorlage Beschlussemp-
fehlung federführender Ausschuss

50 min
gesamt

15 min 
Pause + 
35 min 

Verhand-
lung 

(Pause für 
die Aus-
schüsse 
ist zeit-

versetzt)

2. Fraktionssitzung
TN können die Beschlussempfehlung der Ausschussarbeit aus Sicht ihrer  
Fraktion beurteilen. Sie verfassen eine zweite Stellungnahme und ggf.  
Änderungsanträge.

TN tauschen sich innerhalb ihrer Fraktion über die Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses aus. Sie verfassen eine zweite Stellungnahme für 
das abschließende Plenum und bringen ggf. Änderungsanträge zum Gesetzent-
wurf ein.

Gruppenarbeit

Material:
Vorlage Änderungsantrag

25 min

Ablaufplan in Tabellenform 

Planspiel 4 – Didaktische und methodische HinweisePlanspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise
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das abschließende Plenum und bringen ggf. Änderungsanträge zum Gesetzent-
wurf ein.

Gruppenarbeit

Material:
Vorlage Änderungsantrag

25 min

Ablaufplan in Tabellenform 

Planspiel 4 – Didaktische und methodische HinweisePlanspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise
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Planspiel 4 – Didaktische und methodische HinweisePlanspiel 4 – Didaktische und methodische Hinweise

PHASE ZIEL INHALT/AUFGABEN METHODE/BEMERKUNG ZEIT

B SIMULATIONSPHASE (FORTS.)

2. Beratung TN kennen die Stellungnahmen der anderen Fraktionen zur Beschlussvorlage. 

Der Vorsitz des federführenden Ausschusses liest die Beschlussempfehlung vor. 
Die Fraktionen tragen ihre Stellungnahmen vor und diskutieren die Positionen 
der anderen Fraktionen. Sie stimmen per Handzeichen mehrheitlich über die 
einzelnen Änderungsanträge ab. Die Spielleitung hält die angenommenen Ände-
rungsanträge in der Vorlage Liste der angenommenen Änderungen fest.

Plenum
Material:  
Redemanuskript Landtagspräsident/ 
-in 2. Beratung 
Vorlage Liste angenommene  
Änderungen

15 min

(ggf. 3. Beratung)
TN sind sich der Bedeutung einer Verfassungsänderung bewusst und  
kennen die vorliegende Beschlussfassung genau.

Die 3. Beratung gibt es nur im Szenario „Wählen ab 16“. Zuvor kann eine kurze 
Pause erfolgen, damit die TN durch informelle Gespräche eine Mehrheit mobili-
sieren können. 
Die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses wird unter Berück-
sichtigung der angenommenen Änderungsanträge von der Landtagspräsidentin 
bzw. vom Landtagspräsidenten vorgelesen.

Plenum

Material:
Redemanuskript Landtagspräsident/ 
-in 3. Beratung

(5 min)

Schlussabstimmung Mehrheitlich beschließen die TN das Gesetz oder lehnen es ab.

Die TN stimmen per Handzeichen mehrheitlich (im Szenario „Wählen ab 16“ mit 
einer Zweidrittelmehrheit) über den Gesetzentwurf als Ganzes ab. 
Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident schließt den Gesetzge-
bungsprozess ab.

Plenum 

Material:
Vorlage Liste angenommene  
Änderungen

5 min

2. Pause TN machen Pause und sind wieder konzentriert. 10 min

C AUSWERTUNGSPHASE

Debriefing

TN verlassen ihre Rollen und empfinden das Planspiel als abgeschlossen  
und beendet.

TN kennen die Parallelen zwischen Planspiel und Realität sowie verschiedene  
Abweichungen aufgrund der didaktischen Reduktion.

TN können die Ergebnisse des Planspiels in einen Bezug zu den realen  
Verhältnissen setzen.

TN nehmen ihre Namensschilder ab und geben sie zurück. Die Spielleitung ver-
deutlicht, dass das Planspiel beendet ist und die TN nun nicht mehr Politiker/ 
-innen, sondern wieder sie selbst sind. Das wird auch durch eine neue Sitzord-
nung (Stuhlkreis) unterstrichen.
Nun erfolgt die Spielanalyse (mithilfe von Blitzlicht, Unterrichtsgespräch, Positi-
onslinie etc.). Folgende Fragen bieten Anhaltspunkte dafür:

Wie geht es euch?
Wie gut konntet ihr euch mit eurer Rolle identifizieren?
Wie zufrieden seid ihr mit dem Verlauf?
Wie zufrieden seid ihr mit dem Ergebnis?
Für wie realistisch haltet ihr das Ergebnis des Planspiels? (= Überleitung zum 
inhaltlichen Transfer)

Inhaltlicher Transfer:
Welche Koalition haben wir tatsächlich?
Wer ist Ministerpräsident/-in?
Wer ist Landtagspräsident/-in?
Wer hätte tatsächlich verhandelt?
Welche Rolle spielt die Opposition?
Wie ist das Verhältnis Bund/Länder bei Entscheidungen?

Stuhlkreis
Blitzlicht, Unterrichtsgespräch, Positi-
onslinie etc.

Material:
Handreichung zum Debriefing

30 min

Rückmeldung TN geben ein ehrliches Feedback zum Planspiel.

TN füllen einen Auswertungsbogen aus und geben dadurch eine anonyme Rück-
meldung zum Planspiel.

Einzelarbeit

Material:
Auswertungsbogen (nicht in den Vor-
lagen enthalten)

10 min

Gesamtzeit 285  min
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A1 StuhlspielPlanspiel 4 – A Vorbereitungsphase

Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 

A Vorbereitungsphase
A1 Stuhlspiel .......................................................................................................................... 25
A2 Übersicht Gesetzgebungsprozess ............................................................................... 27
A3 Spielerische Hinführung: Stationen des Gesetzgebungsverfahrens .................... 28

A1 Stuhlspiel

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu A

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B
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Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

Bringe innerhalb einer Minute alle Stühle zu B

In einem separaten Raum werden die Schilder 
A und B an jeweils einem Ende des Raumes ange-
bracht. Außerdem werden mehrere Stühle genau 
mittig zwischen diesen Schildern platziert.

Die Anzahl der Stühle sollte etwa einem Drittel 
der Teilnahmezahl entsprechen (30 TN = 10 Stühle). 
Für das Spiel selbst müssen alle Teilnehmenden 
einen der Aufgabenzettel ziehen, die gemäß der 

Anzahl an Teilnehmenden im Verhältnis 50:50  
zuvor ausgeschnitten wurden. Zuerst muss jedoch 
eine Ansage der Spielleitung erfolgen, dass nach 
Erhalt des Zettels nicht mehr kommuniziert wer-
den darf. Auf Kommando dürfen die Teilnehmen-
den beginnen die Aufgabe zu erfüllen. Nach einer 
Minute wird das Spiel abgebrochen. Anschließend 
erfolgt eine gemeinsame Reflexion des Verlaufs 
(siehe S. 12).
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A2 Übersicht GesetzgebungsprozessPlanspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A1 Stuhlspiel

A2 Übersicht Gesetzgebungsprozess

Landesregierung

Ausfertigung durch 
Ministerpräsident/-in

Gesetzentwurf

Erste Beratung
Diskussion über die 

Grundsätze des 
Gesetzentwurfs

Zweite Beratung
Beratung und 

Abstimmung über
Änderungsanträge

Dritte Beratung
Nur bei wichtigen 

Gesetzen wie 
Verfassungsänderungen

Schlussabstimmung
über den Gesetzentwurf 

mit allen Änderungen

Kein Gesetz

Ausschüsse
Setzen sich fachlich mit

dem Entwurf auseinander

Das nachfolgende Schaubild stellt den Gesetz-
gebungsprozess im Landtag dar. Mit Gesetzen 
schafft der Landtag die rechtliche Grundlage für 
das Handeln der Regierung. Das Recht, Gesetzent-
würfe einzubringen – das sogenannte Gesetzes-
initiativrecht – steht dabei der Regierung und den 

Landtag
Acht Abgeordnete oder

eine Fraktion kann einen
Gesetzentwurf einbringen

B

A

Abgeordneten zu. Der eingebrachte Gesetzentwurf 
wird nach der ersten Beratung an die zuständigen 
Ausschüsse überwiesen. Auf die zweite und ge-
gebenenfallsdritte Beratung folgt die Schlussab-
stimmung über den Gesetzentwurf mit allen Än-
derungen.

Wird eingebracht

Annahme des 
Gesetzentwurfs

Ablehnung des 
Gesetzentwurfs

Überweisung

Empfehlung
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische HinführungPlanspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

hier 
falzen

A3 Spielerische Hinführung: Stationen des Gesetzgebungsverfahrens

Landesregierung
kann einen Gesetzentwurf einbringen

Landtag
Acht Abgeordnete oder eine Fraktion 
kann einen Gesetzentwurf einbringen

Die Landesregierung von Baden-Württemberg (die Ministerpräsidentin oder der 
Ministerpräsident und die Landesminister/-innen) können einen Gesetzentwurf 

zur Abstimmung in den Landtag einzubringen.

Das nennt man Initiativrecht.

Nicht nur die Landesregierung hat ein Initiativrecht, 
sondern auch der Landtag:

Eine Fraktion oder mindestens acht Abgeordnete können 
einen Gesetzentwurf in den Landtag einbringen.

/
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Planspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische HinführungPlanspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

hier 
falzen

hier 
falzen

Gesetzentwurf
Vorschlag für ein 

neues Gesetz

Erste Fraktionssitzung
Absprache über 

das gemeinsame Vorgehen

Wenn ein Gesetzentwurf vorliegt, 
erhält jede Fraktion den Entwurf.

In der ersten Fraktionssitzung diskutiert jede Fraktion für sich, 
wie sie zu dem Gesetzentwurf steht, und spricht das gemeinsame Vorgehen ab.
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hier 
falzen

hier 
falzen

Erste Beratung
Besprechung der Grundsätze 

des Gesetzentwurfs

Mitberatender 
Ausschuss

Setzt sich fachlich mit dem Gesetzentwurf auseinander

Die Landtagspräsidentin bzw. der Landtagspräsident eröffnet in 
der ersten Beratung das Gesetzgebungsverfahren. Anschließend 

überweist er oder sie den Gesetzentwurf an die zuständigen Ausschüsse.

Zunächst trifft sich der mitberatende Ausschuss, der aus 
Mitgliedern aller Fraktionen besteht. Er setzt sich fachlich mit dem 

Gesetzentwurf auseinander und gibt eine Empfehlung an 
den federführenden Ausschuss.
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hier 
falzen

hier 
falzen

Federführender 
Ausschuss

Setzt sich fachlich mit dem Gesetzentwurf auseinander

Zweite Fraktionssitzung
Möglichkeit, Änderungsanträge 

zu formulieren

Der federführende Ausschuss, der aus Mitgliedern aller 
Fraktionen besteht, hat die Hauptzuständigkeit für den Gesetzentwurf. 

Er schreibt eine Beschlussempfehlung, die jede Fraktion erhält.

In der zweiten Fraktionssitzung berichten die Ausschussmitglieder ihrer Fraktion über 
die Arbeit in den Ausschüssen. Die Fraktion diskutiert die Beschlussempfehlung. 

Die Fraktion kann Änderungsanträge für die zweite Beratung formulieren. 
Eine Rede für die zweite Beratung wird geschrieben.
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Ausschuss

Setzt sich fachlich mit dem Gesetzentwurf auseinander

Zweite Fraktionssitzung
Möglichkeit, Änderungsanträge 

zu formulieren

Der federführende Ausschuss, der aus Mitgliedern aller 
Fraktionen besteht, hat die Hauptzuständigkeit für den Gesetzentwurf. 

Er schreibt eine Beschlussempfehlung, die jede Fraktion erhält.

In der zweiten Fraktionssitzung berichten die Ausschussmitglieder ihrer Fraktion über 
die Arbeit in den Ausschüssen. Die Fraktion diskutiert die Beschlussempfehlung. 

Die Fraktion kann Änderungsanträge für die zweite Beratung formulieren. 
Eine Rede für die zweite Beratung wird geschrieben.
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hier 
falzen

hier 
falzen

Zweite Beratung
Beratung und Abstimmung über die

Beschlussempfehlung und evtl. Änderungsanträge

Dritte Beratung
Nur bei besonders bedeutsamen Gesetzentwürfen  

wie zum Beispiel Verfassungsänderungen

In der zweiten Beratung wird die Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses vorgestellt. Falls es Änderungsanträge der 

Fraktionen gibt, werden auch diese vorgestellt. Über beides wird abgestimmt.
Die dritte Beratung gibt es nur bei besonders bedeutsamen 

Gesetzentwürfen wie zum Beispiel Verfassungsänderungen. 
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hier 
falzen

hier 
falzen

Zweite Beratung
Beratung und Abstimmung über die

Beschlussempfehlung und evtl. Änderungsanträge

Dritte Beratung
Nur bei besonders bedeutsamen Gesetzentwürfen  

wie zum Beispiel Verfassungsänderungen

In der zweiten Beratung wird die Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses vorgestellt. Falls es Änderungsanträge der 

Fraktionen gibt, werden auch diese vorgestellt. Über beides wird abgestimmt.
Die dritte Beratung gibt es nur bei besonders bedeutsamen 

Gesetzentwürfen wie zum Beispiel Verfassungsänderungen. 
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hier 
falzen

hier 
falzen

Schlussabstimmung
über den Gesetzentwurf mit 

allen Änderungen

Mehrheit für 
Gesetzentwurf

Gesetz tritt in Kraft 

Nach der zweiten (und ggf. dritten) Beratung wird in der Schlussabstimmung 
über den Gesetzentwurf mit allen Änderungen abgestimmt.

Stimmt die Mehrheit im Plenum für den Gesetzentwurf, 
ist das Gesetz beschlossen und tritt in Kraft.

Für Verfassungsänderungen ist 
eine Zweidrittelmehrheit nötig.
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hier 
falzen

hier 
falzen

Schlussabstimmung
über den Gesetzentwurf mit 

allen Änderungen

Mehrheit für 
Gesetzentwurf

Gesetz tritt in Kraft 

Nach der zweiten (und ggf. dritten) Beratung wird in der Schlussabstimmung 
über den Gesetzentwurf mit allen Änderungen abgestimmt.

Stimmt die Mehrheit im Plenum für den Gesetzentwurf, 
ist das Gesetz beschlossen und tritt in Kraft.

Für Verfassungsänderungen ist 
eine Zweidrittelmehrheit nötig.
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Planspiel 4 – B SimulationsphasePlanspiel 4 – A Vorbereitungsphase – A3 Spielerische Hinführung

Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 

B Simulationsphase – Szenarien und Gesetzentwürfe
B1.1 Szenario „Wählen ab 16“ ............................................................................................. 42
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B2.2 Gesetzentwurf „Verpflichtender Dienst“ .................................................................. 45

hier 
falzen

Keine Mehrheit 
für Gesetzentwurf

Gesetz tritt nicht in Kraft

Gibt es keine Mehrheit im Plenum für den Gesetzentwurf, 
ist das Gesetz abgelehnt und tritt nicht in Kraft.
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hier 
falzen

Keine Mehrheit 
für Gesetzentwurf

Gesetz tritt nicht in Kraft

Gibt es keine Mehrheit im Plenum für den Gesetzentwurf, 
ist das Gesetz abgelehnt und tritt nicht in Kraft.



42 Die Gesetzgebung im Landtag Die Gesetzgebung im Landtag 43

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B1.2 Gesetzentwurf „Wählen ab 16“Planspiel 4 – B Simulationsphase – B1.1 Szenario „Wählen ab 16“

Szenario „Wählen ab 16“

Die PÖD-Fraktion schlägt ein Gesetz über eine 
Änderung des aktiven Wahlrechts vor. Das Alter, 
ab dem man wählen darf, soll bei Wahlen für den 
Landtag in Baden-Württemberg und bei Volksent-
scheiden auf 16 Jahre gesenkt werden. 

Die bisherige Rechtslage
In Baden-Württemberg darf man auf Landesebe-

ne aktuell wählen (aktives Wahlrecht), wenn man
1.  �deutscher Staatsbürger bzw. deutsche Staats-

bürgerin ist,
2.  �länger als drei Monate in Baden-Württemberg 

lebt und
3. mindestens 18 Jahre alt ist.

Dasselbe gilt, wenn man gewählt werden will 
(passives Wahlrecht). So steht es in der Landes-
verfassung. Nur mit einer Zweidrittelmehrheit im 
Landtag kann man die Landesverfassung ändern.  

Bei Wahlen auf der EU-Ebene und der Bundes-
ebene muss man ebenfalls mindestens 18 Jahre 
alt sein. Auf kommunaler Ebene (zum Beispiel Ge-
meinderatswahl, Bürgermeisterwahlen und Bür-
gerentscheide) dürfen Jugendliche in Baden-Würt-
temberg schon ab 16 Jahren wählen. Das passive 
Wahlrecht gilt aber auch hier erst ab 18 Jahren.

Die Diskussion um das aktive Wahlrecht ab 16 in 
Baden-Württemberg

In einigen deutschen Bundesländern (zum Bei-
spiel in Brandenburg) können Jugendliche ab 16 
Jahren an Landtagswahlen teilnehmen. Darüber 
wird auch in Baden-Württemberg diskutiert.

Die PÖD-Fraktion hat dazu einen Gesetzentwurf 
eingebracht. Sie möchte, dass junge Menschen 
schon ab 16 wählen gehen können. Aber nicht alle 
in der Fraktion möchten das.

Die PCD-Fraktion ist eher dagegen, einige Mit-
glieder finden die Idee aber gut und wollen darü-
ber diskutieren. Die PSD-Fraktion findet die Idee 

gut, möchte die Jugendlichen aber noch stärker be-
teiligen. Die PAD-Fraktion möchte den Jugendlichen 
keine so große Verantwortung übertragen. Die PLD-
Fraktion hat noch keine klare Position, möchte aber 
mit den anderen Fraktionen diskutieren.

Die Fraktionen des Landtags stehen vor einer 
großen Herausforderung: Eine Änderung der Lan-
desverfassung ist selten. Der Gesetzentwurf muss 
innerhalb der Fraktionen ausführlich diskutiert 
werden, aber auch fraktionsübergreifend. Eine 
Zweidrittelmehrheit zu finden ist nicht ganz einfach.

Gesetzentwurf „Wählen ab 16“

Gesetz über die Verfassungsänderung zur Absenkung der Altersgrenze 
des aktiven Wahlrechts auf Landesebene in Baden-Württemberg

Antragsteller: PÖD-Fraktion des Landtags von Baden-Württemberg

§ 1  Artikel 26 Absatz 1 der Landesverfassung von Baden-Württemberg soll zukünftig lauten:
(1)  Stimmberechtigt ist jeder Deutsche, der im Lande wohnt oder sich sonst gewöhnlich aufhält  

und am Tage der Wahl oder Abstimmung das 16. Lebensjahr vollendet hat. Wahlberechtigt ist  
jeder Deutsche, der im Lande wohnt oder sich sonst gewöhnlich aufhält und am Tage der Wahl  
oder Abstimmung das 18. Lebensjahr vollendet hat.

(Hinweis: Zusätzliche Regelungen könnten als § 2, § 3 … ins Gesetz mitaufgenommen werden.)

Bisherige Formulierung:

§ 1 Artikel 26 Absatz 1 der Landesverfassung von Baden-Württemberg: 
(1)  Wahl- und stimmberechtigt ist jeder Deutsche, der im Lande wohnt oder sich sonst gewöhnlich 

aufhält und am Tage der Wahl oder Abstimmung das 18. Lebensjahr vollendet hat.

Ziel und Begründung:
Die Befürworter/-innen des Gesetzentwurfs in der PÖD-Fraktion glauben, dass 16-Jährige schon reif 

genug sind und genug über Politik wissen, um wählen zu dürfen. Für sie hängt das Alter einer Person 
nicht mit ihrer politischen Bildung oder ihrem Verantwortungsbewusstsein zusammen. Sie finden, dass 
Bildung und das Interesse an Politik Menschen zu mündigen Wählern machen. 

Die Wahlberechtigung könnte bei Jugendlichen zu einer stärkeren Teilnahme am politischen Leben 
führen. So könnten Unterstützung und Verständnis für die Demokratie gestärkt werden. Die Absenkung 
des Wahlalters soll gegen Politikverdrossenheit wirken. 

Jugendliche wären dann auch mögliche Wählerinnen und Wähler. Deswegen müssen sich die Abge-
ordneten auch stärker für sie einsetzen, um ihre Stimme zu bekommen. Sie wollen schließlich wiederge-
wählt werden.

Die Menschen im Land leben länger und die Gesellschaft wird insgesamt immer älter. Dadurch treffen 
immer ältere Menschen Entscheidungen über die Zukunft unserer Gesellschaft. Wenn Jugendliche früher 
wählen dürften, könnten sie das etwas ausgleichen. Viele Jugendliche müssen auch schon Steuern zah-
len (zum Beispiel als Auszubildende) und sollten deshalb auch mitentscheiden dürfen, was mit dem Geld 
passiert. 

In den letzten Jahren hat der Landtag den Jugendlichen schon mehr Beteiligungsmöglichkeiten gege-
ben. So dürfen seit 2013 Jugendliche auf kommunaler Ebene schon ab 16 wählen. Das möchte die PÖD-
Fraktion jetzt auch auf Landesebene umsetzen.

 

Zuständige Ausschüsse im Landtag

Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und  
Migration (mitberatend):

Der Ausschuss beschäftigt sich mit fol-
genden Fragen:
› �Welche Maßnahmen sind notwendig, um 

Jugendliche über ihr neues Wahlrecht zu 
informieren?

› �Können Jugendliche die Folgen ihrer Wahl 
einschätzen? Wie können sie das lernen? 

Ständiger Ausschuss (federführend): 
Der Ausschuss beschäftigt sich mit fol-

genden Fragen: 
› �Soll das Alter für das aktive Wahlrecht auf 

Landesebene auf 16 Jahre herabgesetzt 
werden?

› �Kann mit diesem Gesetzentwurf die 
Politikverdrossenheit verringert und das 
Demokratieverständnis bei Jugendlichen 
erhöht werden?

› �Führt dieser Gesetzentwurf zu einer 
stärkeren Jugendbeteiligung oder sollten 
stattdessen andere Möglichkeiten der 
Beteiligung gefördert werden?
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Szenario „Wählen ab 16“

Die PÖD-Fraktion schlägt ein Gesetz über eine 
Änderung des aktiven Wahlrechts vor. Das Alter, 
ab dem man wählen darf, soll bei Wahlen für den 
Landtag in Baden-Württemberg und bei Volksent-
scheiden auf 16 Jahre gesenkt werden. 

Die bisherige Rechtslage
In Baden-Württemberg darf man auf Landesebe-

ne aktuell wählen (aktives Wahlrecht), wenn man
1.   deutscher Staatsbürger bzw. deutsche Staats-

bürgerin ist,
2.   länger als drei Monate in Baden-Württemberg 

lebt und
3. mindestens 18 Jahre alt ist.

Dasselbe gilt, wenn man gewählt werden will 
(passives Wahlrecht). So steht es in der Landes-
verfassung. Nur mit einer Zweidrittelmehrheit im 
Landtag kann man die Landesverfassung ändern.  

Bei Wahlen auf der EU-Ebene und der Bundes-
ebene muss man ebenfalls mindestens 18 Jahre 
alt sein. Auf kommunaler Ebene (zum Beispiel Ge-
meinderatswahl, Bürgermeisterwahlen und Bür-
gerentscheide) dürfen Jugendliche in Baden-Würt-
temberg schon ab 16 Jahren wählen. Das passive 
Wahlrecht gilt aber auch hier erst ab 18 Jahren.

Die Diskussion um das aktive Wahlrecht ab 16 in 
Baden-Württemberg

In einigen deutschen Bundesländern (zum Bei-
spiel in Brandenburg) können Jugendliche ab 16 
Jahren an Landtagswahlen teilnehmen. Darüber 
wird auch in Baden-Württemberg diskutiert.

Die PÖD-Fraktion hat dazu einen Gesetzentwurf 
eingebracht. Sie möchte, dass junge Menschen 
schon ab 16 wählen gehen können. Aber nicht alle 
in der Fraktion möchten das.

Die PCD-Fraktion ist eher dagegen, einige Mit-
glieder finden die Idee aber gut und wollen darü-
ber diskutieren. Die PSD-Fraktion findet die Idee 

gut, möchte die Jugendlichen aber noch stärker be-
teiligen. Die PAD-Fraktion möchte den Jugendlichen 
keine so große Verantwortung übertragen. Die PLD-
Fraktion hat noch keine klare Position, möchte aber 
mit den anderen Fraktionen diskutieren.

Die Fraktionen des Landtags stehen vor einer 
großen Herausforderung: Eine Änderung der Lan-
desverfassung ist selten. Der Gesetzentwurf muss 
innerhalb der Fraktionen ausführlich diskutiert 
werden, aber auch fraktionsübergreifend. Eine 
Zweidrittelmehrheit zu finden ist nicht ganz einfach.

Gesetzentwurf „Wählen ab 16“

Gesetz über die Verfassungsänderung zur Absenkung der Altersgrenze 
des aktiven Wahlrechts auf Landesebene in Baden-Württemberg

Antragsteller: PÖD-Fraktion des Landtags von Baden-Württemberg

§ 1 �Artikel 26 Absatz 1 der Landesverfassung von Baden-Württemberg soll zukünftig lauten:
(1) �Stimmberechtigt ist jeder Deutsche, der im Lande wohnt oder sich sonst gewöhnlich aufhält  

und am Tage der Wahl oder Abstimmung das 16. Lebensjahr vollendet hat. Wahlberechtigt ist  
jeder Deutsche, der im Lande wohnt oder sich sonst gewöhnlich aufhält und am Tage der Wahl  
oder Abstimmung das 18. Lebensjahr vollendet hat.

(Hinweis: Zusätzliche Regelungen könnten als § 2, § 3 … ins Gesetz mitaufgenommen werden.)

Bisherige Formulierung:

§ 1 Artikel 26 Absatz 1 der Landesverfassung von Baden-Württemberg: 
(1) �Wahl- und stimmberechtigt ist jeder Deutsche, der im Lande wohnt oder sich sonst gewöhnlich 

aufhält und am Tage der Wahl oder Abstimmung das 18. Lebensjahr vollendet hat.

Ziel und Begründung:
Die Befürworter/-innen des Gesetzentwurfs in der PÖD-Fraktion glauben, dass 16-Jährige schon reif 

genug sind und genug über Politik wissen, um wählen zu dürfen. Für sie hängt das Alter einer Person 
nicht mit ihrer politischen Bildung oder ihrem Verantwortungsbewusstsein zusammen. Sie finden, dass 
Bildung und das Interesse an Politik Menschen zu mündigen Wählern machen. 

Die Wahlberechtigung könnte bei Jugendlichen zu einer stärkeren Teilnahme am politischen Leben 
führen. So könnten Unterstützung und Verständnis für die Demokratie gestärkt werden. Die Absenkung 
des Wahlalters soll gegen Politikverdrossenheit wirken. 

Jugendliche wären dann auch mögliche Wählerinnen und Wähler. Deswegen müssen sich die Abge-
ordneten auch stärker für sie einsetzen, um ihre Stimme zu bekommen. Sie wollen schließlich wiederge-
wählt werden.

Die Menschen im Land leben länger und die Gesellschaft wird insgesamt immer älter. Dadurch treffen 
immer ältere Menschen Entscheidungen über die Zukunft unserer Gesellschaft. Wenn Jugendliche früher 
wählen dürften, könnten sie das etwas ausgleichen. Viele Jugendliche müssen auch schon Steuern zah-
len (zum Beispiel als Auszubildende) und sollten deshalb auch mitentscheiden dürfen, was mit dem Geld 
passiert. 

In den letzten Jahren hat der Landtag den Jugendlichen schon mehr Beteiligungsmöglichkeiten gege-
ben. So dürfen seit 2013 Jugendliche auf kommunaler Ebene schon ab 16 wählen. Das möchte die PÖD-
Fraktion jetzt auch auf Landesebene umsetzen.

 

Zuständige Ausschüsse im Landtag

Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und  
Migration (mitberatend):

Der Ausschuss beschäftigt sich mit fol-
genden Fragen:
›  Welche Maßnahmen sind notwendig, um 

Jugendliche über ihr neues Wahlrecht zu 
informieren?

›  Können Jugendliche die Folgen ihrer Wahl 
einschätzen? Wie können sie das lernen? 

Ständiger Ausschuss (federführend): 
Der Ausschuss beschäftigt sich mit fol-

genden Fragen: 
›  Soll das Alter für das aktive Wahlrecht auf 

Landesebene auf 16 Jahre herabgesetzt 
werden?

›  Kann mit diesem Gesetzentwurf die 
Politikverdrossenheit verringert und das 
Demokratieverständnis bei Jugendlichen 
erhöht werden?

›  Führt dieser Gesetzentwurf zu einer 
stärkeren Jugendbeteiligung oder sollten 
stattdessen andere Möglichkeiten der 
Beteiligung gefördert werden?
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Szenario „Verpflichtender Dienst“

Die Landesregierung, bestehend aus 
___________________, schlägt ein Gesetz über ei-
nen verpflichtenden Dienst für Schülerinnen und 
Schüler in Baden-Württemberg vor. Ziel ist es, 
dass junge Menschen eine gewisse Zeit in einer 
sozialen Einrichtung mitarbeiten. Sie sollen da-
durch diese Berufe kennenlernen und gleichzeitig 
anderen Menschen helfen. 

Die bisherige Rechtslage
Bis zum Jahr 2011 gab es in Deutschland die 

Wehrpflicht und den Zivildienst: Jeder junge Mann 
musste entweder einen Wehrdienst bei der Bun-
deswehr oder einen Zivildienst ableisten. Seitdem 
kann der Wehr- oder der Zivildienst nur noch frei-
willig absolviert werden, zum Beispiel durch den 
Bundesfreiwilligendienst (BFD), das Freiwillige 
Soziale Jahr (FSJ) oder den Freiwilligen Wehr-
dienst (FWD).

Die Gesellschaft wird immer älter und gleich-
zeitig gibt es weniger Fachkräfte im Gesundheits- 
und Pflegewesen. Um dem entgegenzuwirken, gibt 
es die Idee eines verpflichtenden Dienstes im So-
zialwesen für junge Menschen.

Außerdem nehmen manche Landespolitiker/ 
-innen wahr, dass Einsatzkräften wie der Polizei 
oder dem Rettungsdienst immer weniger Respekt 
und Anerkennung entgegengebracht wird. Ein ver-
pflichtender Dienst könnte sich darauf positiv aus-
wirken.

Die Diskussion um einen verpflichtenden Dienst 
in Baden-Württemberg

Der Gesetzentwurf der Landesregierung wird 
heftig diskutiert. Ist die Idee eines verpflichtenden 
Dienstes zeitgemäß und überhaupt zulässig? Wie 
lange soll dieser Dienst dauern? Wie sieht es mit 
der Bezahlung aus? Soll der Dienst auf andere Be-
reiche wie zum Beispiel den Umweltschutz oder 
die Polizeiarbeit ausgeweitet werden? 

Die PÖD-Fraktion und Teile der PCD-Fraktion 
befürworten den Gesetzentwurf, wobei sie unei-
nig sind, welche Einrichtungen für den verpflich-
tenden Dienst infrage kommen. Während die PÖD 
auch im Bereich des Umweltschutzes Dienste er-
möglichen will, kann sich die PCD auch Tätigkei-
ten bei der Polizei oder bei der Bundeswehr vor-
stellen. Innerhalb der PSD wird diskutiert, ob ein 
Dienst über drei Monate wirklich zu einer Entlas-
tung der Einrichtungen führt. Widerspruch hat be-
reits die PLD angekündigt: Niemand soll zu einem 
solchen Dienst verpflichtet werden. Die PAD ist der 
Meinung, dass sich Schülerinnen und Schüler auf 
das schulische Lernen konzentrieren sollten; die 
Schulen dürfen nicht mit noch mehr Aufgaben be-
lastet werden.

Gesetzentwurf „Verpflichtender Dienst“ 

Gesetz zur Einführung eines verpflichtenden Dienstes an der Gesellschaft im 
Bereich des Sozialwesens für alle Schulpflichtigen in Baden-Württemberg

Antragsteller: Die Landesregierung von Baden-Württemberg, bestehend aus _____________________

Entwurf der Landesregierung

§ 1 Dienst an der Gesellschaft
(1)  Jede Schülerin und jeder Schüler muss ab dem 14. Lebensjahr in Baden-Württemberg wäh-

rend der Schulzeit einen verpflichtenden Dienst im Bereich des Sozialwesens absolvieren.
(2)  Es kann ein Tätigkeitsfeld in den verschiedenen Bereichen des Sozialwesens frei gewählt wer-

den. Bei der Auswahl ist darauf zu achten, dass die Tätigkeiten dem Alter angemessen sind.

§ 2 Dauer des Dienstes
(1) Der Dienst dauert drei Monate.

§ 3 Dienst und Schule
(1)  Die Schülerinnen und Schüler werden während des Dienstes von der Schule betreut und  

dokumentieren ihre Arbeit.
(2)  Das Absolvieren eines Dienstes an der Gesellschaft ist Voraussetzung für das Erreichen  

des Schulabschlusses.
(3) Eine Befreiung vom Dienst ist nicht vorgesehen.

§ 4 Vergütung
(1) Eine Vergütung ist nicht vorgesehen.
(2)  Schülerinnen und Schüler werden bei Fahrt-, Verpflegungs- und Unterbringungskosten  

unterstützt.
(3) Die Kosten der Unterstützung trägt das Land Baden-Württemberg.

Ziel und Begründung:

Stellen im Gesundheits- und Pflegewesen sind aufgrund der Bezahlung sowie der unregelmäßigen 
Arbeitszeiten schon lange kein attraktives Ausbildungsziel mehr für junge Menschen. Während sich also 
ein zunehmender Fachkräftemangel im Sozialwesen bemerkbar macht, werden gleichzeitig qualifizierte 
Kräfte umso dringlicher gebraucht, denn der demografische Wandel führt zu einer immer höheren Anzahl 
an Pflegebedürftigen. 

Im Sinne einer gerechten Gesellschaft sollen die Schülerinnen und Schüler Baden-Württembergs 
durch einen verpflichtenden Dienst der Gesellschaft etwas zurückgeben. Durch die Mitarbeit in sozialen 
Einrichtungen können junge Menschen wertvolle persönliche und berufliche Erfahrungen sammeln und 
dabei anderen Menschen helfen.

Mit der Einführung eines verpflichtenden Dienstes an der Gesellschaft im Bereich des Sozialwesens 
möchte die Landesregierung den gesellschaftlichen Herausforderungen durch den demografischen Wan-
del und den Fachkräftemangel begegnen und diese stärker im Bewusstsein der jungen Bevölkerung ver-
ankern.

Zuständige Ausschüsse im Landtag

Ausschuss für Soziales und Integration  
(mitberatend):

Der Ausschuss beschäftigt sich mit fol-
genden Fragen:
› �Soll der Dienst nur in sozialen Einrich-

tungen oder auch bei Umweltschutzor-
ganisationen, der Landespolizei oder der 
Bundeswehr möglich sein?

› �Sollen Schüler/-innen einen Lohn für den 
Dienst bekommen?

› �Wer bezahlt die Kosten für den neuen 
Dienst?

Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport  
(federführend): 

Der Ausschuss beschäftigt sich mit fol-
genden Fragen: 
› Wie lange soll der Dienst dauern?
› �Ab welchem Alter sollen junge Menschen 

zu einem Dienst verpflichtet werden?
› �Kann der Dienst seine Ziele erreichen (He-

ranführung an Berufe, gesellschaftliche 
Verantwortung)?
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B2.2 Gesetzentwurf „Verpflichtender Dienst“Planspiel 4 – B Simulationsphase – B2.1 Szenario „Verpflichtender Dienst“

Szenario „Verpflichtender Dienst“

Die Landesregierung, bestehend aus 
___________________, schlägt ein Gesetz über ei-
nen verpflichtenden Dienst für Schülerinnen und 
Schüler in Baden-Württemberg vor. Ziel ist es, 
dass junge Menschen eine gewisse Zeit in einer 
sozialen Einrichtung mitarbeiten. Sie sollen da-
durch diese Berufe kennenlernen und gleichzeitig 
anderen Menschen helfen. 

Die bisherige Rechtslage
Bis zum Jahr 2011 gab es in Deutschland die 

Wehrpflicht und den Zivildienst: Jeder junge Mann 
musste entweder einen Wehrdienst bei der Bun-
deswehr oder einen Zivildienst ableisten. Seitdem 
kann der Wehr- oder der Zivildienst nur noch frei-
willig absolviert werden, zum Beispiel durch den 
Bundesfreiwilligendienst (BFD), das Freiwillige 
Soziale Jahr (FSJ) oder den Freiwilligen Wehr-
dienst (FWD).

Die Gesellschaft wird immer älter und gleich-
zeitig gibt es weniger Fachkräfte im Gesundheits- 
und Pflegewesen. Um dem entgegenzuwirken, gibt 
es die Idee eines verpflichtenden Dienstes im So-
zialwesen für junge Menschen.

Außerdem nehmen manche Landespolitiker/ 
-innen wahr, dass Einsatzkräften wie der Polizei 
oder dem Rettungsdienst immer weniger Respekt 
und Anerkennung entgegengebracht wird. Ein ver-
pflichtender Dienst könnte sich darauf positiv aus-
wirken.

Die Diskussion um einen verpflichtenden Dienst 
in Baden-Württemberg

Der Gesetzentwurf der Landesregierung wird 
heftig diskutiert. Ist die Idee eines verpflichtenden 
Dienstes zeitgemäß und überhaupt zulässig? Wie 
lange soll dieser Dienst dauern? Wie sieht es mit 
der Bezahlung aus? Soll der Dienst auf andere Be-
reiche wie zum Beispiel den Umweltschutz oder 
die Polizeiarbeit ausgeweitet werden? 

Die PÖD-Fraktion und Teile der PCD-Fraktion 
befürworten den Gesetzentwurf, wobei sie unei-
nig sind, welche Einrichtungen für den verpflich-
tenden Dienst infrage kommen. Während die PÖD 
auch im Bereich des Umweltschutzes Dienste er-
möglichen will, kann sich die PCD auch Tätigkei-
ten bei der Polizei oder bei der Bundeswehr vor-
stellen. Innerhalb der PSD wird diskutiert, ob ein 
Dienst über drei Monate wirklich zu einer Entlas-
tung der Einrichtungen führt. Widerspruch hat be-
reits die PLD angekündigt: Niemand soll zu einem 
solchen Dienst verpflichtet werden. Die PAD ist der 
Meinung, dass sich Schülerinnen und Schüler auf 
das schulische Lernen konzentrieren sollten; die 
Schulen dürfen nicht mit noch mehr Aufgaben be-
lastet werden.

Gesetzentwurf „Verpflichtender Dienst“ 

Gesetz zur Einführung eines verpflichtenden Dienstes an der Gesellschaft im 
Bereich des Sozialwesens für alle Schulpflichtigen in Baden-Württemberg

Antragsteller: Die Landesregierung von Baden-Württemberg, bestehend aus _____________________

Entwurf der Landesregierung

§ 1 Dienst an der Gesellschaft
(1) �Jede Schülerin und jeder Schüler muss ab dem 14. Lebensjahr in Baden-Württemberg wäh-

rend der Schulzeit einen verpflichtenden Dienst im Bereich des Sozialwesens absolvieren.
(2) �Es kann ein Tätigkeitsfeld in den verschiedenen Bereichen des Sozialwesens frei gewählt wer-

den. Bei der Auswahl ist darauf zu achten, dass die Tätigkeiten dem Alter angemessen sind.

§ 2 Dauer des Dienstes
(1) Der Dienst dauert drei Monate.

§ 3 Dienst und Schule
(1) �Die Schülerinnen und Schüler werden während des Dienstes von der Schule betreut und  

dokumentieren ihre Arbeit.
(2) �Das Absolvieren eines Dienstes an der Gesellschaft ist Voraussetzung für das Erreichen  

des Schulabschlusses.
(3) Eine Befreiung vom Dienst ist nicht vorgesehen.

§ 4 Vergütung
(1) Eine Vergütung ist nicht vorgesehen.
(2) �Schülerinnen und Schüler werden bei Fahrt-, Verpflegungs- und Unterbringungskosten  

unterstützt.
(3) Die Kosten der Unterstützung trägt das Land Baden-Württemberg.

Ziel und Begründung:

Stellen im Gesundheits- und Pflegewesen sind aufgrund der Bezahlung sowie der unregelmäßigen 
Arbeitszeiten schon lange kein attraktives Ausbildungsziel mehr für junge Menschen. Während sich also 
ein zunehmender Fachkräftemangel im Sozialwesen bemerkbar macht, werden gleichzeitig qualifizierte 
Kräfte umso dringlicher gebraucht, denn der demografische Wandel führt zu einer immer höheren Anzahl 
an Pflegebedürftigen. 

Im Sinne einer gerechten Gesellschaft sollen die Schülerinnen und Schüler Baden-Württembergs 
durch einen verpflichtenden Dienst der Gesellschaft etwas zurückgeben. Durch die Mitarbeit in sozialen 
Einrichtungen können junge Menschen wertvolle persönliche und berufliche Erfahrungen sammeln und 
dabei anderen Menschen helfen.

Mit der Einführung eines verpflichtenden Dienstes an der Gesellschaft im Bereich des Sozialwesens 
möchte die Landesregierung den gesellschaftlichen Herausforderungen durch den demografischen Wan-
del und den Fachkräftemangel begegnen und diese stärker im Bewusstsein der jungen Bevölkerung ver-
ankern.

Zuständige Ausschüsse im Landtag

Ausschuss für Soziales und Integration  
(mitberatend):

Der Ausschuss beschäftigt sich mit fol-
genden Fragen:
›  Soll der Dienst nur in sozialen Einrich-

tungen oder auch bei Umweltschutzor-
ganisationen, der Landespolizei oder der 
Bundeswehr möglich sein?

›  Sollen Schüler/-innen einen Lohn für den 
Dienst bekommen?

›  Wer bezahlt die Kosten für den neuen 
Dienst?

Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport  
(federführend): 

Der Ausschuss beschäftigt sich mit fol-
genden Fragen: 
› Wie lange soll der Dienst dauern?
›  Ab welchem Alter sollen junge Menschen 

zu einem Dienst verpflichtet werden?
›  Kann der Dienst seine Ziele erreichen (He-

ranführung an Berufe, gesellschaftliche 
Verantwortung)?
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Hinweis: Die Parteiprofile orientieren sich an den Partei- bzw. Wahlprogrammen der Parteien für die 16. Legisla-
turperiode des Landtags.

Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 
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Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD)

Grundsätze
Die Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD) 

ist aus verschiedenen Gruppierungen und Bürger-
bewegungen hervorgegangen. Dazu zählen unter 
anderem die Umwelt-, die Friedens-, die Anti-Atom-
kraft- und die Frauenrechtsbewegung. Daher tritt die 
PÖD beispielsweise für ökologische Nachhaltigkeit, 
Geschlechtergerechtigkeit und Basisdemokratie ein.

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PÖD will die Beteiligung der Bürger/-innen in Baden-Württemberg stärken. Aus Sicht der PÖD haben 

auch junge Menschen bereits ein hohes politisches Interesse. Besonders Kinder und Jugendliche sollten daher 
eine stärkere Stimme erhalten. 

Auf der kommunalen Ebene dürfen Jugendliche bereits ab 16 Jahren wählen (zum Beispiel bei der Gemein-
deratswahl). Die PÖD möchte, dass diese Regel auch auf der Landesebene gelten soll: Schon ab 16 Jahren 
sollen Jugendliche den Landtag wählen dürfen. Das könnte Jugendlichen helfen, mehr über Politik zu lernen, 
da sie dann aktiv daran teilnehmen dürften. Das passive Wahlrecht sollte man aber weiterhin erst ab 18 Jah-
ren haben.

Einige in der PÖD-Fraktion hoffen, durch die Absenkung des Wahlalters bei Landtagswahlen in Baden-
Württemberg zukünftig noch besser abzuschneiden. Die PÖD wird in der Regel eher von jüngeren Wählerinnen 
und Wählern gewählt, wodurch sie sich einen Vorteil erhofft. 

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Aus Sicht der PÖD ist der demografische Wandel eine wichtige Herausforderung für eine lebenswerte Zu-

kunft. Der Gesetzentwurf geht für die PÖD-Fraktion daher in die richtige Richtung: Bereits im Jugendalter 
sollte ein Bewusstsein für diese Thematik geschaffen werden. Allerdings möchte die PÖD den Dienst auch auf 
den Bereich der ökologischen Nachhaltigkeit ausweiten. Viele Einrichtungen in diesem Feld leisten wertvolle 
Arbeit. Ein Dienst bei der Bundeswehr kommt für die PÖD hingegen überhaupt nicht infrage.

Während des Dienstes sollten die Schulen den Jugendlichen beratend zur Seite stehen. Der PÖD ist wichtig, 
dass der Dienst für die Jugendlichen, deren Eltern und die Einrichtungen keine zusätzlichen Kosten verur-
sacht. Stattdessen soll das Land den Dienst aus der Staatskasse finanzieren. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD)

Grundsätze
Die Partei für Ökologie und Demokratie (PÖD) 

ist aus verschiedenen Gruppierungen und Bürger-
bewegungen hervorgegangen. Dazu zählen unter 
anderem die Umwelt-, die Friedens-, die Anti-Atom-
kraft- und die Frauenrechtsbewegung. Daher tritt die 
PÖD beispielsweise für ökologische Nachhaltigkeit, 
Geschlechtergerechtigkeit und Basisdemokratie ein.

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PÖD will die Beteiligung der Bürger/-innen in Baden-Württemberg stärken. Aus Sicht der PÖD haben 

auch junge Menschen bereits ein hohes politisches Interesse. Besonders Kinder und Jugendliche sollten daher 
eine stärkere Stimme erhalten. 

Auf der kommunalen Ebene dürfen Jugendliche bereits ab 16 Jahren wählen (zum Beispiel bei der Gemein-
deratswahl). Die PÖD möchte, dass diese Regel auch auf der Landesebene gelten soll: Schon ab 16 Jahren 
sollen Jugendliche den Landtag wählen dürfen. Das könnte Jugendlichen helfen, mehr über Politik zu lernen, 
da sie dann aktiv daran teilnehmen dürften. Das passive Wahlrecht sollte man aber weiterhin erst ab 18 Jah-
ren haben.

Einige in der PÖD-Fraktion hoffen, durch die Absenkung des Wahlalters bei Landtagswahlen in Baden-
Württemberg zukünftig noch besser abzuschneiden. Die PÖD wird in der Regel eher von jüngeren Wählerinnen 
und Wählern gewählt, wodurch sie sich einen Vorteil erhofft. 

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Aus Sicht der PÖD ist der demografische Wandel eine wichtige Herausforderung für eine lebenswerte Zu-

kunft. Der Gesetzentwurf geht für die PÖD-Fraktion daher in die richtige Richtung: Bereits im Jugendalter 
sollte ein Bewusstsein für diese Thematik geschaffen werden. Allerdings möchte die PÖD den Dienst auch auf 
den Bereich der ökologischen Nachhaltigkeit ausweiten. Viele Einrichtungen in diesem Feld leisten wertvolle 
Arbeit. Ein Dienst bei der Bundeswehr kommt für die PÖD hingegen überhaupt nicht infrage.

Während des Dienstes sollten die Schulen den Jugendlichen beratend zur Seite stehen. Der PÖD ist wichtig, 
dass der Dienst für die Jugendlichen, deren Eltern und die Einrichtungen keine zusätzlichen Kosten verur-
sacht. Stattdessen soll das Land den Dienst aus der Staatskasse finanzieren. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.
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Partei der Sozialen Demokratie (PSD)

Grundsätze
Die Partei der Sozialen Demokratie (PSD) ist aus 

der Arbeiterbewegung hervorgegangen und unter-
stützt daher traditionell die Arbeitnehmer/-innen 
und Gewerkschaften. Solidarität mit den Schwachen 
ist einer ihrer Grundwerte. Daher sieht sie die so-
ziale und gesundheitliche Absicherung der Bürger/ 
-innen als eine zentrale Aufgabe des Staates. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie Bildungsgerech-
tigkeit sind weitere wichtige Themen der Partei. Die PSD macht sich außerdem für Kranke, Pflegebedürftige 
und allgemein für sozial benachteiligte Bürger/-innen stark.

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PSD spricht sich für das Wählen ab 16 auf Landesebene aus. Den vorliegenden Gesetzentwurf unter-

stützt sie daher. Sie sieht ihn als wichtigen Schritt, um die Demokratie im Land zu stärken. Gerade Kinder und 
Jugendliche sollen mehr an politischen Entscheidungen beteiligt werden. 

Einige in der PSD-Fraktion überlegen sogar, auf Landesebene auch das passive Wahlrecht ab 16 Jahren 
einzuführen. Dann könnten Jugendliche bereits ab 16 Jahren für den Landtag kandidieren. Außerdem sollen 
aus Sicht der PSD auch andere Möglichkeiten zur Beteiligung von Jugendlichen gefördert werden.

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Die PSD-Fraktion hält einen verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft für geeignet, um dem demografi-

schen Wandel und dem Fachkräftemangel im sozialen Bereich entgegenzuwirken. Sie unterstützt den Gesetz-
entwurf daher grundsätzlich, will aber, dass der Dienst auch wirklich das Sozialwesen entlastet. 

Dabei nimmt die PSD die Perspektive der sozialen Dienste ein: Die zusätzliche Betreuung von Schülerin-
nen und Schülern kann für viele Einrichtungen auch zu einer Belastung werden. Deshalb ist für die PSD eine 
Dienstzeit von drei Monaten viel zu kurz. Diese Zeit genüge gerade einmal, um überhaupt eingelernt zu wer-
den. Außerdem spricht sich die PSD dafür aus, dass die Schüler/-innen ihre Stellen zugeteilt bekommen. Nur 
so gebe es echte Chancengerechtigkeit bei einem verpflichtenden Dienst. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.
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Partei der Christlichen Demokratie (PCD)

Grundsätze
Die Partei der Christlichen Demokratie (PCD) war 

in der Vergangenheit in Baden-Württemberg meis-
tens die stärkste Kraft und Teil der Regierung. Be-
sonders in ländlichen Gegenden wird sie von vielen 
Menschen gewählt. Die Politik der PCD ist von einem 
christlichen Menschenbild geprägt. Sie setzt sich für 
Wohlstand, Sicherheit und den Schutz der Familie ein. Dabei möchte sie Tradition und Moderne miteinander 
verknüpfen, um den Herausforderungen der Zukunft erfolgreich begegnen zu können. 

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PCD steht dem Wählen ab 16 auf Landesebene eher kritisch gegenüber. Die PCD-Fraktion ist sich aber nicht 

ganz einig. Bisher wählen eher ältere Personen die PCD. Ein Teil der PCD hofft, durch die Absenkung mehr jüngere 
Leute anzusprechen. Gleichzeitig könnte das Wählen ab 16 die Demokratie in Baden-Württemberg stärken.

Andere in der Fraktion wollen Jugendliche lieber auf andere Weise an der Politik beteiligen, bevor das 
Wahlalter auf 16 Jahre gesenkt werden kann. So sollen Jugendliche zeigen, dass sie genug politisches Ver-
ständnis haben, um zu wählen. Außerdem finden viele in der PCD, dass man aktives und passives Wahlrecht 
nicht trennen sollte: Wer wählen darf, sollte auch gewählt werden können. 

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Die PCD möchte dem demografischen Wandel und dem Fachkräftemangel innovativ entgegenwirken, den-

noch ist sie bei diesem Thema gespalten. Viele argumentieren, dass alle Jugendlichen einen Teil zum gesell-
schaftlichen Zusammenhalt beitragen sollen, weil sie auch davon profitieren. Außerdem sieht die PCD in einem 
verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft die Möglichkeit, grundlegende Werte bei den Heranwachsenden zu 
verankern. Durch den Dienst an der Gesellschaft können die Jugendlichen an ein lebenslanges Engagement 
im sozialen Bereich herangeführt werden – ob ehrenamtlich oder beruflich.

Die PCD-Fraktion sieht aber keinen Mehrwert für die Gesellschaft, wenn der verpflichtende Dienst bei je-
der „x-beliebigen“ Umweltorganisation absolviert werden kann. Umso wichtiger findet sie es, dass der Dienst 
neben sozialen Einrichtungen auch bei Feuerwehr, Polizei oder Bundeswehr abgeleistet werden kann. Aber 
nicht länger als drei Monate. 

Für einige in der PCD widerspricht die Idee eines Pflichtdienstes aber der Selbstbestimmung der Bürger/ 
-innen. Außerdem seien die Schulen ohnehin schon mit vielen anderen Themen beschäftigt und die Lehrpläne 
voll genug. Ein mehrmonatiger Dienst sei nur eine weitere Belastung. Außerdem könne der verpflichtende 
Dienst den Staat viel Geld kosten.

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Partei der Sozialen Demokratie (PSD)

Grundsätze
Die Partei der Sozialen Demokratie (PSD) ist aus 

der Arbeiterbewegung hervorgegangen und unter-
stützt daher traditionell die Arbeitnehmer/-innen 
und Gewerkschaften. Solidarität mit den Schwachen 
ist einer ihrer Grundwerte. Daher sieht sie die so-
ziale und gesundheitliche Absicherung der Bürger/ 
-innen als eine zentrale Aufgabe des Staates. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie Bildungsgerech-
tigkeit sind weitere wichtige Themen der Partei. Die PSD macht sich außerdem für Kranke, Pflegebedürftige 
und allgemein für sozial benachteiligte Bürger/-innen stark.

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PSD spricht sich für das Wählen ab 16 auf Landesebene aus. Den vorliegenden Gesetzentwurf unter-

stützt sie daher. Sie sieht ihn als wichtigen Schritt, um die Demokratie im Land zu stärken. Gerade Kinder und 
Jugendliche sollen mehr an politischen Entscheidungen beteiligt werden. 

Einige in der PSD-Fraktion überlegen sogar, auf Landesebene auch das passive Wahlrecht ab 16 Jahren 
einzuführen. Dann könnten Jugendliche bereits ab 16 Jahren für den Landtag kandidieren. Außerdem sollen 
aus Sicht der PSD auch andere Möglichkeiten zur Beteiligung von Jugendlichen gefördert werden.

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Die PSD-Fraktion hält einen verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft für geeignet, um dem demografi-

schen Wandel und dem Fachkräftemangel im sozialen Bereich entgegenzuwirken. Sie unterstützt den Gesetz-
entwurf daher grundsätzlich, will aber, dass der Dienst auch wirklich das Sozialwesen entlastet. 

Dabei nimmt die PSD die Perspektive der sozialen Dienste ein: Die zusätzliche Betreuung von Schülerin-
nen und Schülern kann für viele Einrichtungen auch zu einer Belastung werden. Deshalb ist für die PSD eine 
Dienstzeit von drei Monaten viel zu kurz. Diese Zeit genüge gerade einmal, um überhaupt eingelernt zu wer-
den. Außerdem spricht sich die PSD dafür aus, dass die Schüler/-innen ihre Stellen zugeteilt bekommen. Nur 
so gebe es echte Chancengerechtigkeit bei einem verpflichtenden Dienst. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B3.1 Parteiprofile Planspiel 4 – B Simulationsphase – B3.1 Parteiprofile

Partei der Christlichen Demokratie (PCD)

Grundsätze
Die Partei der Christlichen Demokratie (PCD) war 

in der Vergangenheit in Baden-Württemberg meis-
tens die stärkste Kraft und Teil der Regierung. Be-
sonders in ländlichen Gegenden wird sie von vielen 
Menschen gewählt. Die Politik der PCD ist von einem 
christlichen Menschenbild geprägt. Sie setzt sich für 
Wohlstand, Sicherheit und den Schutz der Familie ein. Dabei möchte sie Tradition und Moderne miteinander 
verknüpfen, um den Herausforderungen der Zukunft erfolgreich begegnen zu können. 

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PCD steht dem Wählen ab 16 auf Landesebene eher kritisch gegenüber. Die PCD-Fraktion ist sich aber nicht 

ganz einig. Bisher wählen eher ältere Personen die PCD. Ein Teil der PCD hofft, durch die Absenkung mehr jüngere 
Leute anzusprechen. Gleichzeitig könnte das Wählen ab 16 die Demokratie in Baden-Württemberg stärken.

Andere in der Fraktion wollen Jugendliche lieber auf andere Weise an der Politik beteiligen, bevor das 
Wahlalter auf 16 Jahre gesenkt werden kann. So sollen Jugendliche zeigen, dass sie genug politisches Ver-
ständnis haben, um zu wählen. Außerdem finden viele in der PCD, dass man aktives und passives Wahlrecht 
nicht trennen sollte: Wer wählen darf, sollte auch gewählt werden können. 

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Die PCD möchte dem demografischen Wandel und dem Fachkräftemangel innovativ entgegenwirken, den-

noch ist sie bei diesem Thema gespalten. Viele argumentieren, dass alle Jugendlichen einen Teil zum gesell-
schaftlichen Zusammenhalt beitragen sollen, weil sie auch davon profitieren. Außerdem sieht die PCD in einem 
verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft die Möglichkeit, grundlegende Werte bei den Heranwachsenden zu 
verankern. Durch den Dienst an der Gesellschaft können die Jugendlichen an ein lebenslanges Engagement 
im sozialen Bereich herangeführt werden – ob ehrenamtlich oder beruflich.

Die PCD-Fraktion sieht aber keinen Mehrwert für die Gesellschaft, wenn der verpflichtende Dienst bei je-
der „x-beliebigen“ Umweltorganisation absolviert werden kann. Umso wichtiger findet sie es, dass der Dienst 
neben sozialen Einrichtungen auch bei Feuerwehr, Polizei oder Bundeswehr abgeleistet werden kann. Aber 
nicht länger als drei Monate. 

Für einige in der PCD widerspricht die Idee eines Pflichtdienstes aber der Selbstbestimmung der Bürger/ 
-innen. Außerdem seien die Schulen ohnehin schon mit vielen anderen Themen beschäftigt und die Lehrpläne 
voll genug. Ein mehrmonatiger Dienst sei nur eine weitere Belastung. Außerdem könne der verpflichtende 
Dienst den Staat viel Geld kosten.

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Partei für Andere Demokratie (PAD)

Grundsätze
Die Partei für Andere Demokratie (PAD) beruft 

sich auf nationalkonservative und christliche Werte. 
Der Schutz der Interessen Deutschlands und seiner 
Bürgerinnen und Bürger steht dabei im Vordergrund. 
Die PAD ist im Landtag aufgrund vieler ihrer inhalt-
lichen Positionen isoliert und wird häufig von allen 
anderen Fraktionen kritisiert. Aber die PAD-Fraktion ist davon überzeugt, sich mit ihrer Meinung klar von den 
anderen abgrenzen zu müssen: Nur so nehmen die Bürgerinnen und Bürger des Landes sie als starke und 
glaubwürdige Kraft wahr.

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PAD will Bürgern und Bürgerinnen mehr politische Beteiligung ermöglichen, wie zum Beispiel mehr Bür-

gerentscheide. Eine Absenkung des aktiven Wahlalters auf Landesebene lehnt die PAD aber ab. Ihrer Meinung 
nach sind Jugendliche mit 16 Jahren noch nicht reif genug, die Folgen einer Wahl vollständig abzuschätzen. Oder 
sie würden einfach wählen, was ihre Eltern, Lehrer/-innen oder Influencer/-innen ihnen sagen. Außerdem ist das 
Wahlrecht ein besonderes Recht, das mit der Übernahme von Pflichten einhergehen soll. 

Weiter befürchten einige in der Fraktion, bei der nächsten Wahl weniger Stimmen zu erhalten, wenn mehr 
junge Leute wählen. Sie denken, dass eher ältere Menschen PAD wählen.

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Die PAD bedauert, dass vor einigen Jahren auf Bundesebene der Wehrdienst ausgesetzt wurde. Die Wie-

dereinführung des Wehrdienstes ist ein Ziel der PAD, aber das wird auf Bundesebene entschieden.
Einem verpflichtenden Dienst für Schüler/-innen in Baden-Württemberg steht die PAD sehr kritisch ge-

genüber. Junge Menschen sollten sich auf die Schule konzentrieren und sich anschließend für einen Beruf 
entscheiden.

Wenn es einen solchen Dienst geben sollte, dann dürften auf keinen Fall Organisationen im Natur- und 
Umweltschutz eingebunden werden: Diese hätten schon genug Einfluss, andere bräuchten die Unterstützung 
Jugendlicher viel mehr. Unter anderem sollte der Dienst auch bei der Polizei und bei der Bundeswehr möglich 
sein. Vor allem Jugendliche mit Migrationshintergrund sollen auf diese Weise stärker mit den deutschen Wer-
ten vertraut gemacht werden, damit sie die staatliche Ordnung besser respektieren lernen.

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

Partei der Liberalen Demokratie (PLD)

Grundsätze
Für die Partei der Liberalen Demokratie (PLD) 

steht die Freiheit der Bürger/-innen im Mittelpunkt. 
Der Staat soll jede/-n einzelne/-n in seiner oder ih-
rer Freiheit möglichst wenig einengen. Das gilt ins-
besondere auch für das Wirtschaftsleben. Für die 
Einhaltung der Regeln und Wahrung der Bürgerrech-
te braucht es laut PLD aber einen starken Rechtsstaat.

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PLD hat sich noch keine endgültige Meinung dazu gebildet, ob sie für die Absenkung des Wahlalters ist. 

Sie sieht, dass es durchaus einige politisch interessierte Jugendliche gibt. Die Fridays-for-Future-Bewegung 
ist ein gutes Beispiel dafür, auch wenn die PLD nicht alle Ziele dieser Bewegung teilt.

Andererseits nimmt die PLD auch viele Jugendliche wahr, die sich nicht für Politik interessieren. Für die 
PLD ist das Wahlrecht aber ein besonderes Recht: Wahlen haben Folgen, und jeder Wähler bzw. jede Wählerin 
braucht politisches Verständnis, um diese Folgen abschätzen zu können. Das Wahlrecht sollte daher nicht 
leichtfertig vergeben werden. Einige in der PLD befürchten, dass sie durch eine Absenkung des Wahlalters 
bei zukünftigen Wahlen schlechter abschneiden: Die PLD wird schließlich eher von gut verdienenden, also oft 
älteren, Personen gewählt. 

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Die PLD setzt sich für mehr Chancen durch mehr Freiheit für jede/-n Einzelne/-n ein. Die PLD-Fraktion ist 

daher klar gegen den Zwang zu einem mehrmonatigen Dienst an der Gesellschaft für Jugendliche. Das ist 
nicht mit Prinzipien der Partei nicht vereinbar: Es ist nicht die Aufgabe der Regierung, den Bürgerinnen und 
Bürgern vorzuschreiben, wie sie ihr Leben gestalten sollen. Ein solcher Dienst darf daher nicht Voraussetzung 
zur Erlangung des Schulabschlusses sein.

Die PLD befürchtet außerdem, dass besonders gute Schüler/-innen durch den Dienst wertvolle Zeit verlie-
ren, bevor sie ihr Berufsleben oder Studium beginnen können. 

Die PLD ist schon der Meinung, dass gegen den demografischen Wandel in der Gesellschaft etwas getan 
werden muss – jedoch auf keinen Fall durch einen gesetzlichen Zwang. Stattdessen sollten Berufe im Sozial-
wesen durch bessere Gehälter und eine höhere Wertschätzung in der Öffentlichkeit attraktiver werden. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.
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Partei für Andere Demokratie (PAD)

Grundsätze
Die Partei für Andere Demokratie (PAD) beruft 

sich auf nationalkonservative und christliche Werte. 
Der Schutz der Interessen Deutschlands und seiner 
Bürgerinnen und Bürger steht dabei im Vordergrund. 
Die PAD ist im Landtag aufgrund vieler ihrer inhalt-
lichen Positionen isoliert und wird häufig von allen 
anderen Fraktionen kritisiert. Aber die PAD-Fraktion ist davon überzeugt, sich mit ihrer Meinung klar von den 
anderen abgrenzen zu müssen: Nur so nehmen die Bürgerinnen und Bürger des Landes sie als starke und 
glaubwürdige Kraft wahr.

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PAD will Bürgern und Bürgerinnen mehr politische Beteiligung ermöglichen, wie zum Beispiel mehr Bür-

gerentscheide. Eine Absenkung des aktiven Wahlalters auf Landesebene lehnt die PAD aber ab. Ihrer Meinung 
nach sind Jugendliche mit 16 Jahren noch nicht reif genug, die Folgen einer Wahl vollständig abzuschätzen. Oder 
sie würden einfach wählen, was ihre Eltern, Lehrer/-innen oder Influencer/-innen ihnen sagen. Außerdem ist das 
Wahlrecht ein besonderes Recht, das mit der Übernahme von Pflichten einhergehen soll. 

Weiter befürchten einige in der Fraktion, bei der nächsten Wahl weniger Stimmen zu erhalten, wenn mehr 
junge Leute wählen. Sie denken, dass eher ältere Menschen PAD wählen.

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Die PAD bedauert, dass vor einigen Jahren auf Bundesebene der Wehrdienst ausgesetzt wurde. Die Wie-

dereinführung des Wehrdienstes ist ein Ziel der PAD, aber das wird auf Bundesebene entschieden.
Einem verpflichtenden Dienst für Schüler/-innen in Baden-Württemberg steht die PAD sehr kritisch ge-

genüber. Junge Menschen sollten sich auf die Schule konzentrieren und sich anschließend für einen Beruf 
entscheiden.

Wenn es einen solchen Dienst geben sollte, dann dürften auf keinen Fall Organisationen im Natur- und 
Umweltschutz eingebunden werden: Diese hätten schon genug Einfluss, andere bräuchten die Unterstützung 
Jugendlicher viel mehr. Unter anderem sollte der Dienst auch bei der Polizei und bei der Bundeswehr möglich 
sein. Vor allem Jugendliche mit Migrationshintergrund sollen auf diese Weise stärker mit den deutschen Wer-
ten vertraut gemacht werden, damit sie die staatliche Ordnung besser respektieren lernen.

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

Partei der Liberalen Demokratie (PLD)

Grundsätze
Für die Partei der Liberalen Demokratie (PLD) 

steht die Freiheit der Bürger/-innen im Mittelpunkt. 
Der Staat soll jede/-n einzelne/-n in seiner oder ih-
rer Freiheit möglichst wenig einengen. Das gilt ins-
besondere auch für das Wirtschaftsleben. Für die 
Einhaltung der Regeln und Wahrung der Bürgerrech-
te braucht es laut PLD aber einen starken Rechtsstaat.

Position zum Wählen ab 16 auf Landesebene
Die PLD hat sich noch keine endgültige Meinung dazu gebildet, ob sie für die Absenkung des Wahlalters ist. 

Sie sieht, dass es durchaus einige politisch interessierte Jugendliche gibt. Die Fridays-for-Future-Bewegung 
ist ein gutes Beispiel dafür, auch wenn die PLD nicht alle Ziele dieser Bewegung teilt.

Andererseits nimmt die PLD auch viele Jugendliche wahr, die sich nicht für Politik interessieren. Für die 
PLD ist das Wahlrecht aber ein besonderes Recht: Wahlen haben Folgen, und jeder Wähler bzw. jede Wählerin 
braucht politisches Verständnis, um diese Folgen abschätzen zu können. Das Wahlrecht sollte daher nicht 
leichtfertig vergeben werden. Einige in der PLD befürchten, dass sie durch eine Absenkung des Wahlalters 
bei zukünftigen Wahlen schlechter abschneiden: Die PLD wird schließlich eher von gut verdienenden, also oft 
älteren, Personen gewählt. 

Position zum verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft
Die PLD setzt sich für mehr Chancen durch mehr Freiheit für jede/-n Einzelne/-n ein. Die PLD-Fraktion ist 

daher klar gegen den Zwang zu einem mehrmonatigen Dienst an der Gesellschaft für Jugendliche. Das ist 
nicht mit Prinzipien der Partei nicht vereinbar: Es ist nicht die Aufgabe der Regierung, den Bürgerinnen und 
Bürgern vorzuschreiben, wie sie ihr Leben gestalten sollen. Ein solcher Dienst darf daher nicht Voraussetzung 
zur Erlangung des Schulabschlusses sein.

Die PLD befürchtet außerdem, dass besonders gute Schüler/-innen durch den Dienst wertvolle Zeit verlie-
ren, bevor sie ihr Berufsleben oder Studium beginnen können. 

Die PLD ist schon der Meinung, dass gegen den demografischen Wandel in der Gesellschaft etwas getan 
werden muss – jedoch auf keinen Fall durch einen gesetzlichen Zwang. Stattdessen sollten Berufe im Sozial-
wesen durch bessere Gehälter und eine höhere Wertschätzung in der Öffentlichkeit attraktiver werden. 

Strategie 

   Ihre Fraktion bildet zusammen mit ___________ die Regierung. Suchen Sie die Zusammenarbeit und ge-
hen Sie gegebenenfalls Kompromisse ein. Verlieren Sie dabei aber Ihre Grundüberzeugungen nicht aus 
den Augen!

   Ihre Fraktion ist nicht Teil der Regierung, Sie sind Teil der Opposition. Sie können dennoch versuchen, das 
Gesetz in Ihrem Sinn zu beeinflussen. Dadurch, dass Sie Ihre Position deutlich machen und sich von der 
Regierung absetzen, erhoffen Sie sich bessere Chancen für mehr Stimmen bei der nächsten Wahl.
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Wählen ab 16
Sie sehen tagtäglich, wie sich die Jugendlichen 

in den letzten Jahren zunehmend für politische 
Themen interessieren und auf einem hohen Niveau 
diskutieren können. Daher sind Sie für die Absen-
kung des aktiven Wahlalters, da so demokratisches 
Handeln nicht nur in der Schule gelehrt, sondern 
auch direkt umgesetzt werden kann. 

Wählen ab 16
Auch Jugendliche prägen die Gesellschaft. Die 

Werte und Meinungen der Jugendlichen sind häu-
fig wesentlich zukunftsorientierter als die der äl-
teren Personen, wie Fridays for Future beispielhaft 
gezeigt hat. Deswegen haben es Jugendliche Ihrer 
Meinung nach verdient, auch den Landtag als re-
präsentatives Gremium wählen zu dürfen. 

Wählen ab 16
Durch den demografischen Wandel entscheiden 

zunehmend mehr ältere Personen über die Zukunft 
des Landes. Um auch den Jugendlichen mehr Mit-
bestimmung zu ermöglichen, halten Sie die Absen-
kung des Wahlalters für notwendig. 

Wählen ab 16
Jugendliche haben gezeigt, dass sie aktiv für 

ihre Überzeugungen einstehen und sich selbst-
ständig ein Urteil bilden können. Aus Ihrer Sicht ist 
es deshalb notwendig, dass sie auch auf Landes-
ebene das aktive Wahlrecht ab 16 Jahren erhalten. 
Vielleicht sollten sie auch das passive Wahlrecht 
bereits früher erhalten; schließlich hat die Klima-
bewegung gezeigt, dass sie sich deutlich positionie-
ren können. 

Verpflichtender Dienst
Für Sie ist klar, dass es um einen Dienst im Sozi-

alwesen geht. Sollten auch die Polizei oder gar die 
Bundeswehr infrage kommen, gehen Sie nicht mit! 
Sie wissen als Polizist/-in nur zu gut, dass der All-
tag dort gefährlich ist. Jedoch ist für Sie auch ein 
längerer Dienst vorstellbar, beispielsweise über 
sechs Monate, den die Schulen betreuen.

Verpflichtender Dienst
Der verpflichtende Dienst muss kommen, da 

durch ihn auch wichtige gesellschaftliche Werte 
vermittelt werden. Gerade in Zeiten des Klimawan-
dels könnte ein Dienst bei Umweltorganisationen 
die Jugendlichen für dieses wichtige Thema sen-
sibilisieren. Wenn die anderen Parteien die Liste 
möglicher Einrichtungen um Umweltorganisatio-
nen erweitern, sind Sie im Gegenzug auch für einen 
Dienst bei der Polizei offen.

Verpflichtender Dienst
Sie finden, dass die Klimakrise eine der wich-

tigsten Herausforderungen unserer Zeit ist. Des-
halb ist es Ihnen ein besonderes Anliegen, dass der 
verpflichtende Dienst auch im Umweltbereich mög-
lich ist, womöglich auch länger als drei Monate.

Verpflichtender Dienst
Ihrer Meinung nach sollen sich Schüler/-innen 

selbstverständlich den Bereich ihres Dienstes frei 
auswählen dürfen, auf keinen Fall aber bei der Po-
lizei und erst recht nicht bei der Bundeswehr. Das 
Land soll für die anfallenden Kosten des Dienstes 
aufkommen.

PÖD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Bodensee

Alter: 46

Beruf: Polizist/-in

PÖD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Göppingen

Alter: 51

Beruf: Realschullehrer/-in

PÖD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Freiburg I

Alter: 57

Beruf: Architekt/-in

PÖD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Sigmaringen

Alter: 64

Beruf: Bürofachangestellte/-r

Rollenprofile PÖD

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Wählen ab 16
Sie sehen tagtäglich, wie sich die Jugendlichen 

in den letzten Jahren zunehmend für politische 
Themen interessieren und auf einem hohen Niveau 
diskutieren können. Daher sind Sie für die Absen-
kung des aktiven Wahlalters, da so demokratisches 
Handeln nicht nur in der Schule gelehrt, sondern 
auch direkt umgesetzt werden kann. 

Wählen ab 16
Auch Jugendliche prägen die Gesellschaft. Die 

Werte und Meinungen der Jugendlichen sind häu-
fig wesentlich zukunftsorientierter als die der äl-
teren Personen, wie Fridays for Future beispielhaft 
gezeigt hat. Deswegen haben es Jugendliche Ihrer 
Meinung nach verdient, auch den Landtag als re-
präsentatives Gremium wählen zu dürfen. 

Wählen ab 16
Durch den demografischen Wandel entscheiden 

zunehmend mehr ältere Personen über die Zukunft 
des Landes. Um auch den Jugendlichen mehr Mit-
bestimmung zu ermöglichen, halten Sie die Absen-
kung des Wahlalters für notwendig. 

Wählen ab 16
Jugendliche haben gezeigt, dass sie aktiv für 

ihre Überzeugungen einstehen und sich selbst-
ständig ein Urteil bilden können. Aus Ihrer Sicht ist 
es deshalb notwendig, dass sie auch auf Landes-
ebene das aktive Wahlrecht ab 16 Jahren erhalten. 
Vielleicht sollten sie auch das passive Wahlrecht 
bereits früher erhalten; schließlich hat die Klima-
bewegung gezeigt, dass sie sich deutlich positionie-
ren können. 

Verpflichtender Dienst
Für Sie ist klar, dass es um einen Dienst im Sozi-

alwesen geht. Sollten auch die Polizei oder gar die 
Bundeswehr infrage kommen, gehen Sie nicht mit! 
Sie wissen als Polizist/-in nur zu gut, dass der All-
tag dort gefährlich ist. Jedoch ist für Sie auch ein 
längerer Dienst vorstellbar, beispielsweise über 
sechs Monate, den die Schulen betreuen.

Verpflichtender Dienst
Der verpflichtende Dienst muss kommen, da 

durch ihn auch wichtige gesellschaftliche Werte 
vermittelt werden. Gerade in Zeiten des Klimawan-
dels könnte ein Dienst bei Umweltorganisationen 
die Jugendlichen für dieses wichtige Thema sen-
sibilisieren. Wenn die anderen Parteien die Liste 
möglicher Einrichtungen um Umweltorganisatio-
nen erweitern, sind Sie im Gegenzug auch für einen 
Dienst bei der Polizei offen.

Verpflichtender Dienst
Sie finden, dass die Klimakrise eine der wich-

tigsten Herausforderungen unserer Zeit ist. Des-
halb ist es Ihnen ein besonderes Anliegen, dass der 
verpflichtende Dienst auch im Umweltbereich mög-
lich ist, womöglich auch länger als drei Monate.

Verpflichtender Dienst
Ihrer Meinung nach sollen sich Schüler/-innen 

selbstverständlich den Bereich ihres Dienstes frei 
auswählen dürfen, auf keinen Fall aber bei der Po-
lizei und erst recht nicht bei der Bundeswehr. Das 
Land soll für die anfallenden Kosten des Dienstes 
aufkommen.

PÖD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Bodensee

Alter: 46

Beruf: Polizist/-in

PÖD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Göppingen

Alter: 51

Beruf: Realschullehrer/-in

PÖD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Freiburg I

Alter: 57

Beruf: Architekt/-in

PÖD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Sigmaringen

Alter: 64

Beruf: Bürofachangestellte/-r

Rollenprofile PÖD

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Wählen ab 16
Sie haben sich selbst in Ihren Jugendjahren aktiv 

in der Kommunalpolitik beteiligt und sehen es als 
zwingend erforderlich an, den Jugendlichen mehr 
Mitspracherecht auf allen politischen Ebenen ein-
zuräumen. Wichtig ist aber, dass die Jugendlichen 
auch ausführliche Informationen zur Wahl erhalten, 
damit sie sich ein Urteil bilden können. Dafür muss 
gegebenenfalls zusätzlich Geld in die Hand genom-
men werden. 

Wählen ab 16
Es hilft nichts, wenn Jugendliche in der Schule 

immer nur in der Theorie lernen, was Demokratie 
bedeutet und wie Wahlen funktionieren. Sie müssen 
Demokratie und das Wählen selbst erleben. Deswe-
gen muss aus Ihrer Sicht das Wahlalter auch auf 
Landesebene herabgesetzt werden. Auf kommuna-
ler Ebene hat es schließlich schon sehr gut funkti-
oniert. 

Wählen ab 16
Die Absenkung des Wahlalters würde die reprä-

sentative Demokratie stärken, da die Macht vom 
Volk ausgehen soll und auch Jugendliche Teil des 
Volkes und der Gesellschaft sind. Sie fordern des-
halb, dass sich Politiker/-innen aller Parteien mehr 
mit den Interessen und Meinungen der Jugend-
lichen beschäftigen sollen, so wie es Ihre Partei 
schon länger handhabt. 

Wählen ab 16
Durch die Absenkung des Wahlalters würde Ih-

rer Meinung nach die Wahlbeteiligung endlich wie-
der steigen, weil die Jugendlichen großes Interesse 
haben, ihre Stimmen abzugeben. Fridays for Future 
hat gezeigt, dass Jugendliche mit ihrer Stimme 
Großes bewegen und dass ältere Personen von ih-
nen lernen können. 

Verpflichtender Dienst
Sie sind davon überzeugt, dass Schüler/-innen 

von einem solchen Dienst nur profitieren, wenn 
sie dabei gut von der Schule begleitet werden und 
wenn das Land für sämtliche Kosten aufkommt. 
Warum sollten junge Leute dafür nicht auch ein 
kleines Taschengeld bekommen?

Verpflichtender Dienst
Um dem Fachkräftemangel im Sozialwesen zu 

begegnen, müssen junge Leute an diese Berufe he-
rangeführt werden. Der verpflichtende Dienst ist 
Ihrer Meinung nach eine gute Möglichkeit, die Aner-
kennung für diese Berufe zu fördern und Jugendli-
che für diese Berufe zu begeistern.

Verpflichtender Dienst
Auch in Verbänden und Organisationen des Um-

weltschutzes können Jugendliche Verantwortung 
übernehmen lernen. Sie setzen sich deshalb dafür 
ein, dass der verpflichtende Dienst bei verschiede-
nen Einrichtungen absolviert werden kann.

Verpflichtender Dienst
Neben der globalen Klimakrise halten Sie den 

demografischen Wandel für eine der größten He-
rausforderungen unserer Gesellschaft. Schüler/ 
-innen sollen durch einen verpflichtenden Dienst 
an Berufe im Sozialwesen herangeführt werden. 
Sie hoffen, dass dadurch mehr Jugendliche eine 
Ausbildung oder ein Studium in diesem Bereich in 
Betracht ziehen.

PÖD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Lörrach

Alter: 49

Beruf: Richter/-in

PÖD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Stuttgart III  

Alter: 60

Beruf: Rechtsanwältin/Rechtsanwalt

PÖD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Karlsruhe II

Alter: 38

Beruf: Unternehmensberater/-in

PÖD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Heidelberg

Alter: 55

Beruf:  Heilpraktiker/-in

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Wählen ab 16
Sie haben sich selbst in Ihren Jugendjahren aktiv 

in der Kommunalpolitik beteiligt und sehen es als 
zwingend erforderlich an, den Jugendlichen mehr 
Mitspracherecht auf allen politischen Ebenen ein-
zuräumen. Wichtig ist aber, dass die Jugendlichen 
auch ausführliche Informationen zur Wahl erhalten, 
damit sie sich ein Urteil bilden können. Dafür muss 
gegebenenfalls zusätzlich Geld in die Hand genom-
men werden. 

Wählen ab 16
Es hilft nichts, wenn Jugendliche in der Schule 

immer nur in der Theorie lernen, was Demokratie 
bedeutet und wie Wahlen funktionieren. Sie müssen 
Demokratie und das Wählen selbst erleben. Deswe-
gen muss aus Ihrer Sicht das Wahlalter auch auf 
Landesebene herabgesetzt werden. Auf kommuna-
ler Ebene hat es schließlich schon sehr gut funkti-
oniert. 

Wählen ab 16
Die Absenkung des Wahlalters würde die reprä-

sentative Demokratie stärken, da die Macht vom 
Volk ausgehen soll und auch Jugendliche Teil des 
Volkes und der Gesellschaft sind. Sie fordern des-
halb, dass sich Politiker/-innen aller Parteien mehr 
mit den Interessen und Meinungen der Jugend-
lichen beschäftigen sollen, so wie es Ihre Partei 
schon länger handhabt. 

Wählen ab 16
Durch die Absenkung des Wahlalters würde Ih-

rer Meinung nach die Wahlbeteiligung endlich wie-
der steigen, weil die Jugendlichen großes Interesse 
haben, ihre Stimmen abzugeben. Fridays for Future 
hat gezeigt, dass Jugendliche mit ihrer Stimme 
Großes bewegen und dass ältere Personen von ih-
nen lernen können. 

Verpflichtender Dienst
Sie sind davon überzeugt, dass Schüler/-innen 

von einem solchen Dienst nur profitieren, wenn 
sie dabei gut von der Schule begleitet werden und 
wenn das Land für sämtliche Kosten aufkommt. 
Warum sollten junge Leute dafür nicht auch ein 
kleines Taschengeld bekommen?

Verpflichtender Dienst
Um dem Fachkräftemangel im Sozialwesen zu 

begegnen, müssen junge Leute an diese Berufe he-
rangeführt werden. Der verpflichtende Dienst ist 
Ihrer Meinung nach eine gute Möglichkeit, die Aner-
kennung für diese Berufe zu fördern und Jugendli-
che für diese Berufe zu begeistern.

Verpflichtender Dienst
Auch in Verbänden und Organisationen des Um-

weltschutzes können Jugendliche Verantwortung 
übernehmen lernen. Sie setzen sich deshalb dafür 
ein, dass der verpflichtende Dienst bei verschiede-
nen Einrichtungen absolviert werden kann.

Verpflichtender Dienst
Neben der globalen Klimakrise halten Sie den 

demografischen Wandel für eine der größten He-
rausforderungen unserer Gesellschaft. Schüler/ 
-innen sollen durch einen verpflichtenden Dienst 
an Berufe im Sozialwesen herangeführt werden. 
Sie hoffen, dass dadurch mehr Jugendliche eine 
Ausbildung oder ein Studium in diesem Bereich in 
Betracht ziehen.

PÖD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Lörrach

Alter: 49

Beruf: Richter/-in

PÖD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Stuttgart III  

Alter: 60

Beruf: Rechtsanwältin/Rechtsanwalt

PÖD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Karlsruhe II

Alter: 38

Beruf: Unternehmensberater/-in

PÖD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Heidelberg

Alter: 55

Beruf:  Heilpraktiker/-in

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Wählen ab 16
Demokratie bedeutet, dass das Volk entschei-

det. Deswegen dürfen Jugendliche aus Ihrer Sicht 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen werden. Da 
die Arbeitsweise im Landtag aber sehr komplex ist, 
sollen Jugendliche nur das aktive Wahlrecht erhal-
ten. Vielleicht könnte aber auch eine Art gewählter 
Jugendlandtag, ähnlich wie ein Jugendgemeinde-
rat, eingeführt werden, sodass Jugendliche nicht 
nur wählen dürfen, sondern ihre Argumente auch 
gehört werden. 

Wählen ab 16
In Ihrer Heimatgemeinde haben Sie erfahren, 

wie stark sich Jugendliche für Politik begeistern 
können. Seit es die verpflichtende Jugendbeteili-
gung auf kommunaler Ebene gibt, hat sich Ihrer An-
sicht nach das Engagement der Jugendlichen in der 
Politik vor Ort deutlich verstärkt. Durch die Absen-
kung des Wahlalters auf Landesebene erhoffen Sie 
sich ähnliche Auswirkungen. Allerdings müssen die 
Jugendlichen gleichzeitig auch über ihr Recht und 
die Aufgaben der Landesebene informiert werden. 

Wählen ab 16
Lange genug wurden die Jugendlichen auf Lan-

desebene nicht ausreichend berücksichtigt, obwohl 
einige Themen der Landespolitik, wie zum Beispiel 
die Bildungspolitik, konkrete Auswirkungen auf sie 
haben. Das muss Ihrer Meinung nach endlich ge-
ändert werden, denn Jugendliche können die Ver-
antwortung übernehmen, ihre Stimme auch auf der 
Landesebene abzugeben. 

Wählen ab 16
Auch Jugendliche sind ein fester Teil der Gesell-

schaft. Vor allem 16-Jährige können ihr Handeln 
und dessen Folgen bereits ausreichend einschät-
zen, sodass sie aus Ihrer Sicht nicht vom aktiven 
Wahlrecht ausgeschlossen sein sollten. Die für Ju-
gendliche bedeutsame Bildungspolitik ist auf der 
Landesebene angesiedelt und sollte die Interessen 
und Meinungen der Jugendlichen mehr miteinbe-
ziehen.

Verpflichtender Dienst
Sie sind etwas skeptischer als Ihre Partei-

kolleginnen und -kollegen, was den Dienst für 
Schulpflichtige angeht. Lieber sollten bestehende 
Dienste wie das Freiwillige Soziale Jahr ausgebaut 
und mehr gefördert werden. In drei Monaten sind 
Schüler/-innen eher eine Belastung für die Einrich-
tungen.

Verpflichtender Dienst
Warum sollten Jugendliche nicht einmal über 

den Tellerrand blicken und einen Einblick in wich-
tige Berufe bekommen? Natürlich sollen sich 
Schüler/-innen die Einsatzstelle selbst aussuchen 
können. Ihnen ist wichtig, dass es viele Einsatzmög-
lichkeiten gibt, sodass jeder Schüler/jede Schülerin 
eine passende Stelle findet.

Verpflichtender Dienst
Entgegen den Zweifeln aus anderen Parteien 

trauen Sie Jugendlichen zu, in einer sozialen Ein-
richtung Verantwortung zu übernehmen. Der ver-
pflichtende Dienst darf aber nur im Sozialwesen, 
bei Rettungskräften und im Umweltschutz geleistet 
werden, auf keinen Fall bei der Polizei!

Verpflichtender Dienst
Es stört Sie, dass Jugendlichen so wenig zuge-

traut wird. Durch den verpflichtenden Dienst lernen 
Schüler/-innen Berufe im Sozialwesen überhaupt 
erst kennen. Baden-Württemberg sollte hier mit 
gutem Beispiel vorangehen, aber keinen Dienst bei 
der Polizei oder der Bundeswehr ermöglichen.

PÖD-Rolle 9 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Weinheim

Alter: 50

Beruf:  Altenpfleger/-in

PÖD-Rolle 11 

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Vaihingen 

Alter: 53 

Beruf:  Sachbearbeiter/-in 

PÖD-Rolle 10 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Konstanz

Alter: 62

Beruf:  Zahnarzt/Zahnärztin

PÖD-Rolle 12 

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Ulm 

Alter: 65 

Beruf:  Autor/-in 

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie



56 Die Gesetzgebung im Landtag Die Gesetzgebung im Landtag 57

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B3.2 Rollenprofile Planspiel 4 – B Simulationsphase – B3.2 Rollenprofile

Wählen ab 16
Demokratie bedeutet, dass das Volk entschei-

det. Deswegen dürfen Jugendliche aus Ihrer Sicht 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen werden. Da 
die Arbeitsweise im Landtag aber sehr komplex ist, 
sollen Jugendliche nur das aktive Wahlrecht erhal-
ten. Vielleicht könnte aber auch eine Art gewählter 
Jugendlandtag, ähnlich wie ein Jugendgemeinde-
rat, eingeführt werden, sodass Jugendliche nicht 
nur wählen dürfen, sondern ihre Argumente auch 
gehört werden. 

Wählen ab 16
In Ihrer Heimatgemeinde haben Sie erfahren, 

wie stark sich Jugendliche für Politik begeistern 
können. Seit es die verpflichtende Jugendbeteili-
gung auf kommunaler Ebene gibt, hat sich Ihrer An-
sicht nach das Engagement der Jugendlichen in der 
Politik vor Ort deutlich verstärkt. Durch die Absen-
kung des Wahlalters auf Landesebene erhoffen Sie 
sich ähnliche Auswirkungen. Allerdings müssen die 
Jugendlichen gleichzeitig auch über ihr Recht und 
die Aufgaben der Landesebene informiert werden. 

Wählen ab 16
Lange genug wurden die Jugendlichen auf Lan-

desebene nicht ausreichend berücksichtigt, obwohl 
einige Themen der Landespolitik, wie zum Beispiel 
die Bildungspolitik, konkrete Auswirkungen auf sie 
haben. Das muss Ihrer Meinung nach endlich ge-
ändert werden, denn Jugendliche können die Ver-
antwortung übernehmen, ihre Stimme auch auf der 
Landesebene abzugeben. 

Wählen ab 16
Auch Jugendliche sind ein fester Teil der Gesell-

schaft. Vor allem 16-Jährige können ihr Handeln 
und dessen Folgen bereits ausreichend einschät-
zen, sodass sie aus Ihrer Sicht nicht vom aktiven 
Wahlrecht ausgeschlossen sein sollten. Die für Ju-
gendliche bedeutsame Bildungspolitik ist auf der 
Landesebene angesiedelt und sollte die Interessen 
und Meinungen der Jugendlichen mehr miteinbe-
ziehen.

Verpflichtender Dienst
Sie sind etwas skeptischer als Ihre Partei-

kolleginnen und -kollegen, was den Dienst für 
Schulpflichtige angeht. Lieber sollten bestehende 
Dienste wie das Freiwillige Soziale Jahr ausgebaut 
und mehr gefördert werden. In drei Monaten sind 
Schüler/-innen eher eine Belastung für die Einrich-
tungen.

Verpflichtender Dienst
Warum sollten Jugendliche nicht einmal über 

den Tellerrand blicken und einen Einblick in wich-
tige Berufe bekommen? Natürlich sollen sich 
Schüler/-innen die Einsatzstelle selbst aussuchen 
können. Ihnen ist wichtig, dass es viele Einsatzmög-
lichkeiten gibt, sodass jeder Schüler/jede Schülerin 
eine passende Stelle findet.

Verpflichtender Dienst
Entgegen den Zweifeln aus anderen Parteien 

trauen Sie Jugendlichen zu, in einer sozialen Ein-
richtung Verantwortung zu übernehmen. Der ver-
pflichtende Dienst darf aber nur im Sozialwesen, 
bei Rettungskräften und im Umweltschutz geleistet 
werden, auf keinen Fall bei der Polizei!

Verpflichtender Dienst
Es stört Sie, dass Jugendlichen so wenig zuge-

traut wird. Durch den verpflichtenden Dienst lernen 
Schüler/-innen Berufe im Sozialwesen überhaupt 
erst kennen. Baden-Württemberg sollte hier mit 
gutem Beispiel vorangehen, aber keinen Dienst bei 
der Polizei oder der Bundeswehr ermöglichen.

PÖD-Rolle 9 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Weinheim

Alter: 50

Beruf:  Altenpfleger/-in

PÖD-Rolle 11 

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Vaihingen 

Alter: 53 

Beruf:  Sachbearbeiter/-in 

PÖD-Rolle 10 

Name: ____________________________________

Partei: PÖD

Wahlkreis: Konstanz

Alter: 62

Beruf:  Zahnarzt/Zahnärztin

PÖD-Rolle 12 

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Ulm 

Alter: 65 

Beruf:  Autor/-in 

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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Wählen ab 16
Ihre Partei hat sich schon immer für möglichst 

direktdemokratische Beteiligung eingesetzt. Daher 
ist es für Sie keine Frage, dass auch Jugendliche ab 
16 Jahren endlich das Wahlrecht erhalten sollten. 
Alle Altersgruppen sollten schließlich die Möglich-
keit haben, sich aktiv zu beteiligen. 

Wählen ab 16
Der Alltag in der Schule zeigt, dass sich einige 

Jugendliche durchaus für politische Themen inter-
essieren, viele aber auch keine Lust haben, sich mit 
Politik zu beschäftigen, außer es geht um ihr Lieb-
lingsthema. In der Schule müssten die Jugendli-
chen vermittelt bekommen, wie das Wählen abläuft, 
aber dafür ist keine Zeit im Unterricht. Deswegen 
stehen Sie der Absenkung des Wahlalters sehr kri-
tisch gegenüber. 

Wählen ab 16
Früher waren Sie gegen eine Absenkung des 

Wahlalters. Durch Gespräche mit verschiedenen 
Personen erscheinen Ihnen mittlerweile aber auch 
einige Argumente für die Absenkung schlüssig. 
Vor allem durch den demografischen Wandel und 
die zunehmende Lebenserwartung sehen Sie eine 
Verzerrung hin zur Meinung der älteren Personen, 
auch in Ihrer Fraktion. Daher sollten die Jugendli-
chen das aktive Wahlrecht bereits mit 16 erhalten. 

Verpflichtender Dienst
Durch den verpflichtenden Dienst erleben jun-

ge Menschen, wie unsere Gesellschaft funktioniert 
und was es bedeutet, sich für andere zu engagie-
ren. Dabei lernen sie vermutlich mehr als in der 
Schule. Deshalb könnten sie auch ein Taschengeld 
dafür bekommen.

Verpflichtender Dienst
Der Bildungsplan fordert den Lehrkräften sowie 

den Schülerinnen und Schülern schon jetzt vieles 
ab. Ein verpflichtender Dienst würde nur von der 
Schule ablenken. Sie sind daher gegen den ver-
pflichtenden Dienst während der Schulzeit. Doch 
ein soziales Jahr nach der Schulzeit, ähnlich wie 
der frühere Zivildienst, befürworten Sie.

Verpflichtender Dienst
Sie finden, dass durch einen verpflichtenden 

Dienst jungen Menschen wichtige Werte unserer 
Gesellschaft vermittelt werden sollen. Deshalb soll 
der Dienst auch bei Rettungskräften und bei der Po-
lizei möglich sein, aber nicht im Umweltschutz.

PÖD-Rolle 13

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Heilbronn 

Alter: 54 

Beruf: Steuerberater/-in 

PCD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Tuttlingen-Donaueschingen

Alter: 57

Beruf: Schuldirektor/-in

PCD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Geislingen

Alter: 41

Beruf: Journalist/-in

Rollenprofile PCD 

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Wählen ab 16
Ihre Partei hat sich schon immer für möglichst 

direktdemokratische Beteiligung eingesetzt. Daher 
ist es für Sie keine Frage, dass auch Jugendliche ab 
16 Jahren endlich das Wahlrecht erhalten sollten. 
Alle Altersgruppen sollten schließlich die Möglich-
keit haben, sich aktiv zu beteiligen. 

Wählen ab 16
Der Alltag in der Schule zeigt, dass sich einige 

Jugendliche durchaus für politische Themen inter-
essieren, viele aber auch keine Lust haben, sich mit 
Politik zu beschäftigen, außer es geht um ihr Lieb-
lingsthema. In der Schule müssten die Jugendli-
chen vermittelt bekommen, wie das Wählen abläuft, 
aber dafür ist keine Zeit im Unterricht. Deswegen 
stehen Sie der Absenkung des Wahlalters sehr kri-
tisch gegenüber. 

Wählen ab 16
Früher waren Sie gegen eine Absenkung des 

Wahlalters. Durch Gespräche mit verschiedenen 
Personen erscheinen Ihnen mittlerweile aber auch 
einige Argumente für die Absenkung schlüssig. 
Vor allem durch den demografischen Wandel und 
die zunehmende Lebenserwartung sehen Sie eine 
Verzerrung hin zur Meinung der älteren Personen, 
auch in Ihrer Fraktion. Daher sollten die Jugendli-
chen das aktive Wahlrecht bereits mit 16 erhalten. 

Verpflichtender Dienst
Durch den verpflichtenden Dienst erleben jun-

ge Menschen, wie unsere Gesellschaft funktioniert 
und was es bedeutet, sich für andere zu engagie-
ren. Dabei lernen sie vermutlich mehr als in der 
Schule. Deshalb könnten sie auch ein Taschengeld 
dafür bekommen.

Verpflichtender Dienst
Der Bildungsplan fordert den Lehrkräften sowie 

den Schülerinnen und Schülern schon jetzt vieles 
ab. Ein verpflichtender Dienst würde nur von der 
Schule ablenken. Sie sind daher gegen den ver-
pflichtenden Dienst während der Schulzeit. Doch 
ein soziales Jahr nach der Schulzeit, ähnlich wie 
der frühere Zivildienst, befürworten Sie.

Verpflichtender Dienst
Sie finden, dass durch einen verpflichtenden 

Dienst jungen Menschen wichtige Werte unserer 
Gesellschaft vermittelt werden sollen. Deshalb soll 
der Dienst auch bei Rettungskräften und bei der Po-
lizei möglich sein, aber nicht im Umweltschutz.

PÖD-Rolle 13

Name: ____________________________________ 

Partei: PÖD 

Wahlkreis: Heilbronn 

Alter: 54 

Beruf: Steuerberater/-in 

PCD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Tuttlingen-Donaueschingen

Alter: 57

Beruf: Schuldirektor/-in

PCD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PCD

Wahlkreis: Geislingen

Alter: 41

Beruf: Journalist/-in

Rollenprofile PCD 

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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Wählen ab 16
Die Absenkung des Wahlalters kann für die PCD 

eine große Chance bieten, um auch jüngere Wähler/ 
-innen von sich zu überzeugen. Es gibt zwar sowohl 
18-Jährige als auch 16-Jährige, die sich nicht infor-
mieren oder wählen gehen. Es wird aber sicherlich 
16-Jährige geben, die dankbar sind, mehr Mitspra-
cherechte zu erhalten. Deswegen sollte das Wahlal-
ter abgesenkt werden. 

Wählen ab 16
Jugendliche haben durch Fridays for Future 

gezeigt, dass sie sich ein Urteil bilden können und 
politisch interessiert sind. Deswegen sollte diese 
Chance Ihrer Meinung nach aktuell genutzt werden, 
um das Wahlalter auf 16 herabzusetzen. Dadurch 
kann der Politikverdrossenheit entgegengewirkt 
werden, damit gemeinsam unsere Demokratie ge-
stärkt werden kann.

Wählen ab 16
Sowohl das aktive als auch das passive Wahl-

recht sollte mit der Volljährigkeit verknüpft blei-
ben. Nicht umsonst sind Jugendliche mit 16 Jahren 
noch nicht voll geschäftsfähig, denn sie können 
die Folgen ihres Handelns noch nicht umfassend 
überblicken. Vor allem für das Wählen ist dies aber 
zwingend erforderlich. Außerdem verstehen Ju-
gendliche den Unterschied zwischen aktivem und 
passivem Wahlrecht nicht. Deswegen sind Sie klar 
gegen das Wählen ab 16. 

Wählen ab 16
Das Wahlrecht ist eines der wichtigsten Rechte 

in unserer Demokratie. Demokratie bedeutet Herr-
schaft des Volkes, und dazu gehören eindeutig auch 
die Jugendlichen. Jugendliche mit 16 Jahren haben 
bereits ihre eigene Meinung und gestalten die Ge-
sellschaft tagtäglich mit. Dies soll auch in der Wahl 
deutlich werden. Um Jugendliche aber nicht zu 
überfordern, sollten sie Ihrer Ansicht nach zuerst 
das aktive Wahlrecht erhalten und mit 18 dann auch 
das passive Wahlrecht. 

Verpflichtender Dienst
Sie finden es richtig, dass Schüler/-innen aus 

Solidarität dazu verpflichtet werden, der Gesell-
schaft, der sie vieles zu verdanken haben, etwas 
zurückzugeben. Sie sprechen sich für einen Dienst 
aus, der nicht länger als drei Monate dauert. Da-
bei können Sie sich ein breites Spektrum an Ein-
satzmöglichkeiten vorstellen, auch wenn das nicht 
jede/-r in Ihrer Partei so sieht.

Verpflichtender Dienst
Sie befürchten, dass ein verpflichtender Dienst 

für das Land Baden-Württemberg teuer werden 
könnte und die gewünschten Ziele verfehlt. Für jun-
ge Menschen ist es Ihrer Meinung nach wichtiger, 
sich auf Erfolg in der Schule zu konzentrieren.

Verpflichtender Dienst
Sie sind gegen einen verpflichtenden Dienst von 

Schulpflichtigen. Sie bedauern, dass vor einigen 
Jahren die allgemeine Wehrpflicht in Deutschland 
ausgesetzt wurde, und fordern von Ihrer Partei, 
dass sie sich für die Wiedereinführung der Wehr-
pflicht auf Bundesebene einsetzt.

Verpflichtender Dienst
Sie beobachten, dass in der Öffentlichkeit immer 

weniger Respekt gegenüber dem Staat, der Polizei 
und leider auch Rettungskräften gezeigt wird. Ein 
verpflichtender Dienst könnte helfen, um junge 
Menschen mit den wichtigen Bereichen unserer 
Gesellschaft vertraut zu machen.
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Sie sind gegen einen verpflichtenden Dienst von 

Schulpflichtigen. Sie bedauern, dass vor einigen 
Jahren die allgemeine Wehrpflicht in Deutschland 
ausgesetzt wurde, und fordern von Ihrer Partei, 
dass sie sich für die Wiedereinführung der Wehr-
pflicht auf Bundesebene einsetzt.

Verpflichtender Dienst
Sie beobachten, dass in der Öffentlichkeit immer 

weniger Respekt gegenüber dem Staat, der Polizei 
und leider auch Rettungskräften gezeigt wird. Ein 
verpflichtender Dienst könnte helfen, um junge 
Menschen mit den wichtigen Bereichen unserer 
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Wählen ab 16
Wählen ab 16 ist eigentlich eine gute Idee, aller-

dings müssen die Jugendlichen auch wissen, um 
was es in der Landespolitik geht, wer zur Wahl steht 
und wie gewählt wird. Deswegen ist die Absenkung 
des Wahlalters aus Ihrer Sicht nur mit mehr Infor-
mationen und einer Förderung der politischen Bil-
dung sinnvoll. 

Wählen ab 16
Wählen ist ein ziemlich großer Aufwand, da man 

sich zuerst informieren muss, wer zur Wahl steht 
und was die Parteien vertreten. Außerdem muss 
man verstehen, wie die Wahl abläuft. Ihrer Meinung 
nach scheuen Jugendliche diesen Aufwand und 
sind nur an „Likes“ in Social Media interessiert. Bei 
einer Absenkung des Wahlalters würde deshalb die 
Wahlbeteiligung insgesamt erheblich sinken.

Wählen ab 16
Jugendliche sollten Ihrer Meinung nach die Mög-

lichkeit erhalten, sich aktiv in die Gesellschaft ein-
bringen zu können. Allerdings sind Sie sich nicht 
ganz sicher, ob es dafür nötig ist, das Wahlalter auf 
Landesebene herabzusenken. Jugendliche können 
sich auf kommunaler Ebene aktuell schon stark 
einbringen und können sich auch in Vereinen oder 
der Kirchengemeinde engagieren. 

Wählen ab 16
Sie haben das Gefühl, dass die Jugendlichen 

heute weitaus weniger politisch sind, als Sie es 
waren. Daher sehen Sie die Absenkung des Wahl-
alters auf 16 Jahre als Chance, dass die Jugendli-
chen bereits frühzeitig mit verschiedenen Themen 
in Berührung kommen. Sie hoffen, dass dadurch 
auch das Gespräch zwischen Jugendlichen und Po-
litikerinnen und Politikern ausgebaut werden kann. 

Verpflichtender Dienst
Junge Menschen sollen Ihrer Ansicht nach nicht 

zu etwas verpflichtet werden, worauf sie keine Lust 
haben. Schülerinnen und Schüler bräuchten zudem 
eine gute Betreuung, die die Schulen nicht leisten 
können.

Verpflichtender Dienst
Sie sehen eine Chance darin, den Herausforde-

rungen des demografischen Wandels zu begegnen, 
indem soziale Berufe für junge Menschen attrakti-
ver werden. Der verpflichtende Dienst für Schüler/ 
-innen soll nur im sozialen Bereich und bei Ret-
tungskräften stattfinden.

Verpflichtender Dienst
Sie begrüßen es, wenn sich junge Menschen für 

die Gesellschaft, in der sie leben, einsetzen. Doch 
Sie sind gegen einen staatlichen Zwang, zumal ein 
solcher Dienst viel Geld und Aufwand kostet und 
am Ende für alle Beteiligten nicht viel bringt.

Verpflichtender Dienst
Der gesellschaftliche Zusammenhalt scheint 

immer mehr nachzulassen. Sie sehen im verpflich-
tenden Dienst eine Chance, dass junge Menschen 
etwas an die Gesellschaft zurückgeben. Hierfür 
braucht es klare Regeln, außerdem müssen die 
Kosten dafür im Rahmen bleiben.
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und wie gewählt wird. Deswegen ist die Absenkung 
des Wahlalters aus Ihrer Sicht nur mit mehr Infor-
mationen und einer Förderung der politischen Bil-
dung sinnvoll. 

Wählen ab 16
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und was die Parteien vertreten. Außerdem muss 
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nach scheuen Jugendliche diesen Aufwand und 
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einer Absenkung des Wahlalters würde deshalb die 
Wahlbeteiligung insgesamt erheblich sinken.
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bringen zu können. Allerdings sind Sie sich nicht 
ganz sicher, ob es dafür nötig ist, das Wahlalter auf 
Landesebene herabzusenken. Jugendliche können 
sich auf kommunaler Ebene aktuell schon stark 
einbringen und können sich auch in Vereinen oder 
der Kirchengemeinde engagieren. 

Wählen ab 16
Sie haben das Gefühl, dass die Jugendlichen 

heute weitaus weniger politisch sind, als Sie es 
waren. Daher sehen Sie die Absenkung des Wahl-
alters auf 16 Jahre als Chance, dass die Jugendli-
chen bereits frühzeitig mit verschiedenen Themen 
in Berührung kommen. Sie hoffen, dass dadurch 
auch das Gespräch zwischen Jugendlichen und Po-
litikerinnen und Politikern ausgebaut werden kann. 

Verpflichtender Dienst
Junge Menschen sollen Ihrer Ansicht nach nicht 

zu etwas verpflichtet werden, worauf sie keine Lust 
haben. Schülerinnen und Schüler bräuchten zudem 
eine gute Betreuung, die die Schulen nicht leisten 
können.

Verpflichtender Dienst
Sie sehen eine Chance darin, den Herausforde-

rungen des demografischen Wandels zu begegnen, 
indem soziale Berufe für junge Menschen attrakti-
ver werden. Der verpflichtende Dienst für Schüler/ 
-innen soll nur im sozialen Bereich und bei Ret-
tungskräften stattfinden.

Verpflichtender Dienst
Sie begrüßen es, wenn sich junge Menschen für 

die Gesellschaft, in der sie leben, einsetzen. Doch 
Sie sind gegen einen staatlichen Zwang, zumal ein 
solcher Dienst viel Geld und Aufwand kostet und 
am Ende für alle Beteiligten nicht viel bringt.

Verpflichtender Dienst
Der gesellschaftliche Zusammenhalt scheint 

immer mehr nachzulassen. Sie sehen im verpflich-
tenden Dienst eine Chance, dass junge Menschen 
etwas an die Gesellschaft zurückgeben. Hierfür 
braucht es klare Regeln, außerdem müssen die 
Kosten dafür im Rahmen bleiben.
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Wählen ab 16
Sie haben durch Ihre langjährige Arbeit an der 

Schule die Erfahrung gemacht, dass sich Jugendli-
che während ihrer Schulzeit in der Regel noch nicht 
mit Politik beschäftigen möchten. Andere Themen 
stehen in diesem Lebensabschnitt im Fokus und 
das soll auch so bleiben. Es genügt, wenn sich Ju-
gendliche ab einem Alter von 18 Jahren mit der 
Wahlentscheidung auf Landesebene beschäftigen 
müssen. Bis dahin reicht die kommunale Ebene. 

Wählen ab 16
Sie haben in Ihrem Wahlkreis immer wieder 

festgestellt, wie engagiert Jugendliche sein kön-
nen. Sowohl in der Kirchengemeinde als auch in 
den Vereinen sind Jugendliche wichtig und stellen 
einige Projekte auf die Beine. Vor Ort haben die Ju-
gendlichen außerdem die Möglichkeit, sich aktiv 
in politischen Fragen einzubringen. Das ist für Sie 
bedeutsam. Das Wahlrecht auf Landesebene wäre 
eine zusätzliche Beteiligungsmöglichkeit, die Ihnen 
allerdings nicht allzu wichtig ist. 

Wählen ab 16
In Ihrem Beruf als Richter/-in haben Sie immer 

wieder erfahren, dass junge Erwachsene auch mit 
18 Jahren häufig noch nicht reif genug sind, um ihr 
Handeln und dessen Folgen korrekt einschätzen zu 
können. Daher sprechen Sie sich dafür aus, dass 
Jugendliche auch langsam an das Wahlrecht her-
angeführt werden und mit 16 Jahren noch nicht das 
Wahlrecht auf Landesebene erhalten. Für Sie sind 
vor allem Informationsmöglichkeiten und speziel-
le Angebote für Jugendliche sehr wichtig, damit sie 
auf das Wahlrecht mit 18 vorbereitet werden. 

Verpflichtender Dienst
Ihre Erfahrung als Lehrer/-in zeigt, wie hektisch 

und ausgefüllt der Schulalltag bereits ist. Lehrerin-
nen und Lehrer müssen heute viel mehr leisten als 
früher und sind entsprechend ausgelastet. Die Be-
treuung für einen verpflichtenden Dienst wäre eine 
zusätzliche Belastung.

Verpflichtender Dienst
Sie haben bereits mit 16 Jahren Ihre Ausbildung 

begonnen. Durch den verpflichtenden Dienst könn-
ten schon Schülerinnen und Schüler erfahren, was 
es bedeutet, im Arbeitsleben zu stehen. Dafür müs-
sen die möglichen Einsatzstellen jedoch sorgsam 
ausgewählt werden, und der verpflichtende Dienst 
darf keine Spaßveranstaltung werden.

Verpflichtender Dienst
Sie bezweifeln, dass Schülerinnen und Schüler 

im jungen Alter eine Bereicherung für die Einsatz-
stellen im sozialen Bereich sein können. Vielmehr 
könnte ein solcher Dienst zu einer zusätzlichen Be-
lastung der ohnehin schon stark geforderten sozia-
len Berufe führen.
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Wählen ab 16
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allerdings nicht allzu wichtig ist. 
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Jugendliche auch langsam an das Wahlrecht her-
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vor allem Informationsmöglichkeiten und speziel-
le Angebote für Jugendliche sehr wichtig, damit sie 
auf das Wahlrecht mit 18 vorbereitet werden. 
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nen und Lehrer müssen heute viel mehr leisten als 
früher und sind entsprechend ausgelastet. Die Be-
treuung für einen verpflichtenden Dienst wäre eine 
zusätzliche Belastung.

Verpflichtender Dienst
Sie haben bereits mit 16 Jahren Ihre Ausbildung 

begonnen. Durch den verpflichtenden Dienst könn-
ten schon Schülerinnen und Schüler erfahren, was 
es bedeutet, im Arbeitsleben zu stehen. Dafür müs-
sen die möglichen Einsatzstellen jedoch sorgsam 
ausgewählt werden, und der verpflichtende Dienst 
darf keine Spaßveranstaltung werden.

Verpflichtender Dienst
Sie bezweifeln, dass Schülerinnen und Schüler 

im jungen Alter eine Bereicherung für die Einsatz-
stellen im sozialen Bereich sein können. Vielmehr 
könnte ein solcher Dienst zu einer zusätzlichen Be-
lastung der ohnehin schon stark geforderten sozia-
len Berufe führen.
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Wählen ab 16
Sie setzen sich bereits seit Jahren für mehr 

Mitspracherecht für Jugendliche ein. Nachdem 
Jugendliche auf kommunaler Ebene bereits ab 16 
Jahren wählen dürfen, soll nun auf jeden Fall das 
Wahlalter auch auf Landesebene herabgesetzt 
werden. Es gibt keinen Grund für unterschiedliche 
Wahlalter auf kommunaler und Landesebene. 

Wählen ab 16
Die Herabsenkung des aktiven Wahlalters auf 

16 Jahre ist Ihrer Meinung nach schon lange über-
fällig. Damit das Wahlrecht aber in einigen Jahren 
nicht schon wieder geändert werden muss, sollte 
bereits jetzt das passive Wahlalter ebenfalls auf 16 
Jahre herabgesetzt werden, denn Jugendliche sind 
auch in der Lage, sich für ihre Meinungen stark zu 
machen, und sollten im Landtag einen Platz erhal-
ten. 

Wählen ab 16
Bisher entscheiden vor allem ältere Personen 

über die Zukunft des Landes. Sie haben sich schon 
immer für die Meinungen der Jugendlichen ein-
gesetzt. Deswegen sollten Ihrer Ansicht nach alle  
Jugendlichen in Baden-Württemberg die Möglich-
keit erhalten, auf Landesebene ihre Stimme abge-
ben zu dürfen. Durch die Absenkung des Wahlalters 
würden endlich alle Parteien und Politiker/-innen 
Ihrem Vorbild folgen und Jugendliche stärker be-
rücksichtigen. 

Wählen ab 16
In einigen anderen Bundesländern haben Ju-

gendliche ab 16 Jahren bereits das aktive Wahl-
recht. In einigen europäischen Staaten dürfen 
Jugendliche sogar das Parlament des Staates wäh-
len. Nach Ihrer Meinung sollte Deutschland dies auf 
Bundesebene auch einführen. Vor allem sollte aber 
zunächst Baden-Württemberg den Schritt gehen 
und Jugendlichen zumindest das aktive Wahlrecht 
auf Landesebene einräumen. 

Verpflichtender Dienst
Ein verpflichtender Dienst für Schüler/-innen 

muss Ihrer Meinung nach länger als nur drei Mo-
nate dauern. Erst dann kennen die jungen Leute die 
Abläufe einer Einrichtung. Echte Chancengleichheit 
bedeutet aber auch, dass ihnen die Einsatzstelle 
zugeteilt wird.

Verpflichtender Dienst
Sie halten den verpflichtenden Dienst für Schul-

pflichtige für eine tolle Idee. Aber wenn der Dienst 
schon kommt, soll er auch länger dauern, damit 
alle davon profitieren – die Einrichtungen und die 
Schüler/-innen. Natürlich übernimmt das Land die 
Kosten dafür, auch eine Aufwandsentschädigung 
für die geleistete Arbeit.

Verpflichtender Dienst
Die zusätzliche Betreuung der Schüler/-innen 

während eines solchen Dienstes können die Schu-
len Ihrer Ansicht nach kaum meistern. Vielmehr 
sollte das Freiwillige Soziale Jahr gefördert wer-
den. In einem Jahr lernen die jungen Menschen viel 
mehr als bei einem kurzen Einsatz.

Verpflichtender Dienst
Wenn Schüler/-innen während der Schulzeit in 

einer sozialen Einrichtung arbeiten, brauchen sie 
eine gute Betreuung durch die Schulen. Ihnen ist 
der soziale Aspekt wichtig; ein Dienst bei der Bun-
deswehr oder der Polizei kommt für Sie nicht in-
frage.

PSD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Backnang

Alter: 56

Beruf: Geschäftsführer/-in

PSD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Mannheim I

Alter: 44

Beruf: Richter/-in

PSD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Neckarsulm

Alter: 61

Beruf: Gymnasiallehrer/-in

PSD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Heidenheim

Alter: 56

Beruf: Landwirt/-in

Rollenprofile PSD 

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Wählen ab 16
Sie setzen sich bereits seit Jahren für mehr 

Mitspracherecht für Jugendliche ein. Nachdem 
Jugendliche auf kommunaler Ebene bereits ab 16 
Jahren wählen dürfen, soll nun auf jeden Fall das 
Wahlalter auch auf Landesebene herabgesetzt 
werden. Es gibt keinen Grund für unterschiedliche 
Wahlalter auf kommunaler und Landesebene. 

Wählen ab 16
Die Herabsenkung des aktiven Wahlalters auf 

16 Jahre ist Ihrer Meinung nach schon lange über-
fällig. Damit das Wahlrecht aber in einigen Jahren 
nicht schon wieder geändert werden muss, sollte 
bereits jetzt das passive Wahlalter ebenfalls auf 16 
Jahre herabgesetzt werden, denn Jugendliche sind 
auch in der Lage, sich für ihre Meinungen stark zu 
machen, und sollten im Landtag einen Platz erhal-
ten. 

Wählen ab 16
Bisher entscheiden vor allem ältere Personen 

über die Zukunft des Landes. Sie haben sich schon 
immer für die Meinungen der Jugendlichen ein-
gesetzt. Deswegen sollten Ihrer Ansicht nach alle  
Jugendlichen in Baden-Württemberg die Möglich-
keit erhalten, auf Landesebene ihre Stimme abge-
ben zu dürfen. Durch die Absenkung des Wahlalters 
würden endlich alle Parteien und Politiker/-innen 
Ihrem Vorbild folgen und Jugendliche stärker be-
rücksichtigen. 

Wählen ab 16
In einigen anderen Bundesländern haben Ju-

gendliche ab 16 Jahren bereits das aktive Wahl-
recht. In einigen europäischen Staaten dürfen 
Jugendliche sogar das Parlament des Staates wäh-
len. Nach Ihrer Meinung sollte Deutschland dies auf 
Bundesebene auch einführen. Vor allem sollte aber 
zunächst Baden-Württemberg den Schritt gehen 
und Jugendlichen zumindest das aktive Wahlrecht 
auf Landesebene einräumen. 

Verpflichtender Dienst
Ein verpflichtender Dienst für Schüler/-innen 

muss Ihrer Meinung nach länger als nur drei Mo-
nate dauern. Erst dann kennen die jungen Leute die 
Abläufe einer Einrichtung. Echte Chancengleichheit 
bedeutet aber auch, dass ihnen die Einsatzstelle 
zugeteilt wird.

Verpflichtender Dienst
Sie halten den verpflichtenden Dienst für Schul-

pflichtige für eine tolle Idee. Aber wenn der Dienst 
schon kommt, soll er auch länger dauern, damit 
alle davon profitieren – die Einrichtungen und die 
Schüler/-innen. Natürlich übernimmt das Land die 
Kosten dafür, auch eine Aufwandsentschädigung 
für die geleistete Arbeit.

Verpflichtender Dienst
Die zusätzliche Betreuung der Schüler/-innen 

während eines solchen Dienstes können die Schu-
len Ihrer Ansicht nach kaum meistern. Vielmehr 
sollte das Freiwillige Soziale Jahr gefördert wer-
den. In einem Jahr lernen die jungen Menschen viel 
mehr als bei einem kurzen Einsatz.

Verpflichtender Dienst
Wenn Schüler/-innen während der Schulzeit in 

einer sozialen Einrichtung arbeiten, brauchen sie 
eine gute Betreuung durch die Schulen. Ihnen ist 
der soziale Aspekt wichtig; ein Dienst bei der Bun-
deswehr oder der Polizei kommt für Sie nicht in-
frage.

PSD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Backnang

Alter: 56

Beruf: Geschäftsführer/-in

PSD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Mannheim I

Alter: 44

Beruf: Richter/-in

PSD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Neckarsulm

Alter: 61

Beruf: Gymnasiallehrer/-in

PSD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Heidenheim

Alter: 56

Beruf: Landwirt/-in

Rollenprofile PSD 

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Wählen ab 16
Das Wahlrecht ist in unserer repräsentativen 

Demokratie ein sehr wichtiges Recht, denn darauf 
stützt sich die Legitimität der Parlamente. Jugend-
liche sind Teil der Gesellschaft und der Demokratie 
und sollten Ihrer Meinung nach auch als solcher 
behandelt werden. Dafür brauchen Jugendliche das 
aktive Wahlrecht und zudem die Möglichkeit, sich 
ausreichend informieren zu können. Deswegen 
sollten die Informationsmöglichkeiten für Jugend-
liche verbessert werden, indem zum Beispiel mehr 
Geld für politische Bildung ausgegeben wird. 

Wählen ab 16
Für Sie ist die Absenkung des Wahlalters eine 

von mehreren Beteiligungsmöglichkeiten, die für 
Jugendliche auf Landesebene geschaffen werden 
müssen. Neben dem Wahlrecht brauchen Jugend-
liche auch mehr Möglichkeiten, sich informieren zu 
können. Unter anderem müssen direkte Gespräche 
mit Landespolitikern und -politikerinnen leichter 
möglich sein. 

Wählen ab 16
Die Politik, die heute gemacht wird, prägt die Le-

bensumstände der jüngeren Personen besonders 
stark. Daher ist es dringend nötig, dass Jugendliche 
auf Landesebene, aber auch auf Bundesebene das 
aktive Wahlrecht erhalten. Sie könnten sich sogar 
vorstellen, das Wahlalter auf 14 Jahre herabzuset-
zen. 

Wählen ab 16
Die Absenkung des Wahlalters ist Ihrer Meinung 

nach dringend nötig, um aktiv Maßnahmen gegen 
die Politikverdrossenheit zu ergreifen. Allerdings 
müssen die Jugendlichen gleichzeitig auch mehr 
darüber lernen, wie die Wahl abläuft und welche 
Themen auf der Landesebene diskutiert werden. 
Das muss auch außerhalb der Schule ermöglicht 
werden, da sonst die Schulen zu viel leisten müs-
sen. 

Verpflichtender Dienst
Chancengleichheit, vor allem für junge Men-

schen, ist Ihnen ein wichtiges Anliegen. Damit auch 
alle wirklich die gleichen Chancen haben, darf die 
Einsatzstelle nicht ausgesucht werden, sondern 
wird zugewiesen. So springt auch jede/-r über den 
eigenen Schatten und macht dabei wertvolle Erfah-
rungen.

Verpflichtender Dienst
Der starke Fachkräftemangel im sozialen Be-

reich lässt sich aus Ihrer Perspektive nur beheben, 
wenn die Berufe attraktiver werden, beispielswei-
se durch ein höheres Gehalt. Einen verpflichtenden 
Dienst für junge Menschen sehen Sie eher kritisch.

Verpflichtender Dienst
Sie sehen im verpflichtenden Dienst für 

Schüler/-innen eine gute Möglichkeit, dass junge 
Menschen der Gesellschaft etwas zurückgeben. 
Dafür ist es jedoch wichtig, dass bei der Entschei-
dung die Perspektive der sozialen Einrichtung be-
rücksichtigt wird.

Verpflichtender Dienst
Sie befürchten, dass der verpflichtende Dienst 

für Schüler/-innen nur zu einer Belastung von Ein-
richtungen und Schulen führt. Sie können dem Ge-
setz nur zustimmen, wenn der Dienst mindestens 
ein halbes Jahr dauert und das Land für alle Kosten 
aufkommt.

PSD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Ehingen

Alter: 51

Beruf: Professor/-in

PSD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Esslingen

Alter: 49

Beruf: Arzt/Ärztin

PSD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Neckar-Odenwald

Alter: 70

Beruf: Rentner/-in

PSD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Ulm

Alter: 35

Beruf: Ingenieur/-in

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Wählen ab 16
Das Wahlrecht ist in unserer repräsentativen 

Demokratie ein sehr wichtiges Recht, denn darauf 
stützt sich die Legitimität der Parlamente. Jugend-
liche sind Teil der Gesellschaft und der Demokratie 
und sollten Ihrer Meinung nach auch als solcher 
behandelt werden. Dafür brauchen Jugendliche das 
aktive Wahlrecht und zudem die Möglichkeit, sich 
ausreichend informieren zu können. Deswegen 
sollten die Informationsmöglichkeiten für Jugend-
liche verbessert werden, indem zum Beispiel mehr 
Geld für politische Bildung ausgegeben wird. 

Wählen ab 16
Für Sie ist die Absenkung des Wahlalters eine 

von mehreren Beteiligungsmöglichkeiten, die für 
Jugendliche auf Landesebene geschaffen werden 
müssen. Neben dem Wahlrecht brauchen Jugend-
liche auch mehr Möglichkeiten, sich informieren zu 
können. Unter anderem müssen direkte Gespräche 
mit Landespolitikern und -politikerinnen leichter 
möglich sein. 

Wählen ab 16
Die Politik, die heute gemacht wird, prägt die Le-

bensumstände der jüngeren Personen besonders 
stark. Daher ist es dringend nötig, dass Jugendliche 
auf Landesebene, aber auch auf Bundesebene das 
aktive Wahlrecht erhalten. Sie könnten sich sogar 
vorstellen, das Wahlalter auf 14 Jahre herabzuset-
zen. 

Wählen ab 16
Die Absenkung des Wahlalters ist Ihrer Meinung 

nach dringend nötig, um aktiv Maßnahmen gegen 
die Politikverdrossenheit zu ergreifen. Allerdings 
müssen die Jugendlichen gleichzeitig auch mehr 
darüber lernen, wie die Wahl abläuft und welche 
Themen auf der Landesebene diskutiert werden. 
Das muss auch außerhalb der Schule ermöglicht 
werden, da sonst die Schulen zu viel leisten müs-
sen. 

Verpflichtender Dienst
Chancengleichheit, vor allem für junge Men-

schen, ist Ihnen ein wichtiges Anliegen. Damit auch 
alle wirklich die gleichen Chancen haben, darf die 
Einsatzstelle nicht ausgesucht werden, sondern 
wird zugewiesen. So springt auch jede/-r über den 
eigenen Schatten und macht dabei wertvolle Erfah-
rungen.

Verpflichtender Dienst
Der starke Fachkräftemangel im sozialen Be-

reich lässt sich aus Ihrer Perspektive nur beheben, 
wenn die Berufe attraktiver werden, beispielswei-
se durch ein höheres Gehalt. Einen verpflichtenden 
Dienst für junge Menschen sehen Sie eher kritisch.

Verpflichtender Dienst
Sie sehen im verpflichtenden Dienst für 

Schüler/-innen eine gute Möglichkeit, dass junge 
Menschen der Gesellschaft etwas zurückgeben. 
Dafür ist es jedoch wichtig, dass bei der Entschei-
dung die Perspektive der sozialen Einrichtung be-
rücksichtigt wird.

Verpflichtender Dienst
Sie befürchten, dass der verpflichtende Dienst 

für Schüler/-innen nur zu einer Belastung von Ein-
richtungen und Schulen führt. Sie können dem Ge-
setz nur zustimmen, wenn der Dienst mindestens 
ein halbes Jahr dauert und das Land für alle Kosten 
aufkommt.

PSD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Ehingen

Alter: 51

Beruf: Professor/-in

PSD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Esslingen

Alter: 49

Beruf: Arzt/Ärztin

PSD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Neckar-Odenwald

Alter: 70

Beruf: Rentner/-in

PSD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PSD

Wahlkreis: Ulm

Alter: 35

Beruf: Ingenieur/-in

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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Wählen ab 16
Jugendliche sind noch nicht reif genug, um ihre 

Handlungen und Entscheidungen ausreichend zu 
überblicken. Deswegen ist man auch erst mit 18 
Jahren volljährig und voll geschäftsfähig. Ihrer 
Meinung nach sollte deshalb das Wahlrecht an die 
Volljährigkeit gebunden bleiben.

Wählen ab 16
Sie begegnen in Ihrem Umfeld selbst immer wie-

der Jugendlichen, die bereits sehr genau wissen, 
was sie möchten und welche Positionen sie vertre-
ten. Auch wenn sie sich häufig zunächst nur auf ein 
Thema beschränken, sind Jugendliche durchaus in 
der Lage, auch andere politische Themenfelder zu 
überblicken. Deswegen sind Sie sich nicht sicher, 
ob eine Absenkung des Wahlalters tatsächlich ab-
zulehnen ist. Vielleicht könnte dadurch auch Ihre 
Partei mehr Stimmen erhalten. 

Wählen ab 16
Im Landtag werden wichtige Themen bespro-

chen und es geht nicht nur um Klimaschutz wie 
bei den Fridays-for-Future-Demonstrationen. Ihrer 
Meinung nach können Jugendliche die Vielzahl an 
politischen Themen noch nicht überblicken, sodass 
ihre Wahlentscheidung nur aufgrund eines Themas 
getroffen würde. Das ist jedoch nicht weit genug 
gedacht. Deswegen sollten Jugendliche noch nicht 
wählen dürfen. 

Wählen ab 16
Ihrer Meinung nach verstehen Jugendliche noch 

nicht, was Politik eigentlich bedeutet. Erst wenn 
man Steuern zahlt, steigt das Interesse an Politik, 
denn erst dann ist man direkt von Politik betrof-
fen, da man wissen möchte, was mit den bezahlten 
Steuern passiert. Daher sprechen Sie sich dafür 
aus, dass nur Personen, die Steuern zahlen, das 
Wahlrecht erhalten. 

Verpflichtender Dienst
Sie finden, dass die Aussetzung der allgemei-

nen  Wehrpflicht auf Bundesebene ein großer Feh-
ler war. Sie sind der Meinung, dass die Wehrpflicht 
wieder eingeführt werden muss, und lehnen einen 
verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft für 
Schüler/-innen ab.

Verpflichtender Dienst
Den Vorschlag, Schüler/-innen zu einem Dienst 

zu verpflichten, um ihnen wichtige Werte wie Diszi-
plin, Respekt und Solidarität zu vermitteln, halten 
Sie generell für keine schlechte Idee. Doch wenn es 
einen solchen Dienst geben soll, muss er auch bei 
den Rettungskräften, der Polizei und der Bundes-
wehr absolviert werden können und nicht nur bei 
Umweltorganisationen.  

Verpflichtender Dienst
Sie halten Schüler/-innen für zu jung, um durch 

einen solchen Dienst wirklich etwas an die Gesell-
schaft zurückgeben zu können. Junge Menschen 
sollten sich eher auf die Schule konzentrieren und 
anschließend einen Beruf erlernen.

Verpflichtender Dienst
Die allgemeine Wehrpflicht und der Zivildienst 

als mögliche Form der Ableistung eines Wehr-
ersatzdienstes bis 2011 waren für Sie sehr be-
deutsam für eine funktionierende Gesellschaft in 
Deutschland. Sie trauern dieser Zeit hinterher und 
befürworten eine neue bundeseinheitliche Lösung, 
um junge Menschen mit den aus Ihrer Sicht richti-
gen Werten vertraut zu machen. Alleingänge durch 
einzelne Bundesländer lehnen Sie ab.

PAD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Bruchsal

Alter: 53

Beruf: Steuerberater/Steuerberaterin

PAD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Singen

Alter: 42

Beruf: Handwerksmeister/-in

PAD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Heilbronn

Alter: 48

Beruf: Wirtschaftsingenieur/-in

PAD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Pforzheim

Alter: 50

Beruf: Rechtsanwältin/Rechtsanwalt

Rollenprofile PAD 
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Wählen ab 16
Jugendliche sind noch nicht reif genug, um ihre 

Handlungen und Entscheidungen ausreichend zu 
überblicken. Deswegen ist man auch erst mit 18 
Jahren volljährig und voll geschäftsfähig. Ihrer 
Meinung nach sollte deshalb das Wahlrecht an die 
Volljährigkeit gebunden bleiben.

Wählen ab 16
Sie begegnen in Ihrem Umfeld selbst immer wie-

der Jugendlichen, die bereits sehr genau wissen, 
was sie möchten und welche Positionen sie vertre-
ten. Auch wenn sie sich häufig zunächst nur auf ein 
Thema beschränken, sind Jugendliche durchaus in 
der Lage, auch andere politische Themenfelder zu 
überblicken. Deswegen sind Sie sich nicht sicher, 
ob eine Absenkung des Wahlalters tatsächlich ab-
zulehnen ist. Vielleicht könnte dadurch auch Ihre 
Partei mehr Stimmen erhalten. 

Wählen ab 16
Im Landtag werden wichtige Themen bespro-

chen und es geht nicht nur um Klimaschutz wie 
bei den Fridays-for-Future-Demonstrationen. Ihrer 
Meinung nach können Jugendliche die Vielzahl an 
politischen Themen noch nicht überblicken, sodass 
ihre Wahlentscheidung nur aufgrund eines Themas 
getroffen würde. Das ist jedoch nicht weit genug 
gedacht. Deswegen sollten Jugendliche noch nicht 
wählen dürfen. 

Wählen ab 16
Ihrer Meinung nach verstehen Jugendliche noch 

nicht, was Politik eigentlich bedeutet. Erst wenn 
man Steuern zahlt, steigt das Interesse an Politik, 
denn erst dann ist man direkt von Politik betrof-
fen, da man wissen möchte, was mit den bezahlten 
Steuern passiert. Daher sprechen Sie sich dafür 
aus, dass nur Personen, die Steuern zahlen, das 
Wahlrecht erhalten. 

Verpflichtender Dienst
Sie finden, dass die Aussetzung der allgemei-

nen  Wehrpflicht auf Bundesebene ein großer Feh-
ler war. Sie sind der Meinung, dass die Wehrpflicht 
wieder eingeführt werden muss, und lehnen einen 
verpflichtenden Dienst an der Gesellschaft für 
Schüler/-innen ab.

Verpflichtender Dienst
Den Vorschlag, Schüler/-innen zu einem Dienst 

zu verpflichten, um ihnen wichtige Werte wie Diszi-
plin, Respekt und Solidarität zu vermitteln, halten 
Sie generell für keine schlechte Idee. Doch wenn es 
einen solchen Dienst geben soll, muss er auch bei 
den Rettungskräften, der Polizei und der Bundes-
wehr absolviert werden können und nicht nur bei 
Umweltorganisationen.  

Verpflichtender Dienst
Sie halten Schüler/-innen für zu jung, um durch 

einen solchen Dienst wirklich etwas an die Gesell-
schaft zurückgeben zu können. Junge Menschen 
sollten sich eher auf die Schule konzentrieren und 
anschließend einen Beruf erlernen.

Verpflichtender Dienst
Die allgemeine Wehrpflicht und der Zivildienst 

als mögliche Form der Ableistung eines Wehr-
ersatzdienstes bis 2011 waren für Sie sehr be-
deutsam für eine funktionierende Gesellschaft in 
Deutschland. Sie trauern dieser Zeit hinterher und 
befürworten eine neue bundeseinheitliche Lösung, 
um junge Menschen mit den aus Ihrer Sicht richti-
gen Werten vertraut zu machen. Alleingänge durch 
einzelne Bundesländer lehnen Sie ab.

PAD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Bruchsal

Alter: 53

Beruf: Steuerberater/Steuerberaterin

PAD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Singen

Alter: 42

Beruf: Handwerksmeister/-in

PAD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Heilbronn

Alter: 48

Beruf: Wirtschaftsingenieur/-in

PAD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Pforzheim

Alter: 50

Beruf: Rechtsanwältin/Rechtsanwalt

Rollenprofile PAD 
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Wählen ab 16
Nach Ihrer Meinung sinkt die Wahlbeteiligung in 

Deutschland sowieso und die Politikverdrossenheit 
steigt stetig. Dagegen hilft auch eine Absenkung 
des Wahlalters nicht, sondern nur eine Partei, die 
sich deutlich von den anderen Parteien abhebt, so 
wie Ihre Partei. Deswegen halten Sie es für völlig 
unnötig, über ein solches Thema zu diskutieren. 

Wählen ab 16
Jugendliche verstehen immer weniger, was im 

Landtag beschlossen wird. Außerdem wissen sie 
nicht, was mit den Steuergeldern passiert. Sie sind 
sich aber nicht ganz sicher, wie dieses Problem ge-
löst werden kann. Durch die Absenkung des Wahlal-
ters müssen sich Jugendliche mit dem Thema aus-
einandersetzen. Allerdings befürchten Sie, dass der 
Aufwand für die meisten Jugendlichen zu groß wäre 
und sie einfach irgendeine Partei wählen würden. 

Wählen ab 16
Ihrer Meinung nach hat die Fridays-for-Future-  

Bewegung gezeigt, dass Jugendliche vor allem grü-
ne Positionen unterstützen, aber die Folgen ihres 
Handelns nicht abschätzen können. Außerdem ver-
stehen Jugendliche die Prozesse in der Wirtschaft 
nicht und beschäftigen sich demzufolge auch nicht 
damit. Das ist aber besonders wichtig in der Politik. 
Jugendliche brauchen deshalb keine weiteren Be-
teiligungsmöglichkeiten wie das landesweite aktive 
Wahlrecht ab 16.

Wählen ab 16
Das Wahlrecht ist für Sie ein besonderes Recht, 

das nicht einfach an alle Personen vergeben wer-
den sollte. Von den Auszubildenden in Ihrer Apo-
theke wissen Sie, dass nur wenig Wissen über die 
Verwendung von Steuergeldern vorhanden ist. Für 
Sie ist das aber eine wichtige Voraussetzung, um 
bereits ab 16 Jahren wählen zu dürfen. Ein Inter-
esse für Politik und die Umsetzung von Gesetzen 
sollte vorhanden sein, bevor jemand wählen darf. 

Verpflichtender Dienst
Sie sind der Meinung, dass es wichtigere Prob-

leme im Land gibt, als Schüler/-innen für soziale 
Aufgaben zu verpflichten. Sollte der Dienst dennoch 
eingeführt werden, dann sollten die Schüler/-innen 
ihn aber nur bei Organisationen wie der Polizei oder 
den Rettungskräften machen. Politisch motivierte 
Organisationen wie Umweltschutzverbände lehnen 
Sie strikt ab.

Verpflichtender Dienst
Sie beobachten, dass junge Menschen – vor al-

lem junge Menschen mit Migrationshintergrund –  
immer weniger Respekt vor der Polizei und Ret-
tungskräften haben. Ein verpflichtender Dienst 
wäre dafür eine interessante Lösung.

Verpflichtender Dienst
Da sich immer weniger junge Menschen für eine 

Berufslaufbahn bei der Bundeswehr entscheiden, 
fordern Sie die Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrdienstpflicht auf Bundesebene und lehnen ei-
nen verpflichtenden Dienst auf Landesebene ab.

Verpflichtender Dienst
Sie beobachten, dass Auszubildende in Ihrer 

Apotheke Grundfertigkeiten wie Rechnen und  
Schreiben immer schlechter beherrschen. Dabei 
sollen Schulen junge Menschen doch auf eine Be-
rufsausbildung vorbereiten. Die Schulzeit muss Ih-
rer Meinung nach diese Grundfertigkeiten fördern. 
Von einem zusätzlichen Dienst innerhalb der Schul-
zeit halten Sie deshalb nichts. 

PAD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Mannheim I

Alter: 61

Beruf: Unternehmer/-in

PAD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Schwetzingen

Alter: 69

Beruf: Rentner/-in

PAD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Hohenlohe

Alter: 57

Beruf: Unternehmensberater/-in

PAD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Rottweil

Alter: 55

Beruf: Apotheker/-in
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Wählen ab 16
Nach Ihrer Meinung sinkt die Wahlbeteiligung in 

Deutschland sowieso und die Politikverdrossenheit 
steigt stetig. Dagegen hilft auch eine Absenkung 
des Wahlalters nicht, sondern nur eine Partei, die 
sich deutlich von den anderen Parteien abhebt, so 
wie Ihre Partei. Deswegen halten Sie es für völlig 
unnötig, über ein solches Thema zu diskutieren. 

Wählen ab 16
Jugendliche verstehen immer weniger, was im 

Landtag beschlossen wird. Außerdem wissen sie 
nicht, was mit den Steuergeldern passiert. Sie sind 
sich aber nicht ganz sicher, wie dieses Problem ge-
löst werden kann. Durch die Absenkung des Wahlal-
ters müssen sich Jugendliche mit dem Thema aus-
einandersetzen. Allerdings befürchten Sie, dass der 
Aufwand für die meisten Jugendlichen zu groß wäre 
und sie einfach irgendeine Partei wählen würden. 

Wählen ab 16
Ihrer Meinung nach hat die Fridays-for-Future-  

Bewegung gezeigt, dass Jugendliche vor allem grü-
ne Positionen unterstützen, aber die Folgen ihres 
Handelns nicht abschätzen können. Außerdem ver-
stehen Jugendliche die Prozesse in der Wirtschaft 
nicht und beschäftigen sich demzufolge auch nicht 
damit. Das ist aber besonders wichtig in der Politik. 
Jugendliche brauchen deshalb keine weiteren Be-
teiligungsmöglichkeiten wie das landesweite aktive 
Wahlrecht ab 16.

Wählen ab 16
Das Wahlrecht ist für Sie ein besonderes Recht, 

das nicht einfach an alle Personen vergeben wer-
den sollte. Von den Auszubildenden in Ihrer Apo-
theke wissen Sie, dass nur wenig Wissen über die 
Verwendung von Steuergeldern vorhanden ist. Für 
Sie ist das aber eine wichtige Voraussetzung, um 
bereits ab 16 Jahren wählen zu dürfen. Ein Inter-
esse für Politik und die Umsetzung von Gesetzen 
sollte vorhanden sein, bevor jemand wählen darf. 

Verpflichtender Dienst
Sie sind der Meinung, dass es wichtigere Prob-

leme im Land gibt, als Schüler/-innen für soziale 
Aufgaben zu verpflichten. Sollte der Dienst dennoch 
eingeführt werden, dann sollten die Schüler/-innen 
ihn aber nur bei Organisationen wie der Polizei oder 
den Rettungskräften machen. Politisch motivierte 
Organisationen wie Umweltschutzverbände lehnen 
Sie strikt ab.

Verpflichtender Dienst
Sie beobachten, dass junge Menschen – vor al-

lem junge Menschen mit Migrationshintergrund –  
immer weniger Respekt vor der Polizei und Ret-
tungskräften haben. Ein verpflichtender Dienst 
wäre dafür eine interessante Lösung.

Verpflichtender Dienst
Da sich immer weniger junge Menschen für eine 

Berufslaufbahn bei der Bundeswehr entscheiden, 
fordern Sie die Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrdienstpflicht auf Bundesebene und lehnen ei-
nen verpflichtenden Dienst auf Landesebene ab.

Verpflichtender Dienst
Sie beobachten, dass Auszubildende in Ihrer 

Apotheke Grundfertigkeiten wie Rechnen und  
Schreiben immer schlechter beherrschen. Dabei 
sollen Schulen junge Menschen doch auf eine Be-
rufsausbildung vorbereiten. Die Schulzeit muss Ih-
rer Meinung nach diese Grundfertigkeiten fördern. 
Von einem zusätzlichen Dienst innerhalb der Schul-
zeit halten Sie deshalb nichts. 

PAD-Rolle 5 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Mannheim I

Alter: 61

Beruf: Unternehmer/-in

PAD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Schwetzingen

Alter: 69

Beruf: Rentner/-in

PAD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Hohenlohe

Alter: 57

Beruf: Unternehmensberater/-in

PAD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Rottweil

Alter: 55

Beruf: Apotheker/-in
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Wählen ab 16
Ihrer Meinung nach sind Jugendliche noch nicht 

in der Lage, komplexe Themen vollständig zu über-
blicken. Da dies für die Urteilsbildung und das Tref-
fen einer Wahlentscheidung aber erforderlich ist, 
sind Sie gegen eine Absenkung des aktiven Wahl-
alters. Vor allem die Trennung zwischen aktivem 
und passivem Wahlrecht halten Sie für unnötig. 

Wählen ab 16
Sie sind noch unsicher, ob die Absenkung des 

Wahlalters ein gutes Mittel gegen Politikverdros-
senheit ist. Sie kennen viele Jugendliche, die mit 
16 Jahren bereits sehr interessiert sind und eine 
begründete Wahlentscheidung treffen könnten. Sie 
sind sich aber auch darüber im Klaren, dass einige 
Jugendliche nicht wählen würden oder sich bei der 
Wahl entscheidend von den Eltern beeinflussen las-
sen würden.

Wählen ab 16
Die Absenkung des Wahlalters würde deutlich 

machen, dass Jugendliche in der Politik gehört 
werden und für die Demokratie wichtig sind. Aller-
dings sind Sie sich nicht ganz sicher, ob es wirklich 
eine Änderung der Landesverfassung braucht, um 
dieses Signal zu setzen, oder ob nicht andere Maß-
nahmen sinnvoller sein könnten. 

Verpflichtender Dienst
Nach Ihrer Ansicht sollte Baden-Württemberg 

bei diesem Vorschlag keinen Alleingang machen. 
Den verpflichtenden Dienst für Schüler/-innen fin-
den Sie nicht schlecht. Doch wenn er kommt, muss 
er in allen Bundesländern eingeführt werden.

Verpflichtender Dienst
Pflicht ist mit Ihrem freiheitlichen Verständnis 

nicht vereinbar. Sie sind gegen einen verpflichten-
den Dienst von Schülern und Schülerinnen. Wie sol-
len die Schulen das überhaupt meistern?

Verpflichtender Dienst
Um den Fachkräftemangel in den Pflegeberufen 

ernsthaft zu beheben, müssen die Berufe im Sozi-
alwesen aufgewertet werden und nicht Schüler/ 
-innen als zusätzliche Belastung in diese Einrich-
tungen gebracht werden.

PAD-Rolle 9 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Eppingen

Alter: 61

Beruf: Unternehmer/-in

PLD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Heilbronn 

Alter: 54

Beruf: Rechtsanwalt/Rechtsanwältin

PLD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Freudenstadt

Alter: 46

Beruf: Unternehmer/-in

Rollenprofile PLD

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Wählen ab 16
Ihrer Meinung nach sind Jugendliche noch nicht 

in der Lage, komplexe Themen vollständig zu über-
blicken. Da dies für die Urteilsbildung und das Tref-
fen einer Wahlentscheidung aber erforderlich ist, 
sind Sie gegen eine Absenkung des aktiven Wahl-
alters. Vor allem die Trennung zwischen aktivem 
und passivem Wahlrecht halten Sie für unnötig. 

Wählen ab 16
Sie sind noch unsicher, ob die Absenkung des 

Wahlalters ein gutes Mittel gegen Politikverdros-
senheit ist. Sie kennen viele Jugendliche, die mit 
16 Jahren bereits sehr interessiert sind und eine 
begründete Wahlentscheidung treffen könnten. Sie 
sind sich aber auch darüber im Klaren, dass einige 
Jugendliche nicht wählen würden oder sich bei der 
Wahl entscheidend von den Eltern beeinflussen las-
sen würden.

Wählen ab 16
Die Absenkung des Wahlalters würde deutlich 

machen, dass Jugendliche in der Politik gehört 
werden und für die Demokratie wichtig sind. Aller-
dings sind Sie sich nicht ganz sicher, ob es wirklich 
eine Änderung der Landesverfassung braucht, um 
dieses Signal zu setzen, oder ob nicht andere Maß-
nahmen sinnvoller sein könnten. 

Verpflichtender Dienst
Nach Ihrer Ansicht sollte Baden-Württemberg 

bei diesem Vorschlag keinen Alleingang machen. 
Den verpflichtenden Dienst für Schüler/-innen fin-
den Sie nicht schlecht. Doch wenn er kommt, muss 
er in allen Bundesländern eingeführt werden.

Verpflichtender Dienst
Pflicht ist mit Ihrem freiheitlichen Verständnis 

nicht vereinbar. Sie sind gegen einen verpflichten-
den Dienst von Schülern und Schülerinnen. Wie sol-
len die Schulen das überhaupt meistern?

Verpflichtender Dienst
Um den Fachkräftemangel in den Pflegeberufen 

ernsthaft zu beheben, müssen die Berufe im Sozi-
alwesen aufgewertet werden und nicht Schüler/ 
-innen als zusätzliche Belastung in diese Einrich-
tungen gebracht werden.

PAD-Rolle 9 

Name: ____________________________________

Partei: PAD

Wahlkreis: Eppingen

Alter: 61

Beruf: Unternehmer/-in

PLD-Rolle 1 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Heilbronn 

Alter: 54

Beruf: Rechtsanwalt/Rechtsanwältin

PLD-Rolle 2 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Freudenstadt

Alter: 46

Beruf: Unternehmer/-in
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PLD
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Wählen ab 16
Sie sind der Meinung, dass Jugendliche sich be-

reits auf vielfältigen Wegen freiwillig für die Demo-
kratie einsetzen. Das Wahlrecht wäre ein weiterer 
Schritt, um Jugendlichen mehr Möglichkeiten zu 
geben, wie sie sich einbringen können. Allerdings 
ist es Ihnen sehr wichtig, dass nicht alle zwingend 
dazu motiviert werden müssen, wählen zu gehen. 
Manche möchten von dem Recht keinen Gebrauch 
machen. Das ist auch in Ordnung. 

Wählen ab 16
Jugendliche haben bereits jetzt zahlreiche Mög-

lichkeiten, politisch mitzuwirken, und brauchen 
deshalb nicht unbedingt auch das aktive Wahlrecht 
ab 16 Jahren. Eventuell macht es mehr Sinn, auf 
die bestehenden Möglichkeiten wie zum Beispiel 
Jugendgemeinderäte aufmerksam zu machen. 

Wählen ab 16
Sie finden die Herabsenkung des Wahlalters eine 

gute Idee; schließlich sollten auch Jugendliche eini-
ge Rechte und Freiheiten besitzen. Allerdings be-
zweifeln Sie, dass viele Jugendliche von dem Recht 
Gebrauch machen würden; schließlich bedeutet das 
einen Aufwand, den Jugendliche häufig vermeiden. 

Wählen ab 16
Jugendliche sind durchaus politisch interes-

siert, wie unter anderem die Fridays-for-Future-
Demonstrationen gezeigt haben. Dieses Interesse 
sollte auch für weitere Themenfelder gefördert 
werden. Die Absenkung des Wahlalters wäre eine 
gute Möglichkeit, damit sich Jugendliche mit ver-
schiedenen Themen auseinandersetzen und Demo-
kratie erleben könnten. 

Verpflichtender Dienst
Sie finden die Idee, dass junge Menschen das 

Sozialwesen besser kennenlernen, nicht schlecht, 
um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken. 
Doch drei Monate halten Sie definitiv für zu lang. 
Sie können sich eher ein mehrwöchiges Praktikum 
vorstellen. Das würde vollkommen ausreichen, um 
den Schülerinnen und Schülern die Berufe näher-
zubringen.

Verpflichtender Dienst
Sie sind gegen den Gesetzentwurf. Es gibt be-

reits Möglichkeiten, sich im Bereich des Sozial-
wesens einzubringen, beispielsweise durch das 
Freiwillige Soziale Jahr oder den Bundesfreiwilli-
gendienst. Diese sollten stärker gefördert werden.

Verpflichtender Dienst
Für Sie stellt der Gesetzentwurf nur eine weitere 

Maßnahme dar, die junge Menschen daran hindert, 
ihr Leben selbst zu gestalten. Außerdem sind Sie 
gegen weitere finanzielle Ausgaben des Staates.

Verpflichtender Dienst
Wenn die Schulen nicht zusätzlich belastet wer-

den und das Land nicht für die Kosten aufkommen 
muss, halten Sie einen solchen Dienst für eine in-
teressante Idee. Er sollte aber nicht länger als drei 
Monate dauern.

PLD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Stuttgart II

Alter: 52

Beruf: Berater/-in

PLD-Rolle 5

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Bodensee

Alter: 42

Beruf: Professor/-in

PLD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Rottweil

Alter: 51

Beruf: Ärztin/Arzt

PLD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Enz 

Alter: 58

Beruf: Handwerksmeister/-in

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

PLD
Partei der Liberalen Demokratie

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Wählen ab 16
Sie sind der Meinung, dass Jugendliche sich be-

reits auf vielfältigen Wegen freiwillig für die Demo-
kratie einsetzen. Das Wahlrecht wäre ein weiterer 
Schritt, um Jugendlichen mehr Möglichkeiten zu 
geben, wie sie sich einbringen können. Allerdings 
ist es Ihnen sehr wichtig, dass nicht alle zwingend 
dazu motiviert werden müssen, wählen zu gehen. 
Manche möchten von dem Recht keinen Gebrauch 
machen. Das ist auch in Ordnung. 

Wählen ab 16
Jugendliche haben bereits jetzt zahlreiche Mög-

lichkeiten, politisch mitzuwirken, und brauchen 
deshalb nicht unbedingt auch das aktive Wahlrecht 
ab 16 Jahren. Eventuell macht es mehr Sinn, auf 
die bestehenden Möglichkeiten wie zum Beispiel 
Jugendgemeinderäte aufmerksam zu machen. 

Wählen ab 16
Sie finden die Herabsenkung des Wahlalters eine 

gute Idee; schließlich sollten auch Jugendliche eini-
ge Rechte und Freiheiten besitzen. Allerdings be-
zweifeln Sie, dass viele Jugendliche von dem Recht 
Gebrauch machen würden; schließlich bedeutet das 
einen Aufwand, den Jugendliche häufig vermeiden. 

Wählen ab 16
Jugendliche sind durchaus politisch interes-

siert, wie unter anderem die Fridays-for-Future-
Demonstrationen gezeigt haben. Dieses Interesse 
sollte auch für weitere Themenfelder gefördert 
werden. Die Absenkung des Wahlalters wäre eine 
gute Möglichkeit, damit sich Jugendliche mit ver-
schiedenen Themen auseinandersetzen und Demo-
kratie erleben könnten. 

Verpflichtender Dienst
Sie finden die Idee, dass junge Menschen das 

Sozialwesen besser kennenlernen, nicht schlecht, 
um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken. 
Doch drei Monate halten Sie definitiv für zu lang. 
Sie können sich eher ein mehrwöchiges Praktikum 
vorstellen. Das würde vollkommen ausreichen, um 
den Schülerinnen und Schülern die Berufe näher-
zubringen.

Verpflichtender Dienst
Sie sind gegen den Gesetzentwurf. Es gibt be-

reits Möglichkeiten, sich im Bereich des Sozial-
wesens einzubringen, beispielsweise durch das 
Freiwillige Soziale Jahr oder den Bundesfreiwilli-
gendienst. Diese sollten stärker gefördert werden.

Verpflichtender Dienst
Für Sie stellt der Gesetzentwurf nur eine weitere 

Maßnahme dar, die junge Menschen daran hindert, 
ihr Leben selbst zu gestalten. Außerdem sind Sie 
gegen weitere finanzielle Ausgaben des Staates.

Verpflichtender Dienst
Wenn die Schulen nicht zusätzlich belastet wer-

den und das Land nicht für die Kosten aufkommen 
muss, halten Sie einen solchen Dienst für eine in-
teressante Idee. Er sollte aber nicht länger als drei 
Monate dauern.

PLD-Rolle 3 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Stuttgart II

Alter: 52

Beruf: Berater/-in

PLD-Rolle 5

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Bodensee

Alter: 42

Beruf: Professor/-in

PLD-Rolle 4 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Rottweil

Alter: 51

Beruf: Ärztin/Arzt

PLD-Rolle 6 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Enz 

Alter: 58

Beruf: Handwerksmeister/-in

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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Wählen ab 16
Für Sie ist das Wahlalter eine willkürlich ge-

wählte Zahl. Im Grundgesetz steht, dass die Staats-
gewalt vom Volk ausgeht. Zum Volk gehören Ihrer 
Meinung nach alle Personen, die in Deutschland 
leben, egal wie alt sie sind. Deshalb wäre es Ihnen 
am liebsten, wenn das Wahlalter auf null Jahre he-
rabgesetzt werden würde. 

Wählen ab 16
Für Sie ist es sehr wichtig, Jugendliche als be-

deutsamen Teil der Gesellschaft zu sehen. Daher 
brauchen Jugendliche auch politische Mitgestal-
tungsmöglichkeiten. Allerdings sollten Ihrer Mei-
nung nach zunächst die bisherigen Beteiligungs-
möglichkeiten vor allem auf der kommunalen 
Ebene weiter ausgebaut und gestärkt werden. 

Verpflichtender Dienst
Ein verpflichtender Dienst kommt für Sie nicht 

infrage. Schüler/-innen sollten sich selbst aussu-
chen, welche Berufsfelder sie interessieren. Das 
könnte durch mehr Praktika ermöglicht werden, 
allerdings sollten sich die Schüler/-innen selbst 
darum kümmern. Sie wissen schließlich am besten, 
was sie wollen und was nicht.

Verpflichtender Dienst
Sie fordern eine bessere Bezahlung von Pfle-

geberufen, um dem Fachkräftemangel im Sozial-
wesen entgegenzuwirken. Außerdem soll das Frei-
willige Soziale Jahr ausgebaut und nicht noch ein 
weiterer Dienst eingeführt werden.

PLD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Schorndorf

Alter: 50

Beruf: Winzer/-in

PLD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Pforzheim

Alter: 48

Beruf: Informatiker/-in
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Wählen ab 16
Für Sie ist das Wahlalter eine willkürlich ge-

wählte Zahl. Im Grundgesetz steht, dass die Staats-
gewalt vom Volk ausgeht. Zum Volk gehören Ihrer 
Meinung nach alle Personen, die in Deutschland 
leben, egal wie alt sie sind. Deshalb wäre es Ihnen 
am liebsten, wenn das Wahlalter auf null Jahre he-
rabgesetzt werden würde. 

Wählen ab 16
Für Sie ist es sehr wichtig, Jugendliche als be-

deutsamen Teil der Gesellschaft zu sehen. Daher 
brauchen Jugendliche auch politische Mitgestal-
tungsmöglichkeiten. Allerdings sollten Ihrer Mei-
nung nach zunächst die bisherigen Beteiligungs-
möglichkeiten vor allem auf der kommunalen 
Ebene weiter ausgebaut und gestärkt werden. 

Verpflichtender Dienst
Ein verpflichtender Dienst kommt für Sie nicht 

infrage. Schüler/-innen sollten sich selbst aussu-
chen, welche Berufsfelder sie interessieren. Das 
könnte durch mehr Praktika ermöglicht werden, 
allerdings sollten sich die Schüler/-innen selbst 
darum kümmern. Sie wissen schließlich am besten, 
was sie wollen und was nicht.

Verpflichtender Dienst
Sie fordern eine bessere Bezahlung von Pfle-

geberufen, um dem Fachkräftemangel im Sozial-
wesen entgegenzuwirken. Außerdem soll das Frei-
willige Soziale Jahr ausgebaut und nicht noch ein 
weiterer Dienst eingeführt werden.

PLD-Rolle 7 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Schorndorf

Alter: 50

Beruf: Winzer/-in

PLD-Rolle 8 

Name: ____________________________________

Partei: PLD

Wahlkreis: Pforzheim

Alter: 48

Beruf: Informatiker/-in
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4 Arbeitsauftrag Abgeordnete

Arbeitsauftrag für Abgeordnete des baden-württembergischen Landtags

Sie als Abgeordnete bzw. Abgeordneter gehören einer Fraktion an. Allerdings sind Sie im Zweifel nur 
an Ihr eigenes Gewissen gebunden, denn wie alle Abgeordneten besitzen Sie ein freies Mandat. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

Platz für Notizen:

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

1. Stellen Sie sich kurz mit Namen vor.

2. �Wählen Sie einen Fraktionsvorsitzenden oder eine Fraktionsvorsitzende, der 
bzw. die die Fraktion nach außen vertritt und die Fraktionssitzungen leitet.

3. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

4. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Ein Fraktionsmitglied trägt die Stellungnahme im Plenum vor, 
damit die anderen Fraktionen Ihre Sicht kennenlernen.

5. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied gehört einem Ausschuss an. Entscheiden 
Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht.

6.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss

7. �Setzen Sie sich mit den anderen Fraktionsmitgliedern zusammen, die im 
selben Ausschuss sitzen. Bereiten Sie den Ausschuss gemeinsam inhaltlich 
vor. Dafür müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren 
Sie diese Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im 
Szenario. 

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Achten Sie auf die Argumente der anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1.  Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und 
die Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte?  
Welche der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4.  Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4 Arbeitsauftrag Abgeordnete
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4 Arbeitsauftrag Abgeordnete

Arbeitsauftrag für Abgeordnete des baden-württembergischen Landtags

Sie als Abgeordnete bzw. Abgeordneter gehören einer Fraktion an. Allerdings sind Sie im Zweifel nur 
an Ihr eigenes Gewissen gebunden, denn wie alle Abgeordneten besitzen Sie ein freies Mandat. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

Platz für Notizen:

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

1. Stellen Sie sich kurz mit Namen vor.

2.  Wählen Sie einen Fraktionsvorsitzenden oder eine Fraktionsvorsitzende, der 
bzw. die die Fraktion nach außen vertritt und die Fraktionssitzungen leitet.

3.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

4.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Ein Fraktionsmitglied trägt die Stellungnahme im Plenum vor, 
damit die anderen Fraktionen Ihre Sicht kennenlernen.

5.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied gehört einem Ausschuss an. Entscheiden 
Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht.

6.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss

7.  Setzen Sie sich mit den anderen Fraktionsmitgliedern zusammen, die im 
selben Ausschuss sitzen. Bereiten Sie den Ausschuss gemeinsam inhaltlich 
vor. Dafür müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren 
Sie diese Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im 
Szenario. 

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Achten Sie auf die Argumente der anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1. �Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und 
die Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte?  
Welche der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4. �Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B4 Arbeitsauftrag Abgeordnete
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Leiten Sie die erste Plenarsitzung anhand des entsprechenden Redemanu-
skriptes.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Vertreten Sie die Position 
Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre Ziele in die Empfehlung bzw. 
Beschlussempfehlung einzubringen.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Zunächst nehmen Sie als Abgeordnete/-r an dieser Sitzung teil. 

1.  Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und 
die Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Wel-
che der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung nicht gut, können Sie einen 
Änderungsantrag einbringen. Dafür können Sie mit anderen Fraktionen zu-
sammenarbeiten. Über die Änderungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4.  Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

Sie müssen die Fraktionssitzung einige Minuten vor Ende der Sitzung verlas-
sen, um sich auf die zweite Plenarsitzung vorzubereiten. Lesen Sie dazu das 
entsprechende Redemanuskript und prüfen Sie, ob alle Textlücken ausgefüllt 
und unnötige Doppelformulierungen durchgestrichen sind.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Leiten Sie die zweite (und gegebenenfalls auch die dritte) Beratung anhand des 
entsprechenden Redemanuskripts und der darin enthaltenen Regieanweisun-
gen. Auch Sie haben bei den Abstimmungen eine Stimme.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.1 Arbeitsauftrag Landtagspräsident/-in

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen zu Beginn der Sitzung als Abgeordnete/-r teil. 

1. Stellen Sie sich kurz mit Namen vor. 

2. �Wählen Sie einen Fraktionsvorsitzenden oder eine Fraktionsvorsitzende, der 
bzw. die die Fraktion nach außen vertritt und die Fraktionssitzungen leitet.

 
3. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 

oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

4. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Ein Fraktionsmitglied trägt die Stellungnahme im Plenum vor, 
damit die anderen Fraktionen Ihre Sicht kennenlernen.

5. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied gehört einem Ausschuss an. Entscheiden 
Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht.

6. �Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

7. �Setzen Sie sich mit den anderen Fraktionsmitgliedern zusammen, die im 
selben Ausschuss sitzen. Bereiten Sie den Ausschuss gemeinsam inhaltlich 
vor. Dafür müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren 
Sie diese Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im 
Szenario.

Sie müssen die Fraktionssitzung während der 7. Aufgabe verlassen, um sich 
auf die anstehende erste Beratung vorzubereiten. Lesen Sie dazu das entspre-
chende Redemanuskript, das Sie von der Landtagsverwaltung erhalten, und 
prüfen Sie, ob alle Textlücken ausgefüllt und unnötige Doppelformulierungen 
durchgestrichen sind. Das trägt zu einem flüssigen Vortrag der Rede bei.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.1 Arbeitsauftrag Landtagspräsident/-in

Arbeitsauftrag für den Präsidenten bzw. die Präsidentin des baden-württembergi-
schen Landtags

Als Landtagspräsident/-in leiten Sie die Plenarsitzungen des Landtags. Sie eröffnen und schließen 
die Sitzungen. Außerdem erteilen oder entziehen Sie den Abgeordneten das Wort. Dabei ist es wichtig, 
dass Sie diese Aufgaben unparteiisch wahrnehmen und keine Fraktion bevorzugen oder benachteiligen. 
Außerhalb Ihrer Funktion als Landtagspräsident/-in sind Sie ganz normale/-r Abgeordnete/-r. Im Zwei-
fel sind Sie nur an Ihr eigenes Gewissen gebunden, denn wie alle Abgeordneten besitzen Sie ein freies 
Mandat.

Die Verwaltung des Landtags unterstützt Sie jederzeit bei Ihren Aufgaben!

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

Platz für Notizen:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Leiten Sie die erste Plenarsitzung anhand des entsprechenden Redemanu-
skriptes.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Vertreten Sie die Position 
Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre Ziele in die Empfehlung bzw. 
Beschlussempfehlung einzubringen.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Zunächst nehmen Sie als Abgeordnete/-r an dieser Sitzung teil. 

1. �Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und 
die Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Wel-
che der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung nicht gut, können Sie einen 
Änderungsantrag einbringen. Dafür können Sie mit anderen Fraktionen zu-
sammenarbeiten. Über die Änderungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4. �Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

Sie müssen die Fraktionssitzung einige Minuten vor Ende der Sitzung verlas-
sen, um sich auf die zweite Plenarsitzung vorzubereiten. Lesen Sie dazu das 
entsprechende Redemanuskript und prüfen Sie, ob alle Textlücken ausgefüllt 
und unnötige Doppelformulierungen durchgestrichen sind.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Leiten Sie die zweite (und gegebenenfalls auch die dritte) Beratung anhand des 
entsprechenden Redemanuskripts und der darin enthaltenen Regieanweisun-
gen. Auch Sie haben bei den Abstimmungen eine Stimme.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.1 Arbeitsauftrag Landtagspräsident/-in

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen zu Beginn der Sitzung als Abgeordnete/-r teil. 

1. Stellen Sie sich kurz mit Namen vor. 

2.  Wählen Sie einen Fraktionsvorsitzenden oder eine Fraktionsvorsitzende, der 
bzw. die die Fraktion nach außen vertritt und die Fraktionssitzungen leitet.

 
3.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 

oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

4.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Ein Fraktionsmitglied trägt die Stellungnahme im Plenum vor, 
damit die anderen Fraktionen Ihre Sicht kennenlernen.

5.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied gehört einem Ausschuss an. Entscheiden 
Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht.

6.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

7.  Setzen Sie sich mit den anderen Fraktionsmitgliedern zusammen, die im 
selben Ausschuss sitzen. Bereiten Sie den Ausschuss gemeinsam inhaltlich 
vor. Dafür müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren 
Sie diese Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im 
Szenario.

Sie müssen die Fraktionssitzung während der 7. Aufgabe verlassen, um sich 
auf die anstehende erste Beratung vorzubereiten. Lesen Sie dazu das entspre-
chende Redemanuskript, das Sie von der Landtagsverwaltung erhalten, und 
prüfen Sie, ob alle Textlücken ausgefüllt und unnötige Doppelformulierungen 
durchgestrichen sind. Das trägt zu einem flüssigen Vortrag der Rede bei.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.1 Arbeitsauftrag Landtagspräsident/-in

Arbeitsauftrag für den Präsidenten bzw. die Präsidentin des baden-württembergi-
schen Landtags

Als Landtagspräsident/-in leiten Sie die Plenarsitzungen des Landtags. Sie eröffnen und schließen 
die Sitzungen. Außerdem erteilen oder entziehen Sie den Abgeordneten das Wort. Dabei ist es wichtig, 
dass Sie diese Aufgaben unparteiisch wahrnehmen und keine Fraktion bevorzugen oder benachteiligen. 
Außerhalb Ihrer Funktion als Landtagspräsident/-in sind Sie ganz normale/-r Abgeordnete/-r. Im Zwei-
fel sind Sie nur an Ihr eigenes Gewissen gebunden, denn wie alle Abgeordneten besitzen Sie ein freies 
Mandat.

Die Verwaltung des Landtags unterstützt Sie jederzeit bei Ihren Aufgaben!

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

Platz für Notizen:
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.2 Redemanuskript Landtagspräsident/-in 1. Beratung Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.2 Redemanuskript Landtagspräsident/-in 2. Beratung

 Redemanuskript 2/3

Landtag von Baden-Württemberg

2. Beratung 

Redemanuskript Landtagspräsident/-in

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich begrüße Sie zu unserer heutigen Plenardebatte. Ich rufe den ersten und einzigen Tages-
ordnungspunkt auf: „Zweite Beratung des von der ____-Fraktion eingebrachten Gesetzentwurfs  
_________________________________________________________________________________________“ 

Ich bitte die Vorsitzende/den Vorsitzenden des federführenden ______________________________
________________________________________, uns die Beschlussempfehlung des Ausschusses vorzu-
tragen. Frau/Herr ___________________, Sie haben für vier Minuten das Wort. 
(Rede)

Ich bitte nun die Fraktionen zur Aussprache über diesen Gesetzentwurf. Für diese Aussprache hat 
das Präsidium eine Redezeit von drei Minuten je Fraktion festgelegt. 

Zunächst hat das Wort die/der Abgeordnete ________________ für die Fraktion der PÖD. 
(Rede)
Für die Fraktion der PCD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________.
(Rede)
Für die Fraktion der PSD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der PAD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der PLD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)

Jetzt werden wir nacheinander über die vorliegenden Änderungsanträge abstimmen. Sie können 
den Änderungsanträgen entweder zustimmen, sie ablehnen oder sich enthalten. Heben Sie dafür 
bitte jeweils eine Hand. Sie haben bei jedem Änderungsantrag jeweils eine Stimme. 

Änderungsantrag der ____-Fraktion. (Änderungsantrag vorlesen)
Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? (Kurz warten und Stimmen zählen)
Wer stimmt dagegen? (Kurz warten und Stimmen zählen)
Wer enthält sich? (Kurz warten und Stimmen zählen)

____ Abgeordnete haben dafür gestimmt, ____ dagegen, ____ haben sich enthalten. Damit ist der  
Änderungsantrag der _____-Fraktion (nicht) angenommen. 
(Dieses Verfahren für alle Änderungsanträge wiederholen)

	 Redemanuskript 1/3

Landtag von Baden-Württemberg

1. Beratung	

Redemanuskript Landtagspräsident/-in

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich begrüße Sie herzlich zur heutigen Plenarsitzung des Landtags von Baden-Württemberg. Heute 
befassen wir uns mit einem Gesetzentwurf der ____-Fraktion. Der entsprechende Entwurf ist Ihnen 
zugegangen.

Wir beginnen jetzt mit dem ersten und zugleich einzigen Punkt der heutigen Tagesordnung:
„Erste Beratung des von der ____-Fraktion eingebrachten Gesetzentwurfs
_________________________________________________________________________“

Bevor der Gesetzentwurf an die zuständigen Ausschüsse überwiesen wird, wird er ein erstes Mal 
im Plenum diskutiert. Zunächst stellt ihn eine Vertreterin/ein Vertreter der ______-Fraktion vor, die 
den Gesetzentwurf eingebracht hat. Frau/Herr _____________________________, Sie haben für vier 
Minuten das Wort.
(Rede)

Meine Damen und Herren, nun können alle anderen Fraktionen Stellung zum Gesetzentwurf be-
ziehen. Für diese Aussprache hat das Präsidium eine Redezeit von vier Minuten je Fraktion festgelegt. 
Zunächst hat für die Fraktion der _____ die/der Abgeordnete _______________________ das Wort. 
(Rede)
Für die Fraktion der _____ erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________.  
(Rede)
Für die Fraktion der _____ erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der _____ erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)

Ich schlage nun eine Überweisung an die Ausschüsse zur weiteren Befassung vor. Dies sind feder-
führend der ________________________________________________________________________ und in 
mitberatender Funktion der ________________________________________________________________.
(Kurz warten) 
Hierzu sehe ich keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.
Damit schließe ich die erste Beratung des Gesetzentwurfs ______________________________________
___________________________________.

Ich danke Ihnen allen für die gute Zusammenarbeit während der Plenarsitzung und wünsche er-
giebige Beratungen in den Ausschüssen.
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.2 Redemanuskript Landtagspräsident/-in 1. Beratung Planspiel 4 – B Simulationsphase – B5.2 Redemanuskript Landtagspräsident/-in 2. Beratung

	 Redemanuskript 2/3

Landtag von Baden-Württemberg

2. Beratung	

Redemanuskript Landtagspräsident/-in

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich begrüße Sie zu unserer heutigen Plenardebatte. Ich rufe den ersten und einzigen Tages-
ordnungspunkt auf: „Zweite Beratung des von der ____-Fraktion eingebrachten Gesetzentwurfs  
_________________________________________________________________________________________“ 

Ich bitte die Vorsitzende/den Vorsitzenden des federführenden ______________________________
________________________________________, uns die Beschlussempfehlung des Ausschusses vorzu-
tragen. Frau/Herr ___________________, Sie haben für vier Minuten das Wort. 
(Rede)

Ich bitte nun die Fraktionen zur Aussprache über diesen Gesetzentwurf. Für diese Aussprache hat 
das Präsidium eine Redezeit von drei Minuten je Fraktion festgelegt. 

Zunächst hat das Wort die/der Abgeordnete ________________ für die Fraktion der PÖD. 
(Rede)
Für die Fraktion der PCD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________.
(Rede)
Für die Fraktion der PSD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der PAD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der PLD erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)

Jetzt werden wir nacheinander über die vorliegenden Änderungsanträge abstimmen. Sie können 
den Änderungsanträgen entweder zustimmen, sie ablehnen oder sich enthalten. Heben Sie dafür 
bitte jeweils eine Hand. Sie haben bei jedem Änderungsantrag jeweils eine Stimme. 

Änderungsantrag der ____-Fraktion. (Änderungsantrag vorlesen)
Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? (Kurz warten und Stimmen zählen)
Wer stimmt dagegen? (Kurz warten und Stimmen zählen)
Wer enthält sich? (Kurz warten und Stimmen zählen)

____ Abgeordnete haben dafür gestimmt, ____ dagegen, ____ haben sich enthalten. Damit ist der  
Änderungsantrag der _____-Fraktion (nicht) angenommen. 
(Dieses Verfahren für alle Änderungsanträge wiederholen)

 Redemanuskript 1/3

Landtag von Baden-Württemberg

1. Beratung 

Redemanuskript Landtagspräsident/-in

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich begrüße Sie herzlich zur heutigen Plenarsitzung des Landtags von Baden-Württemberg. Heute 
befassen wir uns mit einem Gesetzentwurf der ____-Fraktion. Der entsprechende Entwurf ist Ihnen 
zugegangen.

Wir beginnen jetzt mit dem ersten und zugleich einzigen Punkt der heutigen Tagesordnung:
„Erste Beratung des von der ____-Fraktion eingebrachten Gesetzentwurfs
_________________________________________________________________________“

Bevor der Gesetzentwurf an die zuständigen Ausschüsse überwiesen wird, wird er ein erstes Mal 
im Plenum diskutiert. Zunächst stellt ihn eine Vertreterin/ein Vertreter der ______-Fraktion vor, die 
den Gesetzentwurf eingebracht hat. Frau/Herr _____________________________, Sie haben für vier 
Minuten das Wort.
(Rede)

Meine Damen und Herren, nun können alle anderen Fraktionen Stellung zum Gesetzentwurf be-
ziehen. Für diese Aussprache hat das Präsidium eine Redezeit von vier Minuten je Fraktion festgelegt. 
Zunächst hat für die Fraktion der _____ die/der Abgeordnete _______________________ das Wort. 
(Rede)
Für die Fraktion der _____ erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________.  
(Rede)
Für die Fraktion der _____ erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)
Für die Fraktion der _____ erteile ich nun das Wort der/dem Abgeordneten _______________________. 
(Rede)

Ich schlage nun eine Überweisung an die Ausschüsse zur weiteren Befassung vor. Dies sind feder-
führend der ________________________________________________________________________ und in 
mitberatender Funktion der ________________________________________________________________.
(Kurz warten) 
Hierzu sehe ich keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.
Damit schließe ich die erste Beratung des Gesetzentwurfs ______________________________________
___________________________________.

Ich danke Ihnen allen für die gute Zusammenarbeit während der Plenarsitzung und wünsche er-
giebige Beratungen in den Ausschüssen.
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Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 

B Simulationsphase – Arbeitsaufträge Vorsitzende
B6.1.1 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion („Wählen ab 16“) ................ 88
B6.1.2 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)  ......... 90
B6.2.1 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PCD-Fraktion („Wählen ab 16“)  ............... 92
B6.2.2 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PCD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)  ......... 94
B6.3 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PSD-Fraktion  .................................................. 96
B6.4 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PAD-Fraktion  .................................................. 98
B6.5 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PLD-Fraktion  ...............................................  100
B6.6 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des mitberatenden Ausschusses  ...................  102
B6.7 Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des federführenden Ausschusses  .................  104

	 Redemanuskript 3/3

Landtag von Baden-Württemberg

2. Beratung (Forts.) u. ggf. 3. Beratung (Szenario „Wählen ab 16“) 

Nun kommen wir zur Abstimmung über das gesamte Gesetz in der vom federführenden Aus-
schuss vorgelegten Form (inklusive der soeben angenommenen Änderungsanträge).
Wer stimmt für das gesamte Gesetz inklusive aller angenommenen Änderungen? 
(Kurz warten und Stimmen zählen) 
Wer stimmt dagegen? (Kurz warten und Stimmen zählen) 
Wer enthält sich? (Kurz warten und Stimmen zählen) 
____ Abgeordnete haben für das Gesetz gestimmt, ____ dagegen, ____ haben sich enthalten.
(Weiteres Vorgehen: Kreuzen Sie ggf. die zutreffende Option an)

 �Szenario „Verpflichtender Dienst“	  
Ich stelle fest, das Gesetz ist (nicht) angenommen. Die heutige Plenarsitzung ist damit beendet. 
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke mich bei Ihnen für die aktive Teilnahme und 
konstruktive Mitarbeit. Ich erkläre die Simulationsphase des Planspiels für beendet. 

 �Szenario „Wählen ab 16“ 
 Mehrheit für Gesetz: Weiter bei „3. Beratung“

   Keine Mehrheit für Gesetz:  
Ich stelle fest, das Gesetz ist nicht angenommen. Die heutige Plenarsitzung ist damit beendet. 
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke mich bei Ihnen für die aktive Teilnahme 
und konstruktive Mitarbeit. Ich erkläre die Simulationsphase des Planspiels für beendet.

3. Beratung 	  
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, der Gesetzentwurf hat in der zweiten Beratung die erfor-

derliche Mehrheit erreicht. Kommen wir nun zum letzten Tagesordnungspunkt der heutigen Sitzung: 
dritte Beratung des Gesetzentwurfs „Über die Verfassungsänderung zur Absenkung der Altersgren-
ze des aktiven Wahlrechts auf Landesebene in Baden-Württemberg“. Der Entwurf aus der zweiten 
Beratung ist Ihnen bekannt.

Kommen wir nun zur Schlussabstimmung. Wer für dieses Gesetz stimmt, soll sich bitte erheben. 
(Kurz abwarten, dann Stimmen zählen) Bitte setzen Sie sich. 
Wer stimmt dagegen? (Kurz abwarten, dann Stimmen zählen) Bitte setzen Sie sich.
Wer enthält sich? (Kurz abwarten, dann Stimmen zählen) Bitte setzen Sie sich.
____ Abgeordnete haben für den Gesetzentwurf gestimmt, ____ dagegen, ____ haben sich enthalten. 
Somit ist das Gesetz (nicht) angenommen.

Die heutige Plenarsitzung ist damit beendet. Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke 
mich bei Ihnen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit. Ich erkläre die Simulationsphase 
des Planspiels für beendet.
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 Redemanuskript 3/3

Landtag von Baden-Württemberg

2. Beratung (Forts.) u. ggf. 3. Beratung (Szenario „Wählen ab 16“) 

Nun kommen wir zur Abstimmung über das gesamte Gesetz in der vom federführenden Aus-
schuss vorgelegten Form (inklusive der soeben angenommenen Änderungsanträge).
Wer stimmt für das gesamte Gesetz inklusive aller angenommenen Änderungen? 
(Kurz warten und Stimmen zählen) 
Wer stimmt dagegen? (Kurz warten und Stimmen zählen) 
Wer enthält sich? (Kurz warten und Stimmen zählen) 
____ Abgeordnete haben für das Gesetz gestimmt, ____ dagegen, ____ haben sich enthalten.
(Weiteres Vorgehen: Kreuzen Sie ggf. die zutreffende Option an)

  Szenario „Verpflichtender Dienst“  
Ich stelle fest, das Gesetz ist (nicht) angenommen. Die heutige Plenarsitzung ist damit beendet. 
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke mich bei Ihnen für die aktive Teilnahme und 
konstruktive Mitarbeit. Ich erkläre die Simulationsphase des Planspiels für beendet. 

  Szenario „Wählen ab 16“ 
 Mehrheit für Gesetz: Weiter bei „3. Beratung“

   Keine Mehrheit für Gesetz:  
Ich stelle fest, das Gesetz ist nicht angenommen. Die heutige Plenarsitzung ist damit beendet. 
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke mich bei Ihnen für die aktive Teilnahme 
und konstruktive Mitarbeit. Ich erkläre die Simulationsphase des Planspiels für beendet.

3. Beratung   
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, der Gesetzentwurf hat in der zweiten Beratung die erfor-

derliche Mehrheit erreicht. Kommen wir nun zum letzten Tagesordnungspunkt der heutigen Sitzung: 
dritte Beratung des Gesetzentwurfs „Über die Verfassungsänderung zur Absenkung der Altersgren-
ze des aktiven Wahlrechts auf Landesebene in Baden-Württemberg“. Der Entwurf aus der zweiten 
Beratung ist Ihnen bekannt.

Kommen wir nun zur Schlussabstimmung. Wer für dieses Gesetz stimmt, soll sich bitte erheben. 
(Kurz abwarten, dann Stimmen zählen) Bitte setzen Sie sich. 
Wer stimmt dagegen? (Kurz abwarten, dann Stimmen zählen) Bitte setzen Sie sich.
Wer enthält sich? (Kurz abwarten, dann Stimmen zählen) Bitte setzen Sie sich.
____ Abgeordnete haben für den Gesetzentwurf gestimmt, ____ dagegen, ____ haben sich enthalten. 
Somit ist das Gesetz (nicht) angenommen.

Die heutige Plenarsitzung ist damit beendet. Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bedanke 
mich bei Ihnen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit. Ich erkläre die Simulationsphase 
des Planspiels für beendet.
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1.1 Arbeitsauftrag Vorsitz PÖD-Fraktion („Wählen ab 16“)Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1.1 Arbeitsauftrag Vorsitz PÖD-Fraktion („Wählen ab 16“)

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion  
(Szenario „Wählen ab 16“)

Sie sind Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4. �Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5. �Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des federführenden Ständigen 
Ausschusses. Einigen Sie sich demokratisch, wer diese wichtige moderie-
rende Aufgabe übernehmen darf.

6. �Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1. �Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4. �Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1.1 Arbeitsauftrag Vorsitz PÖD-Fraktion („Wählen ab 16“)Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1.1 Arbeitsauftrag Vorsitz PÖD-Fraktion („Wählen ab 16“)

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion  
(Szenario „Wählen ab 16“)

Sie sind Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des federführenden Ständigen 
Ausschusses. Einigen Sie sich demokratisch, wer diese wichtige moderie-
rende Aufgabe übernehmen darf.

6.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion  
(Szenario „Verpflichtender Dienst“)

Sie sind Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4. �Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5. �Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des mitberatenden Ausschus-
ses für Soziales und Integration. Einigen Sie sich demokratisch, wer diese 
wichtige moderierende Aufgabe übernehmen darf.

6. �Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario.

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1.2 Arbeitsauftrag Vorsitz PÖD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1.2 Arbeitsauftrag Vorsitz PÖD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)

PÖD
Partei für Ökologie und Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1. �Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4. �Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion  
(Szenario „Verpflichtender Dienst“)

Sie sind Vorsitzende/-r der PÖD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des mitberatenden Ausschus-
ses für Soziales und Integration. Einigen Sie sich demokratisch, wer diese 
wichtige moderierende Aufgabe übernehmen darf.

6.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario.

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1.2 Arbeitsauftrag Vorsitz PÖD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.1.2 Arbeitsauftrag Vorsitz PÖD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)

PÖD
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab. 

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2.1 Arbeitsauftrag Vorsitz PCD-Fraktion („Wählen ab 16“)Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2.1 Arbeitsauftrag Vorsitz PCD-Fraktion („Wählen ab 16“)

Arbeitsauftrag Fraktionsvorsitzende/-r der PCD-Fraktion  
(Szenario „Wählen ab 16“)

Sie sind Vorsitzende/-r der PCD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4. �Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5. �Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des mitberatenden Ausschus-
ses für Inneres, Digitalisierung und Migration. Einigen Sie sich demokratisch, 
wer diese wichtige moderierende Aufgabe übernehmen darf.

6. �Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1. �Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4. �Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab. 

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2.1 Arbeitsauftrag Vorsitz PCD-Fraktion („Wählen ab 16“)Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2.1 Arbeitsauftrag Vorsitz PCD-Fraktion („Wählen ab 16“)

Arbeitsauftrag Fraktionsvorsitzende/-r der PCD-Fraktion  
(Szenario „Wählen ab 16“)

Sie sind Vorsitzende/-r der PCD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des mitberatenden Ausschus-
ses für Inneres, Digitalisierung und Migration. Einigen Sie sich demokratisch, 
wer diese wichtige moderierende Aufgabe übernehmen darf.

6.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2.2 Arbeitsauftrag Vorsitz PCD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2.2 Arbeitsauftrag Vorsitz PCD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)

Arbeitsauftrag Fraktionsvorsitzende/-r der PCD-Fraktion  
(Szenario „Verpflichtender Dienst“)

Sie sind Vorsitzende/-r der PCD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4. �Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5. �Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des federführenden Ausschus-
ses für Kultus, Jugend und Sport. Einigen Sie sich demokratisch, wer diese 
wichtige moderierende Aufgabe übernehmen darf. 

6. �Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1. �Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4. �Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2.2 Arbeitsauftrag Vorsitz PCD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.2.2 Arbeitsauftrag Vorsitz PCD-Fraktion („Verpflicht. Dienst“)

Arbeitsauftrag Fraktionsvorsitzende/-r der PCD-Fraktion  
(Szenario „Verpflichtender Dienst“)

Sie sind Vorsitzende/-r der PCD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Ihre Fraktion stellt den bzw. die Vorsitzende des federführenden Ausschus-
ses für Kultus, Jugend und Sport. Einigen Sie sich demokratisch, wer diese 
wichtige moderierende Aufgabe übernehmen darf. 

6.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PCD
Partei der Christlichen Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.3 Arbeitsauftrag Vorsitz PSD-FraktionPlanspiel 4 – B Simulationsphase – B6.3 Arbeitsauftrag Vorsitz PSD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PSD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PSD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4. �Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5. �Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1. �Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4. �Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.3 Arbeitsauftrag Vorsitz PSD-FraktionPlanspiel 4 – B Simulationsphase – B6.3 Arbeitsauftrag Vorsitz PSD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PSD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PSD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PSD
Partei der Sozialen Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.4 Arbeitsauftrag Vorsitz PAD-FraktionPlanspiel 4 – B Simulationsphase – B6.4 Arbeitsauftrag Vorsitz PAD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PAD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PAD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4. �Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5. �Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1. �Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4. �Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.4 Arbeitsauftrag Vorsitz PAD-FraktionPlanspiel 4 – B Simulationsphase – B6.4 Arbeitsauftrag Vorsitz PAD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PAD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PAD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1.  Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4.  Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.5 Arbeitsauftrag Vorsitz PLD-FraktionPlanspiel 4 – B Simulationsphase – B6.5 Arbeitsauftrag Vorsitz PLD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PLD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PLD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1. �Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2. �Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3. �Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4. �Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5. �Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Tauschen Sie sich gegebenenfalls vor der Sitzung mit den anderen Frakti-
onsvorsitzenden über Ihre Positionen aus. Nehmen Sie gemeinsam mit allen 
anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. Achten Sie auf die Argumente der 
anderen Fraktionen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Vertreten Sie die Position Ihrer Fraktion im Ausschuss. Versuchen Sie, Ihre 
Ziele in die Empfehlung bzw. Beschlussempfehlung einzubringen. Gehen Sie 
dazu – wenn nötig und möglich – Kompromisse mit anderen Fraktionen ein.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

Sie leiten auch die zweite Fraktionssitzung. In dieser Sitzung müssen folgende 
Punkte abgearbeitet werden:

1. �Informieren Sie sich innerhalb Ihrer Fraktion über die Geschehnisse und die 
Arbeit in den Ausschüssen. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position Ihrer Fraktion 
bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus den Aus-
schüssen mit ein. Als Fraktionsvorsitzende/-r müssen Sie die Grundposition 
Ihrer Fraktion im Blick behalten.

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür 
können Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Ände-
rungsanträge wird im Plenum abgestimmt.

4. �Verfassen Sie mit Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum. Entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied die 
Rede hält. Teilen Sie den Namen der Landtagsverwaltung mit.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den Ge-
setzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.5 Arbeitsauftrag Vorsitz PLD-FraktionPlanspiel 4 – B Simulationsphase – B6.5 Arbeitsauftrag Vorsitz PLD-Fraktion

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r der PLD-Fraktion

Sie sind Vorsitzende/-r der PLD-Fraktion im Landtag. Daher leiten Sie die Sitzungen Ihrer Fraktion. Sie 
verhalten sich wie ein/-e Moderator/-in. Sie können einzelne Abgeordnete aufrufen und machen eigene 
Vorschläge. Außerdem sind Sie dafür verantwortlich, dass die Fraktion alle wichtigen Punkte innerhalb 
der vorgegebenen Zeit bespricht. Als Vorsitzende/-r sollen Sie im Landtag dafür sorgen, dass die Ansich-
ten und Interessen Ihrer Fraktion in das Gesetz einfließen. Ihre Fraktion muss deshalb in der Fraktionssit-
zung eine klare Position zum Gesetzentwurf finden. Ihre Fraktion soll gegenüber den anderen Fraktionen 
im Landtag und in der Öffentlichkeit geschlossen auftreten.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie sind die/der Fraktionsvorsitzende und leiten daher die Sitzung. Sie sollten 
Ihre Fraktion zu zügigem und strukturiertem Arbeiten motivieren. Folgende 
Punkte müssen Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion in der ersten Fraktionssit-
zung klären:

1.  Sind Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Fraktion gemeinsam für 
oder gegen den Gesetzentwurf? Braucht er Änderungen? Welche Argumente 
stützen die Position? 

2.  Verfassen Sie gemeinsam mit der Fraktion eine Stellungnahme für die erste 
Beratung. Sie müssen ein Fraktionsmitglied finden, das die Stellungnahme 
im Plenum vorträgt. Sagen Sie der Landtagsverwaltung den Namen des 
Redners bzw. der Rednerin.

3.  Jedes einzelne Fraktionsmitglied, auch Sie, gehört einem Ausschuss an. 
Entscheiden Sie in der Fraktion, wer in welchen Ausschuss geht. 

Die Hälfte der Fraktionsmitglieder muss im mitberatenden Ausschuss sitzen. 
Die andere Hälfte (bei einer ungeraden Zahl an Fraktionsmitgliedern eine Per-
son mehr) sitzt im federführenden Ausschuss.

4.  Kreuzen Sie dann hier an, in welchem Ausschuss Sie sitzen. 
 Mitberatender Ausschuss 
 Federführender Ausschuss 

5.  Jeder Ausschuss wird von seinen Mitgliedern gemeinsam inhaltlich vor-
bereitet. Dafür kann sich Ihre Fraktion in zwei Arbeitskreise aufteilen. Es 
müssen unterstützende Argumente gefunden werden. Notieren Sie diese 
Argumente. Beachten Sie die Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario. 

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie folgende Aufgaben:

PLD
Partei der Liberalen Demokratie
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ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1.  Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und die 
Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschus-
ses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür können 
Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Änderungsanträge 
wird im Plenum abgestimmt. 

4.  Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den  
Gesetzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des mitberatenden Ausschusses

Sie sind Vorsitzende/-r des  ___________________________________________________________________.
Die Ausschüsse sind Expertengruppen, in denen Abgeordnete über spezielle Themenbereiche diskutieren. 
Der Gesetzentwurf wird dabei inhaltlich diskutiert und die Argumente aller Fraktionen abgewogen. Das Ziel 
ist es, eine mehrheitliche Empfehlung für den federführenden Ausschuss abzugeben.

Sie sind dabei der Moderator bzw. die Moderatorin. Leiten Sie den Ausschuss daher möglichst neutral. Sie 
achten darauf, dass die Abgeordneten fair zu Wort kommen und sich gegenseitig aussprechen lassen. Als 
Vermittler/-in sorgen Sie dafür, dass alle relevanten Aspekte diskutiert werden. Gegebenenfalls schlagen 
Sie Kompromisse vor. Sie sind dafür verantwortlich, dass der Ausschuss seine Empfehlung pünktlich vorlegt.

Beachten Sie, dass Sie als Ausschussvorsitzende/-r auch gleichzeitig Abgeordnete/-r, Partei- und Frak-
tionsmitglied sind.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen als Fraktionsmitglied an der Sitzung teil.

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Notieren Sie sich die wichtigsten Punkte aus den Reden der anderen Fraktio-
nen. Als Ausschussvorsitzende/-r ist es Ihnen wichtig, alle Argumente (auch 
unabhängig von Ihrer Partei) zu kennen und stets nach Kompromissen zu 
suchen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie leiten die Ausschusssitzung. Sie rufen die Kolleginnen und Kollegen nach 
einem Handzeichen auf. Eventuell kann Ihnen eine Liste der Wortmeldungen 
helfen, den Überblick zu behalten. Achten Sie darauf, dass alle Fraktionen 
gleichberechtigt zu Wort kommen. Teilen Sie sich die Zeit so ein, dass Ihr 
Ausschuss pünktlich eine Empfehlung abgeben kann. Nutzen Sie die entspre-
chende Vorlage, um sich während der Sitzung Notizen zu den Positionen der 
unterschiedlichen Fraktionen zu machen; das erleichtert Ihnen nachher die 
Abstimmung über eventuelle Änderungen des Gesetzentwurfs. 

Die Ausschusssitzung läuft folgendermaßen ab:
1. Sie begrüßen alle Kolleginnen und Kollegen zur Ausschusssitzung.
2. �Die Fraktionen können kurz ihre Positionen vorstellen. Sind sie für oder 

gegen den Gesetzentwurf? Welche Punkte sind der jeweiligen Fraktion 
besonders wichtig? Das bleibt zunächst unkommentiert. Sie können dadurch 
mögliche Diskussionspunkte erkennen und sich notieren.

3. �Über den Gesetzentwurf wird inhaltlich diskutiert. Welche Aspekte sollten 
wegfallen, neu hinzukommen oder verändert werden? Achten Sie darauf, 
dass Sie hauptsächlich über Aspekte diskutieren, für die Ihr Ausschuss 
zuständig ist (siehe Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario). Zum Ab-
schluss jeden Aspekts führen Sie eine Abstimmung durch.

4. �Verfassen Sie eine Empfehlung. Darin soll die mehrheitliche Meinung der 
Ausschussmitglieder deutlich werden. Begründen Sie die Ansichten des 
Ausschusses, damit Ihre Kolleginnen und Kollegen, die an der Sitzung nicht 
teilgenommen haben, die Empfehlung nachvollziehen können.

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie zusätzlich folgende Aufgaben:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.6 Arbeitsauftrag Vorsitz mitberatender Ausschuss Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.6 Arbeitsauftrag Vorsitz mitberatender Ausschuss

Platz für Notizen:
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ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1. �Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und die 
Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschus-
ses nicht gut, können Sie einen Änderungsantrag einbringen. Dafür können 
Sie mit anderen Fraktionen zusammenarbeiten. Über die Änderungsanträge 
wird im Plenum abgestimmt. 

4. �Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält.

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Sie stimmen über den  
Gesetzentwurf und mögliche Änderungsanträge mit ab.

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des mitberatenden Ausschusses

Sie sind Vorsitzende/-r des  ___________________________________________________________________.
Die Ausschüsse sind Expertengruppen, in denen Abgeordnete über spezielle Themenbereiche diskutieren. 
Der Gesetzentwurf wird dabei inhaltlich diskutiert und die Argumente aller Fraktionen abgewogen. Das Ziel 
ist es, eine mehrheitliche Empfehlung für den federführenden Ausschuss abzugeben.

Sie sind dabei der Moderator bzw. die Moderatorin. Leiten Sie den Ausschuss daher möglichst neutral. Sie 
achten darauf, dass die Abgeordneten fair zu Wort kommen und sich gegenseitig aussprechen lassen. Als 
Vermittler/-in sorgen Sie dafür, dass alle relevanten Aspekte diskutiert werden. Gegebenenfalls schlagen 
Sie Kompromisse vor. Sie sind dafür verantwortlich, dass der Ausschuss seine Empfehlung pünktlich vorlegt.

Beachten Sie, dass Sie als Ausschussvorsitzende/-r auch gleichzeitig Abgeordnete/-r, Partei- und Frak-
tionsmitglied sind.

ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen als Fraktionsmitglied an der Sitzung teil.

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Notieren Sie sich die wichtigsten Punkte aus den Reden der anderen Fraktio-
nen. Als Ausschussvorsitzende/-r ist es Ihnen wichtig, alle Argumente (auch 
unabhängig von Ihrer Partei) zu kennen und stets nach Kompromissen zu 
suchen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie leiten die Ausschusssitzung. Sie rufen die Kolleginnen und Kollegen nach 
einem Handzeichen auf. Eventuell kann Ihnen eine Liste der Wortmeldungen 
helfen, den Überblick zu behalten. Achten Sie darauf, dass alle Fraktionen 
gleichberechtigt zu Wort kommen. Teilen Sie sich die Zeit so ein, dass Ihr 
Ausschuss pünktlich eine Empfehlung abgeben kann. Nutzen Sie die entspre-
chende Vorlage, um sich während der Sitzung Notizen zu den Positionen der 
unterschiedlichen Fraktionen zu machen; das erleichtert Ihnen nachher die 
Abstimmung über eventuelle Änderungen des Gesetzentwurfs. 

Die Ausschusssitzung läuft folgendermaßen ab:
1. Sie begrüßen alle Kolleginnen und Kollegen zur Ausschusssitzung.
2.  Die Fraktionen können kurz ihre Positionen vorstellen. Sind sie für oder 

gegen den Gesetzentwurf? Welche Punkte sind der jeweiligen Fraktion 
besonders wichtig? Das bleibt zunächst unkommentiert. Sie können dadurch 
mögliche Diskussionspunkte erkennen und sich notieren.

3.  Über den Gesetzentwurf wird inhaltlich diskutiert. Welche Aspekte sollten 
wegfallen, neu hinzukommen oder verändert werden? Achten Sie darauf, 
dass Sie hauptsächlich über Aspekte diskutieren, für die Ihr Ausschuss 
zuständig ist (siehe Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario). Zum Ab-
schluss jeden Aspekts führen Sie eine Abstimmung durch.

4.  Verfassen Sie eine Empfehlung. Darin soll die mehrheitliche Meinung der 
Ausschussmitglieder deutlich werden. Begründen Sie die Ansichten des 
Ausschusses, damit Ihre Kolleginnen und Kollegen, die an der Sitzung nicht 
teilgenommen haben, die Empfehlung nachvollziehen können.

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie zusätzlich folgende Aufgaben:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.6 Arbeitsauftrag Vorsitz mitberatender Ausschuss Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.6 Arbeitsauftrag Vorsitz mitberatender Ausschuss

Platz für Notizen:
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ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen als Fraktionsmitglied an der Sitzung teil.

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Notieren Sie sich die wichtigsten Punkte aus den Reden der anderen Fraktio-
nen. Als Ausschussvorsitzende/-r ist es Ihnen wichtig, alle Argumente (auch 
unabhängig von Ihrer Partei) zu kennen und stets nach Kompromissen zu 
suchen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie leiten die Ausschusssitzung. Sie rufen die Kolleginnen und Kollegen nach 
einem Handzeichen auf. Eventuell kann Ihnen eine Liste der Wortmeldungen 
helfen, den Überblick zu behalten. Achten Sie darauf, dass alle Fraktionen 
gleichberechtigt zu Wort kommen. Teilen Sie sich die Zeit so ein, dass Ihr Aus-
schuss pünktlich eine Beschlussempfehlung abgeben kann. Nutzen Sie die ent-
sprechende Vorlage, um sich während der Sitzung Notizen zu den Positionen 
der unterschiedlichen Fraktionen zu machen; das erleichtert Ihnen die nachher 
die Abstimmung über eventuelle Änderungen des Gesetzentwurfs.

Die Ausschusssitzung läuft folgendermaßen ab:
1. Sie begrüßen alle Kolleginnen und Kollegen zur Ausschusssitzung.

2. �Die Fraktionen können kurz ihre Positionen vorstellen. Sind sie für oder 
gegen den Gesetzentwurf? Welche Punkte sind der jeweiligen Fraktion 
besonders wichtig? Das bleibt zunächst unkommentiert. Sie können dadurch 
mögliche Diskussionspunkte erkennen und sich notieren.

3. �Informieren Sie Ihren Ausschuss über die Empfehlung des mitberatenden 
Ausschusses. Wie wurde diese Empfehlung begründet?

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.7 Arbeitsauftrag Vorsitz federführender Ausschuss Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.7 Arbeitsauftrag Vorsitz federführender Ausschuss

AUSSCHUSSSITZUNG
(Fortsetzung)

4.  Über den Gesetzentwurf wird inhaltlich diskutiert. Welche Aspekte sollten 
wegfallen, neu hinzukommen oder verändert werden? Achten Sie darauf, 
dass Sie hauptsächlich über Aspekte diskutieren, für die Ihr Ausschuss zu-
ständig ist (siehe Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario). Berücksichti-
gen Sie die Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses. Zum Abschluss 
jeden Aspekts führen Sie eine Abstimmung durch. 

5.  Verfassen Sie eine Beschlussempfehlung. Darin soll die mehrheitliche 
Meinung der Ausschussmitglieder deutlich werden. Begründen Sie die 
Ansichten des Ausschusses, damit Ihre Kolleginnen und Kollegen, die an der 
Sitzung nicht teilgenommen haben, die Empfehlung nachvollziehen können.

6.  Als Ausschussvorsitzende/-r müssen Sie die Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses in der zweiten Beratung vorstellen. Notieren Sie 
sich wichtige Punkte oder schreiben Sie bis zur zweiten Beratung eine Rede.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1.  Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und die 
Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2.  Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3.  Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung nicht gut, können Sie einen Än-
derungsantrag einbringen. Dafür können Sie mit anderen Fraktionen zusam-
menarbeiten. Über die Änderungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4.  Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Als Vorsitzende/-r des 
federführenden Ausschusses stellen Sie die Beschlussempfehlung Ihres Aus-
schusses vor. Sie stimmen über den Gesetzentwurf und mögliche Änderungs-
anträge mit ab.

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie zusätzlich folgende Aufgaben:

Sie sind Vorsitzende/-r des  ___________________________________________________________________.
Die Ausschüsse sind Expertengruppen, in denen Abgeordnete über spezielle Themenbereiche diskutie-
ren. Der Gesetzentwurf wird dabei inhaltlich diskutiert und die Argumente aller Fraktionen abgewogen. 
Das Ziel ist es, eine mehrheitliche Beschlussempfehlung für die zweite Beratung im Plenum abzugeben.

Sie sind dabei der Moderator bzw. die Moderatorin. Leiten Sie den Ausschuss daher möglichst neutral. 
Sie achten darauf, dass die Abgeordneten fair zu Wort kommen und sich gegenseitig aussprechen las-
sen. Als Vermittler/-in sorgen Sie dafür, dass alle relevanten Aspekte diskutiert werden. Gegebenenfalls 
schlagen Sie Kompromisse vor. Sie sind dafür verantwortlich, dass der Ausschuss seine Beschlussemp-
fehlung pünktlich vorlegt.

Beachten Sie, dass Sie als Ausschussvorsitzende/-r auch gleichzeitig Abgeordnete/-r, Partei- und 
Fraktionsmitglied sind.

Platz für Notizen:

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des federführenden Ausschusses
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ERSTE  
FRAKTIONSSITZUNG

Sie nehmen als Fraktionsmitglied an der Sitzung teil.

ERSTE BERATUNG 
(Plenum)

Nehmen Sie gemeinsam mit allen anderen Abgeordneten an der Sitzung teil. 
Notieren Sie sich die wichtigsten Punkte aus den Reden der anderen Fraktio-
nen. Als Ausschussvorsitzende/-r ist es Ihnen wichtig, alle Argumente (auch 
unabhängig von Ihrer Partei) zu kennen und stets nach Kompromissen zu 
suchen.

AUSSCHUSSSITZUNG 

Sie leiten die Ausschusssitzung. Sie rufen die Kolleginnen und Kollegen nach 
einem Handzeichen auf. Eventuell kann Ihnen eine Liste der Wortmeldungen 
helfen, den Überblick zu behalten. Achten Sie darauf, dass alle Fraktionen 
gleichberechtigt zu Wort kommen. Teilen Sie sich die Zeit so ein, dass Ihr Aus-
schuss pünktlich eine Beschlussempfehlung abgeben kann. Nutzen Sie die ent-
sprechende Vorlage, um sich während der Sitzung Notizen zu den Positionen 
der unterschiedlichen Fraktionen zu machen; das erleichtert Ihnen die nachher 
die Abstimmung über eventuelle Änderungen des Gesetzentwurfs.

Die Ausschusssitzung läuft folgendermaßen ab:
1. Sie begrüßen alle Kolleginnen und Kollegen zur Ausschusssitzung.

2.  Die Fraktionen können kurz ihre Positionen vorstellen. Sind sie für oder 
gegen den Gesetzentwurf? Welche Punkte sind der jeweiligen Fraktion 
besonders wichtig? Das bleibt zunächst unkommentiert. Sie können dadurch 
mögliche Diskussionspunkte erkennen und sich notieren.

3.  Informieren Sie Ihren Ausschuss über die Empfehlung des mitberatenden 
Ausschusses. Wie wurde diese Empfehlung begründet?

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.7 Arbeitsauftrag Vorsitz federführender Ausschuss Planspiel 4 – B Simulationsphase – B6.7 Arbeitsauftrag Vorsitz federführender Ausschuss

AUSSCHUSSSITZUNG
(Fortsetzung)

4. �Über den Gesetzentwurf wird inhaltlich diskutiert. Welche Aspekte sollten 
wegfallen, neu hinzukommen oder verändert werden? Achten Sie darauf, 
dass Sie hauptsächlich über Aspekte diskutieren, für die Ihr Ausschuss zu-
ständig ist (siehe Leitfragen für die Ausschüsse im Szenario). Berücksichti-
gen Sie die Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses. Zum Abschluss 
jeden Aspekts führen Sie eine Abstimmung durch. 

5. �Verfassen Sie eine Beschlussempfehlung. Darin soll die mehrheitliche 
Meinung der Ausschussmitglieder deutlich werden. Begründen Sie die 
Ansichten des Ausschusses, damit Ihre Kolleginnen und Kollegen, die an der 
Sitzung nicht teilgenommen haben, die Empfehlung nachvollziehen können.

6. �Als Ausschussvorsitzende/-r müssen Sie die Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses in der zweiten Beratung vorstellen. Notieren Sie 
sich wichtige Punkte oder schreiben Sie bis zur zweiten Beratung eine Rede.

ZWEITE 
FRAKTIONSSITZUNG

1. �Informieren Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen über die Geschehnisse und die 
Arbeit in Ihrem Ausschuss. Was waren besonders wichtige Punkte? Welche 
der anderen Fraktionen haben ähnliche Positionen vertreten? 

2. �Diskutieren Sie gemeinsam mit Ihrer Fraktion über die endgültige Position 
Ihrer Fraktion bei der Schlussabstimmung. Bringen Sie die Erkenntnisse aus 
den Ausschüssen mit ein. 

3. �Findet Ihre Fraktion die Beschlussempfehlung nicht gut, können Sie einen Än-
derungsantrag einbringen. Dafür können Sie mit anderen Fraktionen zusam-
menarbeiten. Über die Änderungsanträge wird im Plenum abgestimmt. 

4. �Verfassen Sie in Ihrer Fraktion eine zweite Stellungnahme für das abschlie-
ßende Plenum und entscheiden Sie gemeinsam, welches Fraktionsmitglied 
die Rede hält. 

ZWEITE + ggf. DRITTE 
BERATUNG (Plenum) 

Sie nehmen als Abgeordnete/-r an der Sitzung teil. Als Vorsitzende/-r des 
federführenden Ausschusses stellen Sie die Beschlussempfehlung Ihres Aus-
schusses vor. Sie stimmen über den Gesetzentwurf und mögliche Änderungs-
anträge mit ab.

Im Verlauf des Gesetzgebungsprozesses haben Sie zusätzlich folgende Aufgaben:

Sie sind Vorsitzende/-r des  ___________________________________________________________________.
Die Ausschüsse sind Expertengruppen, in denen Abgeordnete über spezielle Themenbereiche diskutie-
ren. Der Gesetzentwurf wird dabei inhaltlich diskutiert und die Argumente aller Fraktionen abgewogen. 
Das Ziel ist es, eine mehrheitliche Beschlussempfehlung für die zweite Beratung im Plenum abzugeben.

Sie sind dabei der Moderator bzw. die Moderatorin. Leiten Sie den Ausschuss daher möglichst neutral. 
Sie achten darauf, dass die Abgeordneten fair zu Wort kommen und sich gegenseitig aussprechen las-
sen. Als Vermittler/-in sorgen Sie dafür, dass alle relevanten Aspekte diskutiert werden. Gegebenenfalls 
schlagen Sie Kompromisse vor. Sie sind dafür verantwortlich, dass der Ausschuss seine Beschlussemp-
fehlung pünktlich vorlegt.

Beachten Sie, dass Sie als Ausschussvorsitzende/-r auch gleichzeitig Abgeordnete/-r, Partei- und 
Fraktionsmitglied sind.

Platz für Notizen:

Arbeitsauftrag Vorsitzende/-r des federführenden Ausschusses
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Hinweis: Die Reihenfolge der Fraktionen gibt die Sitzordnung im Ausschuss aus Sicht des Vorsitzes von links nach rechts vor.
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Begründung:

§___ Absatz (___) des vorliegenden Gesetzentwurfs soll
 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

  Folgende Formulierung soll zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden, und zwar  
als Absatz (__) in § ___:

Begründung:

______________________________________  ______________________________________
Datum, Ort        Ausschussvorsitzende/-r

Vorlage Empfehlung des mitberatenden Ausschusses
 
Der mitberatende Ausschuss schlägt dem federführenden Ausschuss mehrheitlich folgende  
Änderungen des vorliegenden Gesetzentwurfs vor:

§___ Absatz (___) des vorliegenden Gesetzentwurfs soll
 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

  Folgende Formulierung soll zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden, und zwar 
als Absatz (___) in § ___:

Begründung:

§___ Absatz (___) des vorliegenden Gesetzentwurfs soll
 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

 mit folgendem Wortlaut zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7.2 Vorlage Empfehlung mitberatender Ausschuss Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7.2 Vorlage Empfehlung mitberatender Ausschuss
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______________________________________  ______________________________________
Datum, Ort        Ausschussvorsitzende/-r

Vorlage Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses
 
Der federführende 

________________________________________________________________________________________ 

hat sich mit dem Gesetzentwurf über 

_________________________________________________________________________________ befasst. 

Unter Berücksichtigung der Ergebnisse des mitberatenden Ausschusses für

________________________________________________________________________________________

schlagen wir vor, 
 den Gesetzentwurf abzulehnen. 
 den Gesetzentwurf ohne Änderungen anzunehmen.
 den Gesetzentwurf in der folgenden Fassung anzunehmen:

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7.3 Vorlage Beschlussempfehlung federführender Ausschuss Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7.3 Vorlage Beschlussempfehlung federführender Ausschuss

ENTWURF DER 
_____-FRAKTION 
(siehe Gesetzentwurf)

ÄNDERUNGEN IN DER AUSSCHUSSFASSUNG

§___ ABSATZ (___)

§___ ABSATZ (___)

§___ ABSATZ (___)

ENTWURF DER 
_____-FRAKTION 
(siehe Gesetzentwurf)

ÄNDERUNGEN IN DER AUSSCHUSSFASSUNG

§___ ABSATZ (___)

§___ ABSATZ (___)
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Datum, Ort        Ausschussvorsitzende/-r

Vorlage Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7.5 Vorlage Liste angenommene Änderungen

Vorlage Liste der angenommenen Änderungen

Der Landtag von Baden-Württemberg hat am ________________ folgende Änderungen beschlossen: 

Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7.4 Vorlage Änderungsantrag

Vorlage Änderungsantrag
 
der _____-Fraktion

zu dem Gesetzentwurf

__________________________________________________________________________________________

§___ Absatz (___) des vorliegenden Gesetzentwurfs soll
 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

  Folgende Formulierung soll zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden, und zwar 
als Absatz (__) in § ___:

Begründung:

______________________________________  ______________________________________
Datum, Ort        Unterschrift Fraktionsvorsitz
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Planspiel 4 – B Simulationsphase – B7.4 Vorlage Änderungsantrag

Vorlage Änderungsantrag
 
der _____-Fraktion

zu dem Gesetzentwurf

__________________________________________________________________________________________

§___ Absatz (___) des vorliegenden Gesetzentwurfs soll
 nicht aufgenommen werden.
 in der folgenden veränderten Version aufgenommen werden:

  Folgende Formulierung soll zusätzlich in den Gesetzentwurf aufgenommen werden, und zwar 
als Absatz (__) in § ___:

Begründung:

______________________________________  ______________________________________
Datum, Ort        Unterschrift Fraktionsvorsitz
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B9 Namensschilder
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Planspiel 4 – C Auswertungsphase – C1 Handreichung zum Debriefing Planspiel 4 – C Auswertungsphase – C1 Handreichung zum Debriefing

Handreichung zum Debriefing

Wie bereits unter „Didaktische und methodi-
sche Hinweise“ erläutert, besteht das Planspiel 
aus insgesamt drei Phasen und endet dement-
sprechend nicht mit dem Ende der Simulations-
phase. Die abschließende Auswertungsphase 
und insbesondere das Debriefing nehmen eine 
wichtige Rolle im Hinblick auf die Erreichung der 
Lernziele ein. Crookalls (1992) Bezeichnung des 
Debriefings als „wahrscheinlich wichtigster Teil 
eines Planspiels“ untermauert das. Diese Hand-
reichung dient der Unterstützung der Spielleitung 
beim Debriefing. Allerdings sollten die konkreten 
Inhalte des Debriefings sowie dessen Umfang vom 
Verlauf des Planspiels abhängig gemacht werden. 
Die Spielleitung soll im Debriefing moderierend 
tätig sein, den Teilnehmenden jedoch den Raum 
für ein induktives Lernen geben. Es ist wichtig, 
sich klarzumachen, dass in der Reflexion nicht alle 
Aspekte ausgewertet werden können. Daher ist es 
durchaus sinnvoll, vorab einen Fokus zu setzen, 
wobei die Dimensionen des Politischen (policy, po-
lity, politics) helfen können.

Das Debriefing sollte nicht in derselben Sitz-
ordnung durchgeführt werden wie der letzte Ab-
schnitt der Simulationsphase. Für das Debriefing 
eignet sich besonders ein Stuhlkreis, da hierbei 
ein Unterrichtsgespräch gut moderiert werden 
kann und die Teilnehmenden sich gegenseitig in 
die Augen sehen können. Ausgehend von dieser 
Situation kann das Debriefing durch auflockern-
de Methoden (Positionslinie, Positionierung in den 
vier Ecken, Daumenabfrage etc.) ansprechender 
gestaltet werden.

Das Debriefing kann in mehrere Phasen unter-
teilt werden, die nicht immer völlig trennscharf 
sein müssen. Die folgende Unterteilung orientiert 
sich an der Phasierung, die der Dachverband zur 
Förderung der Planspielmethode im deutschspra-
chigen Raum, SAGSAGA (Swiss Austrian German 
Simulation and Gaming Association), vorschlägt.

1. Rollendistanzierung
Ziel dieser Phase ist es, den Teilnehmenden 

zu verdeutlichen, dass die Simulationsphase nun 
beendet ist und sie nicht mehr in ihren Rollen als 
Politiker/-innen agieren. Zudem sollte hier noch-
mals für alle Teilnehmenden klargemacht werden, 
zu welchem Ergebnis das Planspiel geführt hat.

Methodisch kann das unterstützt werden, in-
dem die Teilnehmenden ihre Namensschilder 
abnehmen und zusammengeknüllt in einen Pa-
pierkorb werfen, den die Spielleitung herumreicht 
oder in die Mitte des Kreises stellt. Optional kann 
zudem die Rolle vom eigenen Körper „abgeschüt-
telt“ werden, indem die Teilnehmenden gemein-
sam ihre Beine, Arme und Hände ausschütteln.

Die Spielleitung sollte im weiteren Verlauf des 
Debriefings darauf achten, dass insbesondere 
in sprachlicher Hinsicht eine Trennung zwischen 
den Rollen der Simulationsphase und den „realen“ 
Teilnehmenden erfolgt.

2. Abfangen/Bündeln der Gefühle
Ziel dieser Phase ist es, zum einen eine Grund-

lage für das gesamte Debriefing zu schaffen und 
zum anderen den Teilnehmenden die Gelegenheit 
zu geben, mögliche (extreme) Gefühle während 
der Simulationsphase mit den anderen Teilneh-
menden zu teilen. Während der Simulationsphase 
werden die Teilnehmenden eventuell mit Situatio-
nen konfrontiert, die für sie neu sind oder eine be-
sondere Herausforderung darstellen. Damit eine 
sachliche Auswertung des Planspiels erfolgen 
kann, ist diese Phase sehr wichtig.

Methodisch eignet sich für diese Phase beson-
ders die Durchführung eines Blitzlichts, bei dem 
der Reihe nach jede Teilnehmerin und jeder Teil-
nehmer kurz die eigenen Gefühle darlegen soll. 
Folgende Ausgangsfragen eignen sich dafür:

› �Wie geht es euch nach der Simulationsphase?
› �Wie habt ihr euch in eurer Rolle gefühlt?
› �Wie gut konntet ihr euch mit eurer Rolle identi-

fizieren? 
› �Wie zufrieden seid ihr persönlich, also außer-

halb eurer Rolle, mit dem Verlauf des Plan-
spiels? 

3. Spielanalyse
Ziel dieser Phase ist es, konkreter als in der 

vorausgehenden Phase den Spielverlauf zu analy-
sieren und Revue passieren zu lassen.

Methodisch eignet sich hierfür ein reines Unter-
richtsgespräch besonders gut, wobei möglicher-
weise das Schaubild zum Gesetzgebungsprozess 
nochmals zur Visualisierung verwendet werden 
kann. Die Spielleitung kann in dieser Phase bereits 
einzelne Aspekte besonders hervorheben (Phasen 
des Gesetzgebungsprozesses, Kommunikation 
innerhalb einer Fraktion, Kommunikation zwi-
schen den Fraktionen, Meinungsbildungsprozess 
der Rolle etc.). Diese Aspekte sollten sich an den 
übergeordneten Lernzielen orientieren. Folgende 
Ausgangsfragen können sich dementsprechend 
für diese Phase eignen:

›  Was ist nacheinander in der Simulationsphase 
passiert? In welchen Gruppen wurde diskutiert?

›  Wie hat sich der ursprüngliche Gesetzentwurf 
im Verlauf des Prozesses verändert?

›  Waren die Mitglieder der verschiedenen Fraktio-
nen immer derselben Meinung?

›  Welche Strategien haben die verschiedenen 
Fraktionen genutzt?

›  Wie haben sich einzelne Rollen dargestellt?
›  Hat sich der Fraktions- bzw. Ausschussvorsitz 

anders verhalten als die restlichen Rollen?
›  Haben sich die Fraktionen außerhalb von offizi-

ellen Sitzungen abgesprochen?
›  Wie wurden Diskussionen geführt (innerhalb der 

Fraktion, im Ausschuss, im Plenum)?
›  Welche Konflikte (inhaltliche, aber eventuell 

auch interpersonale) gab es im Spielverlauf? 
Wie wurden sie gelöst?

›  Welche Ziele haben die verschiedenen Fraktio-
nen verfolgt?

4. Spielreflexion
Das Ziel dieser Phase ist es, ausgehend von 

den Erkenntnissen der Spielanalyse einen Schritt 
weiterzugehen und Erklärungsmöglichkeiten für 
einzelne Geschehnisse des Spielverlaufs heraus-
zustellen. Zudem sollen der Spielverlauf sowie 
das Ergebnis bewertet werden.

Auch hierfür eignet sich insbesondere das Un-
terrichtsgespräch im Stuhlkreis, da diese Phase 
eng mit der Spielanalyse zusammenhängt. Fol-
gende Fragen können je nach Fokus für diese Pha-
se herangezogen werden:

›  Wie lässt sich der Spielverlauf insgesamt erklären?
›  Wie erklärt ihr die besondere Stellung des Frak-

tions- bzw. Ausschussvorsitzes?
›  Wie bewertet ihr die Neutralität des Landtags-

präsidenten/der Landtagspräsidentin in den 
Plenarsitzungen?

›  Wie bewertet ihr das Ergebnis? War der Ent-
scheidungsfindungsprozess gerecht? Warum 
(nicht)? 

›  Wie hätte eine Entscheidung sonst getroffen 
werden können?

›  Wie bewertet ihr den Erfolg der verschiedenen 
Fraktionen?

›  Welche Auswirkungen hatten konkrete Äußerun-
gen oder Handlungen?

5. Transfer
Ziel dieser Phase des Debriefings ist es, das 

Planspiel samt seinen Inhalten und Prozessen 
mit der Realität in Verbindung zu setzen und die 
Grundlage für den Transfer zu schaffen. Allerdings 
ist zu beachten, dass die Teilnehmenden einen 
vollständigen Transfer möglicherweise nicht auf 
Anhieb leisten können. 

Methodisch eignet sich hierfür, insbesondere 
als Abgrenzung zu den vorausgegangenen Pha-
sen, eine Positionslinie. Dabei kann zunächst ab-
gefragt werden, für wie realistisch die Teilneh-
menden den Verlauf der Simulationsphase halten. 
Ausgehend davon können weitere Positionslinien 
oder ein Unterrichtsgespräch erfolgen. Dabei ist 
die Fokussetzung enorm wichtig, damit die Teil-
nehmenden nicht von Informationen überhäuft 
werden und das Planspiel demotiviert beenden. 
Folgende Fragen könnten dem Transfer dienen:

›  Welche Aspekte der Simulationsphase waren 
(un-)realistisch?

›  Interagieren Landtagsabgeordnete ähnlich wie 
ihr untereinander?
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Handreichung zum Debriefing

Wie bereits unter „Didaktische und methodi-
sche Hinweise“ erläutert, besteht das Planspiel 
aus insgesamt drei Phasen und endet dement-
sprechend nicht mit dem Ende der Simulations-
phase. Die abschließende Auswertungsphase 
und insbesondere das Debriefing nehmen eine 
wichtige Rolle im Hinblick auf die Erreichung der 
Lernziele ein. Crookalls (1992) Bezeichnung des 
Debriefings als „wahrscheinlich wichtigster Teil 
eines Planspiels“ untermauert das. Diese Hand-
reichung dient der Unterstützung der Spielleitung 
beim Debriefing. Allerdings sollten die konkreten 
Inhalte des Debriefings sowie dessen Umfang vom 
Verlauf des Planspiels abhängig gemacht werden. 
Die Spielleitung soll im Debriefing moderierend 
tätig sein, den Teilnehmenden jedoch den Raum 
für ein induktives Lernen geben. Es ist wichtig, 
sich klarzumachen, dass in der Reflexion nicht alle 
Aspekte ausgewertet werden können. Daher ist es 
durchaus sinnvoll, vorab einen Fokus zu setzen, 
wobei die Dimensionen des Politischen (policy, po-
lity, politics) helfen können.

Das Debriefing sollte nicht in derselben Sitz-
ordnung durchgeführt werden wie der letzte Ab-
schnitt der Simulationsphase. Für das Debriefing 
eignet sich besonders ein Stuhlkreis, da hierbei 
ein Unterrichtsgespräch gut moderiert werden 
kann und die Teilnehmenden sich gegenseitig in 
die Augen sehen können. Ausgehend von dieser 
Situation kann das Debriefing durch auflockern-
de Methoden (Positionslinie, Positionierung in den 
vier Ecken, Daumenabfrage etc.) ansprechender 
gestaltet werden.

Das Debriefing kann in mehrere Phasen unter-
teilt werden, die nicht immer völlig trennscharf 
sein müssen. Die folgende Unterteilung orientiert 
sich an der Phasierung, die der Dachverband zur 
Förderung der Planspielmethode im deutschspra-
chigen Raum, SAGSAGA (Swiss Austrian German 
Simulation and Gaming Association), vorschlägt.

1. Rollendistanzierung
Ziel dieser Phase ist es, den Teilnehmenden 

zu verdeutlichen, dass die Simulationsphase nun 
beendet ist und sie nicht mehr in ihren Rollen als 
Politiker/-innen agieren. Zudem sollte hier noch-
mals für alle Teilnehmenden klargemacht werden, 
zu welchem Ergebnis das Planspiel geführt hat.

Methodisch kann das unterstützt werden, in-
dem die Teilnehmenden ihre Namensschilder 
abnehmen und zusammengeknüllt in einen Pa-
pierkorb werfen, den die Spielleitung herumreicht 
oder in die Mitte des Kreises stellt. Optional kann 
zudem die Rolle vom eigenen Körper „abgeschüt-
telt“ werden, indem die Teilnehmenden gemein-
sam ihre Beine, Arme und Hände ausschütteln.

Die Spielleitung sollte im weiteren Verlauf des 
Debriefings darauf achten, dass insbesondere 
in sprachlicher Hinsicht eine Trennung zwischen 
den Rollen der Simulationsphase und den „realen“ 
Teilnehmenden erfolgt.

2. Abfangen/Bündeln der Gefühle
Ziel dieser Phase ist es, zum einen eine Grund-

lage für das gesamte Debriefing zu schaffen und 
zum anderen den Teilnehmenden die Gelegenheit 
zu geben, mögliche (extreme) Gefühle während 
der Simulationsphase mit den anderen Teilneh-
menden zu teilen. Während der Simulationsphase 
werden die Teilnehmenden eventuell mit Situatio-
nen konfrontiert, die für sie neu sind oder eine be-
sondere Herausforderung darstellen. Damit eine 
sachliche Auswertung des Planspiels erfolgen 
kann, ist diese Phase sehr wichtig.

Methodisch eignet sich für diese Phase beson-
ders die Durchführung eines Blitzlichts, bei dem 
der Reihe nach jede Teilnehmerin und jeder Teil-
nehmer kurz die eigenen Gefühle darlegen soll. 
Folgende Ausgangsfragen eignen sich dafür:

›  Wie geht es euch nach der Simulationsphase?
›  Wie habt ihr euch in eurer Rolle gefühlt?
›  Wie gut konntet ihr euch mit eurer Rolle identi-

fizieren? 
›  Wie zufrieden seid ihr persönlich, also außer-

halb eurer Rolle, mit dem Verlauf des Plan-
spiels? 

3. Spielanalyse
Ziel dieser Phase ist es, konkreter als in der 

vorausgehenden Phase den Spielverlauf zu analy-
sieren und Revue passieren zu lassen.

Methodisch eignet sich hierfür ein reines Unter-
richtsgespräch besonders gut, wobei möglicher-
weise das Schaubild zum Gesetzgebungsprozess 
nochmals zur Visualisierung verwendet werden 
kann. Die Spielleitung kann in dieser Phase bereits 
einzelne Aspekte besonders hervorheben (Phasen 
des Gesetzgebungsprozesses, Kommunikation 
innerhalb einer Fraktion, Kommunikation zwi-
schen den Fraktionen, Meinungsbildungsprozess 
der Rolle etc.). Diese Aspekte sollten sich an den 
übergeordneten Lernzielen orientieren. Folgende 
Ausgangsfragen können sich dementsprechend 
für diese Phase eignen:

› �Was ist nacheinander in der Simulationsphase 
passiert? In welchen Gruppen wurde diskutiert?

› �Wie hat sich der ursprüngliche Gesetzentwurf 
im Verlauf des Prozesses verändert?

› �Waren die Mitglieder der verschiedenen Fraktio-
nen immer derselben Meinung?

› �Welche Strategien haben die verschiedenen 
Fraktionen genutzt?

› �Wie haben sich einzelne Rollen dargestellt?
› �Hat sich der Fraktions- bzw. Ausschussvorsitz 

anders verhalten als die restlichen Rollen?
› �Haben sich die Fraktionen außerhalb von offizi-

ellen Sitzungen abgesprochen?
› �Wie wurden Diskussionen geführt (innerhalb der 

Fraktion, im Ausschuss, im Plenum)?
› �Welche Konflikte (inhaltliche, aber eventuell 

auch interpersonale) gab es im Spielverlauf? 
Wie wurden sie gelöst?

› �Welche Ziele haben die verschiedenen Fraktio-
nen verfolgt?

4. Spielreflexion
Das Ziel dieser Phase ist es, ausgehend von 

den Erkenntnissen der Spielanalyse einen Schritt 
weiterzugehen und Erklärungsmöglichkeiten für 
einzelne Geschehnisse des Spielverlaufs heraus-
zustellen. Zudem sollen der Spielverlauf sowie 
das Ergebnis bewertet werden.

Auch hierfür eignet sich insbesondere das Un-
terrichtsgespräch im Stuhlkreis, da diese Phase 
eng mit der Spielanalyse zusammenhängt. Fol-
gende Fragen können je nach Fokus für diese Pha-
se herangezogen werden:

› �Wie lässt sich der Spielverlauf insgesamt erklären?
› �Wie erklärt ihr die besondere Stellung des Frak-

tions- bzw. Ausschussvorsitzes?
› �Wie bewertet ihr die Neutralität des Landtags-

präsidenten/der Landtagspräsidentin in den 
Plenarsitzungen?

› �Wie bewertet ihr das Ergebnis? War der Ent-
scheidungsfindungsprozess gerecht? Warum 
(nicht)? 

› �Wie hätte eine Entscheidung sonst getroffen 
werden können?

› �Wie bewertet ihr den Erfolg der verschiedenen 
Fraktionen?

› �Welche Auswirkungen hatten konkrete Äußerun-
gen oder Handlungen?

5. Transfer
Ziel dieser Phase des Debriefings ist es, das 

Planspiel samt seinen Inhalten und Prozessen 
mit der Realität in Verbindung zu setzen und die 
Grundlage für den Transfer zu schaffen. Allerdings 
ist zu beachten, dass die Teilnehmenden einen 
vollständigen Transfer möglicherweise nicht auf 
Anhieb leisten können. 

Methodisch eignet sich hierfür, insbesondere 
als Abgrenzung zu den vorausgegangenen Pha-
sen, eine Positionslinie. Dabei kann zunächst ab-
gefragt werden, für wie realistisch die Teilneh-
menden den Verlauf der Simulationsphase halten. 
Ausgehend davon können weitere Positionslinien 
oder ein Unterrichtsgespräch erfolgen. Dabei ist 
die Fokussetzung enorm wichtig, damit die Teil-
nehmenden nicht von Informationen überhäuft 
werden und das Planspiel demotiviert beenden. 
Folgende Fragen könnten dem Transfer dienen:

› �Welche Aspekte der Simulationsphase waren 
(un-)realistisch?

› �Interagieren Landtagsabgeordnete ähnlich wie 
ihr untereinander?



126 Die Gesetzgebung im Landtag Die Gesetzgebung im Landtag 127

Planspiel 4 – C Auswertungsphase – C1 Handreichung zum Debriefing

› �Welche Koalition haben wir aktuell im Landtag? 
Wer ist Ministerpräsident/-in? 

› �Wer ist aktuell Landtagspräsident/-in? Welche 
Aufgaben hat er/sie?

› �Welche Abgeordneten sind jeweils tatsächlich 
die Ausschussvorsitzenden? Welcher Fraktion 
gehören sie an? 

› �Wer hätte tatsächlich über einen solchen Ge-
setzentwurf verhandelt? Welche Akteure wären 
noch involviert gewesen?

› �Welche Rolle spielt die Opposition? 
› �Wäre ein solcher Gesetzentwurf tatsächlich 

denkbar?
› �Wie ist die aktuelle Debatte zu diesem Thema?
› �Welche Folgen hätte das Ergebnis in der Reali-

tät?
› �Wie ist das Verhältnis Bund/Länder bei Ent-

scheidungen?
› �Welche Veränderungsvorschläge hättet ihr für 

den Gesetzgebungsprozess im Landtag?
› �Wie hättet ihr persönlich über einen solchen 

Gesetzentwurf entschieden?

6.	 Konkreter Lerneffekt
Diese letzte Phase kann ergänzt werden, um 

den Teilnehmenden untereinander, aber auch der 
Spielleitung gegenüber ein Fazit zu ermöglichen 
und weitere Lernmöglichkeiten anzustoßen. Dabei 
kann jede/-r erneut in einem Blitzlicht den persön-
lichen Lerneffekt des Planspiels darstellen. Als 
Impuls können folgende Fragen dienen:

› �Was hast du heute gelernt?
› �Was nimmst du mit?
› �An welcher Stelle unterscheidet sich deine 

Vorstellung am stärksten vom tatsächlichen 
Prozess?

Besonderheiten der Szenarien, die im  
Debriefing aufgegriffen werden können

Szenario „Wählen ab 16“
› �Warum wurde eine Zweidrittelmehrheit 

(nicht) gefunden? Wie war der Weg  
dorthin?  
Gab es besonders relevante Gespräche?

› �Wie bewertet ihr die Hürde einer Zweidrit-
telmehrheit für Verfassungsänderungen?

› �Wann gab es tatsächlich die letzte Verfas-
sungsänderung?

› �Wie bewertet ihr die Macht der Opposi-
tionsfraktionen bei einem Entwurf für 
Verfassungsänderungen (Zweidrittel-
mehrheit) und bei einem regulären Ge-
setzentwurf? 

› �Braucht es eurer Meinung nach bei  
Verfassungsänderungen eine dritte  
Beratung? Warum?

› �Welche besondere Funktion hat der  
Ständige Ausschuss?

Szenario „Verpflichtender Dienst“
› �Was haltet ihr persönlich von der Idee 

eines verpflichtenden Dienstes an der 
Gesellschaft während der Schulzeit?

› �Hättet ihr euch einen solchen Dienst als 
Schülerinnen und Schüler gewünscht?

› �Welche Aspekte habt ihr vermisst?

Planspiel 4 – Anhang

Planspiel 4 „Wie läuft’s?“ – Die Gesetzgebung im Landtag 
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›  Welche Koalition haben wir aktuell im Landtag? 
Wer ist Ministerpräsident/-in? 

›  Wer ist aktuell Landtagspräsident/-in? Welche 
Aufgaben hat er/sie?

›  Welche Abgeordneten sind jeweils tatsächlich 
die Ausschussvorsitzenden? Welcher Fraktion 
gehören sie an? 

›  Wer hätte tatsächlich über einen solchen Ge-
setzentwurf verhandelt? Welche Akteure wären 
noch involviert gewesen?

›  Welche Rolle spielt die Opposition? 
›  Wäre ein solcher Gesetzentwurf tatsächlich 

denkbar?
›  Wie ist die aktuelle Debatte zu diesem Thema?
›  Welche Folgen hätte das Ergebnis in der Reali-

tät?
›  Wie ist das Verhältnis Bund/Länder bei Ent-

scheidungen?
›  Welche Veränderungsvorschläge hättet ihr für 

den Gesetzgebungsprozess im Landtag?
›  Wie hättet ihr persönlich über einen solchen 

Gesetzentwurf entschieden?

6. Konkreter Lerneffekt
Diese letzte Phase kann ergänzt werden, um 

den Teilnehmenden untereinander, aber auch der 
Spielleitung gegenüber ein Fazit zu ermöglichen 
und weitere Lernmöglichkeiten anzustoßen. Dabei 
kann jede/-r erneut in einem Blitzlicht den persön-
lichen Lerneffekt des Planspiels darstellen. Als 
Impuls können folgende Fragen dienen:

›  Was hast du heute gelernt?
›  Was nimmst du mit?
›  An welcher Stelle unterscheidet sich deine 

Vorstellung am stärksten vom tatsächlichen 
Prozess?

Besonderheiten der Szenarien, die im  
Debriefing aufgegriffen werden können

Szenario „Wählen ab 16“
›  Warum wurde eine Zweidrittelmehrheit 

(nicht) gefunden? Wie war der Weg  
dorthin?  
Gab es besonders relevante Gespräche?

›  Wie bewertet ihr die Hürde einer Zweidrit-
telmehrheit für Verfassungsänderungen?

›  Wann gab es tatsächlich die letzte Verfas-
sungsänderung?

›  Wie bewertet ihr die Macht der Opposi-
tionsfraktionen bei einem Entwurf für 
Verfassungsänderungen (Zweidrittel-
mehrheit) und bei einem regulären Ge-
setzentwurf? 

›  Braucht es eurer Meinung nach bei  
Verfassungsänderungen eine dritte  
Beratung? Warum?

›  Welche besondere Funktion hat der  
Ständige Ausschuss?

Szenario „Verpflichtender Dienst“
›  Was haltet ihr persönlich von der Idee 

eines verpflichtenden Dienstes an der 
Gesellschaft während der Schulzeit?

›  Hättet ihr euch einen solchen Dienst als 
Schülerinnen und Schüler gewünscht?

›  Welche Aspekte habt ihr vermisst?
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Glossar

Änderungsantrag
Ein Änderungsantrag kann von Abgeordneten gestellt werden, wenn sie einen Entwurf für ein neues Ge-
setz teilweise abändern möchten.

Basisdemokratie
Als basisdemokratisch werden politische Verfahren bezeichnet, in denen die Bevölkerung direkt beteiligt 
wird. Beispiele dafür sind Volksabstimmungen oder andere Beteiligungsformen. Das Gegenteil davon ist 
die repräsentative Demokratie. Hierbei werden Repräsentanten und Repräsentantinnen gewählt, um politi-
sche Entscheidungen zu treffen, beispielsweise Abgeordnete im Landtag.

Bürgerbegehren
Das Bürgerbegehren ist die Vorstufe zum Bürgerentscheid und kann auf kommunaler Ebene eingereicht 
werden. An ein erfolgreiches Bürgerbegehren schließt sich meist ein Bürgerentscheid an. Solch ein Be-
gehren muss von mindestens 7 % der Bürger/-innen einer Gemeinde unterzeichnet werden.

Bürgerentscheid
Durch einen Bürgerentscheid können die Bürger/-innen einer Gemeinde selbst über ein konkretes Thema 
abstimmen, über das eigentlich der Gemeinderat abstimmen würde. Ein Bürgerentscheid folgt entweder 
auf ein erfolgreiches Bürgerbegehren oder es kann vom Gemeinderat selbst mit einer Zweidrittelmehr-
heit beschlossen werden. Die gestellte Frage wird dann von der Mehrheit der Stimmen entschieden. Diese 
Mehrheit muss gleichzeitig mindestens 20 % der Stimmberechtigten entsprechen (man spricht hier von 
einem Quorum).

Bundesebene
Das politische System der Bundesrepublik Deutschland ist in verschiedene Ebenen aufgeteilt. Politik, die 
ausschließlich das Land Baden-Württemberg betrifft, wird auf Landesebene im Landtag beschlossen (bei-
spielsweise Bildungspolitik, aber auch Verkehrspolitik in Baden-Württemberg). Im Deutschen Bundestag 
wird auf Bundesebene beschlossen, was ganz Deutschland betrifft (beispielsweise Außen- und Verteidi-
gungspolitik). 

Bundesfreiwilligendienst (BFD)
Dieser freiwillige Dienst kann von allen Personen nach dem Ende der Schulpflicht absolviert werden. Er 
kann im sozialen, ökologischen, kulturellen sowie sportlichen Bereich oder im Zivil- und Katastrophen-
schutz geleistet werden. Der Dienst dauert meistens ein Jahr.

Chancengerechtigkeit
Dieser Begriff bedeutet, dass es gerechte Bedingungen und gleiche Voraussetzungen für alle in der 
(Schul-)Ausbildung geben soll. Häufig wird darunter verstanden, dass Jugendliche nicht benachteiligt 
werden sollen, falls ihre Familien zum Beispiel weniger Geld besitzen als andere. Aber was gerecht ist, 
wird von jedem Menschen unterschiedlich gesehen; daher verstehen verschiedene Menschen auch unter 
Chancengerechtigkeit unterschiedliche Dinge.

Demografischer Wandel
Mit diesem Begriff wird die aktuelle Tendenz der Bevölkerungsentwicklung in Deutschland beschrieben: 
Seit rund 45 Jahren ist die Sterberate größer als die Geburtenrate. Gleichzeitig steigt die Lebenserwar-
tung der Bevölkerung. Beides führt dazu, dass es weniger junge und immer mehr alte Menschen gibt. Die 
Bevölkerung wird also im Schnitt immer älter und schrumpft zudem ohne Zuzug.

Deutsche bzw. Deutscher
Deutsche/-r im Sinne des Grundgesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt.

Fachkräftemangel
Als Fachkraft wird jemand bezeichnet, der in einem bestimmten Bereich (fach-)spezifische Fertigkeiten 
erworben hat. Von Fachkräftemangel spricht man, wenn in einem Arbeitsbereich eine bedeutende Anzahl 
von Arbeitsplätzen nicht besetzt werden kann, weil auf dem Arbeitsmarkt keine Mitarbeiter/-innen (Fach-
kräfte) mit den benötigten Fertigkeiten und Kenntnissen zur Verfügung stehen.

Fraktion
Eine Fraktion ist ein Zusammenschluss von Abgeordneten aus der gleichen Partei oder von Abgeordne-
ten mit ähnlichen Zielen. Eine Fraktion arbeitet in einem Parlament zusammen. Sie möchte die Ziele ihrer 
Mitglieder durchsetzen. Mehrere Fraktionen können zusammen eine Koalition bilden.

Freiwilliger Wehrdienst (FWD)
Seit Aussetzung der allgemeinen Wehrpflicht im Jahr 2011 ermöglicht der freiwillige Wehrdienst es be-
stimmten Personen, für sieben bis maximal 23 Monate bei der Bundeswehr einen Dienst zu absolvieren. 
Als geeignet gelten dabei alle Personen, die mindestens 17 Jahre alt sind, die deutsche Staatsbürger-
schaft besitzen und die Vollzeitschulpflicht (Mindestanzahl an Schuljahren, je nach Bundesland unter-
schiedlich) absolviert haben.

Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ)
Das FSJ ist auch ein Freiwilligendienst, ähnlich wie der Bundesfreiwilligendienst. Allerdings kann das FSJ 
nur in sozialen Einrichtungen absolviert werden. Außerdem können nur Personen bis 27 Jahre einmalig 
ein FSJ leisten. Das FSJ wird von den Bundesländern organisiert.

Gemeinde
Eine Gemeinde ist die kleinste politische Verwaltungseinheit in Deutschland und bezeichnet sowohl Dörfer 
als auch Städte. Städte mit über 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern nennt man häufig Große Kreis-
städte, Städte über 100.000 Einwohner/-innen gelten als Großstädte. 

Gemeinderat
Der Gemeinderat ist das Hauptorgan der Gemeinde. Er legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde 
fest, fasst wichtige Beschlüsse, kontrolliert den Haushalt und überwacht die Verwaltung. Seine Mitglieder, die 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, werden vom Volk auf fünf Jahre gewählt. Die Anzahl der Mitglieder ist 
von der Zahl der Einwohner/-innen abhängig (8 bis 60). In Gemeinden mit räumlich getrennten Ortschaften 
gibt es neben einem Gemeinderat häufig auch einen Ortschaftsrat. Die Mitglieder der Ortschaftsräte werden 
bei der Gemeinderatswahl mitgewählt. Sie beraten bei Angelegenheiten, die den Teilort betreffen.
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Glossar
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Mehrheit muss gleichzeitig mindestens 20 % der Stimmberechtigten entsprechen (man spricht hier von 
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(Schul-)Ausbildung geben soll. Häufig wird darunter verstanden, dass Jugendliche nicht benachteiligt 
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Gewerkschaft
Eine Gewerkschaft ist der Zusammenschluss von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen, um ihre Inter-
essen gegenüber den Arbeitgebern und Arbeitgeberinnen gemeinsam zu vertreten.

Jugendgemeinderat (JGR)
Der Jugendgemeinderat ist eine politische Vertretung der Jugendlichen auf kommunaler Ebene, den die Ge-
meinde freiwillig einrichten kann. Er wird von den Jugendlichen demokratisch gewählt, arbeitet überparteilich 
und vertritt deren Interessen gegenüber den kommunalpolitischen Verantwortlichen. Neben dem JGR gibt es 
zahlreiche weitere Möglichkeiten, wie Jugendliche in der Gemeinde beteiligt werden können (z.  B. Jugendforum).

Kommunale Ebene
Die kommunale Ebene ist die unterste Verwaltungsebene in Deutschland und damit unter der Landes-
ebene angesiedelt. Zur kommunalen Ebene gehören die Gemeinden (inklusive Gemeinderat), (Ober-)
Bürgermeister/-in und Landkreise (inklusive Landrat bzw. Landrätin, Kreistag, …).

Landesverfassung
Die Landesverfassung regelt die wichtigsten Punkte, wie zum Beispiel das Wahlrecht, für die Landesebe-
ne. Damit steht die Landesverfassung über allen Gesetzen, die der Landtag verabschiedet. Die Landesver-
fassung ist sozusagen das Grundgesetz des Landes Baden-Württemberg.

Legislaturperiode
Als Legislaturperiode wird der Zeitabschnitt zwischen zwei Wahlen bezeichnet. In Baden-Württemberg 
beträgt eine Legislaturperiode des Landtags fünf Jahre. 

Nationalkonservativ
Dieser Begriff bezeichnet eine Denkart, deren Vorbild die eigene Nation mit traditionellen Werten ist. Oft 
sind Anhänger/-innen dieser Denkart ablehnend gegenüber Zuwanderung, der Europäischen Union und 
modernen Lebenskonzepten eingestellt.

Politikverdrossenheit
Der Begriff Politikverdrossenheit wird verwendet, um das wahrgenommene Desinteresse der Bevölkerung 
am politischen Geschehen zu beschreiben. Immer weniger Menschen sind Mitglieder in Parteien und die 
Wahlbeteiligung ist teilweise stark gesunken. Deshalb sind manche Personen der Meinung, dass sich die 
Bevölkerung insgesamt weniger für das politische Geschehen interessiert. Ob das allerdings tatsächlich 
der Fall ist, ist unklar.

Rechtsstaat
Als Rechtsstaat wird ein Staat bezeichnet, in dem Regierung und Verwaltung nur im Rahmen der beste-
henden Gesetze handeln dürfen. Staatliche Entscheidungen müssen von unabhängigen Gerichten über-
prüft werden können und die Grundrechte der Bürger/-innen müssen garantiert sein. Das Rechtsstaats-
prinzip gehört zu den grundlegenden Prinzipien unseres Staates und ist im Grundgesetz festgelegt.

Repräsentative Demokratie
Dieser Begriff bezeichnet die demokratische Herrschaftsform in Deutschland und anderen Ländern. Dabei 
werden politische Entscheidungen nicht direkt vom Volk getroffen, sondern vom Parlament als Volksver-
tretung. Auch die Kontrolle der Regierung liegt bei der Volksvertretung. Die Bevölkerung wählt das Parla-
ment und kann sich zudem in Parteien, Verbänden und Initiativen aktiv beteiligen.

Schülerpraktikum bei der Bundeswehr
Schüler/-innen können in Deutschland ab einem Alter von 14 Jahren ein zwei- bis dreiwöchiges Praktikum 
bei der Bundeswehr absolvieren. Es bietet einen Einblick in die beruflichen Möglichkeiten bei der Bundes-
wehr.

Solidarität
Sich solidarisch zu verhalten bedeutet, anderen (meist Schwächeren) zu helfen und im Gegenzug dann, 
wenn man selbst Hilfe braucht, ebenfalls Unterstützung erwarten zu können. Solidarität bezeichnet also 
das gegenseitige Eintreten füreinander in einer Gemeinschaft oder Gesellschaft.

Sozialwesen
Das Sozialwesen umfasst Einrichtungen wie Krankenhäuser und Pflegeheime, aber auch die Jugendhilfe 
und sämtliche Maßnahmen zur sozialen Sicherung in Deutschland.

Stimmberechtigte/-r
Eine Person ist stimmberechtigt, wenn sie an einer Wahl teilnehmen darf, zum Beispiel weil sie ein be-
stimmtes Alter erreicht hat.

Urteilsfähigkeit
Unter Urteilsfähigkeit versteht man die Fähigkeit, sich selbstständig mithilfe von möglichst objektiven 
Informationen eine eigene Meinung und ein Urteil zu einem Thema zu bilden. Vor allem in der Schule soll 
die Urteilsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen gefördert werden.

Volksabstimmung
Eine Volksabstimmung findet in Baden-Württemberg statt, wenn ein Volksbegehren vom Landtag abge-
lehnt oder verändert wird. Eine Volksabstimmung ist in der Regel bindend, wenn die Mehrheit der Abstim-
menden, allerdings mindestens ein Fünftel der Stimmberechtigten aus ganz Baden-Württemberg, mit „Ja“ 
stimmt. 

Volksbegehren
Die Bürger/-innen von Baden-Württemberg können mit einem Volksbegehren einen Gesetzentwurf in den 
Landtag einbringen, über den im Landtag abgestimmt werden muss. Dafür müssen mindestens 10 % der 
Bürger/-innen Baden-Württembergs das Volksbegehren mit einer Unterschrift unterstützen.

Wahlrecht – aktives/passives
Das aktive Wahlrecht legt fest, welche Personen selbst wählen dürfen und damit wahlberechtigt sind. Das 
passive Wahlrecht legt fest, welche Personen von anderen gewählt werden können, also wählbar sind. 
Häufig besitzen die Personen, die das aktive Wahlrecht haben, auch das passive Wahlrecht. Das muss aber 
nicht zwingend der Fall sein.

Wehrpflicht
Wehrpflicht bedeutet, dass die Bürger (manchmal auch Bürgerinnen) eines Staates für einen bestimmten 
Zeitraum bei der Armee ihres Landes dienen müssen. In Deutschland gab es die Wehrpflicht von 1957 bis 
zum Jahr 2011: Alle tauglichen Männer mussten ab dem Alter von 18 Jahren einen Wehrdienst bei der 
Bundeswehr oder einen Zivildienst im sozialen Bereich (beispielsweise in einem Pflegeheim, in einem 
Jugendhaus oder in einem Krankenhaus) ableisten. Der Wehrdienst dauerte je nach wahrgenommener 
äußerer Bedrohung zwischen sechs und 18 Monaten, der Zivildienst zwischen sechs und 20 Monaten.
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